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gentechnische Bereiche, z.B. Labore, Tierstallungen und Produktionsbereiche der höheren Sicherheitsstufen, in 
denen mit Organismen (z.B. Bakterien, Viren, Pilze) der Risikogruppen S3**-, S3- und S4- gearbeitet wird. Erhöh-
te Sicherheitsanforderungen ergeben sich zusätzlich für Labore, wenn diese Organismen dort gentechnisch ver-
ändert werden. S3 und S4 Labore werden für den normalen Laborbetrieb mit entsprechenden Lüftungs- und 
Hochleistungsschwebstoff-Filteranlagen ausgerüstet. Der Unterdruck im Labor muss unter allen Umständen ge-
währleistet werden. Die Filteranlage muss durch entsprechende Maßnahmen auch im Brand- und Brandbekämp-
fungsfall ordnungsgemäß funktionieren und darf hierbei weder durch hohe Temperaturen, noch durch Brand-
rauch oder das Löschmedium beschädigt werden. In dieser Arbeit wird auf  die Risikogruppen der Organismen 
(Gefährlichkeit der Erreger: minimale Infektionsdosis, Kontagiosität, Manifestationsindex, Inkubationszeit), geziel-
te und nicht gezielte Tätigkeiten mit biologischen Arbeitsstoffen (auch im Hinblick auf  die Gefährdung von Feu-
erwehreinsatz- und Rettungskräften durch Infektionen im Einsatz), Druckverhältnisse und Ventilationsbedingun-
gen, unterschied-liche Brandlasten (brennbare Flüssigkeiten und Gase, glutbildende Brandstoffe wie z.B. Chemi-
kalien, Kühlgeräte, Druckbehälter, Futtermittel, Streu, Kunststoffkäfige, elektronische und elektrische Anlagen 
(Messtechnik, EDV etc.), Inaktivierung und Desinfektion (Überprüfung der Wirksamkeit, mögliche Gesundheitsge-
fährdung, Verträglichkeit mit den zu desinfizierenden Objekten) näher eingegangen. Die Auslösung von Wasser-
löschanlagen und von Gaslöschanlagen kann im Brandfall zu kritischen Zuständen mit erheblicher Rückwirkung 
auf die Aufrechterhaltung der für diese Labore im Betrieb erforderlichen Sicherheitsmaßnahmen führen. Von 
ganz entscheidender Bedeutung sind hierbei die Eigenschaften der eingesetzten ortsfesten Löschanlagen 
(Sprinkler, Nieder- und Hochdruck-Wassernebel, Inertgase, Halonersatzstoffe, Sauerstoffreduktion) und die Beur-
teilungskriterien für den Einsatz in diesen Bereichen. Hierzu zählen die Art der Branddetektion, die Löschwirkung, 
die Wirkung von  Alarmierungseinrichtungen und des Löschmittels auf Mensch und Tier, insbesondere auch bei 
Fehlauslösung, die Löschmittelrückhaltung und die Inaktivierung des ggf. mit Organismen kontaminierten Lösch-
mittels sowie die Wechselwirkungen des Brandrauches und des Löschmittels mit den Hochleistungsschwebstoff-
filtern. Aus den aus dieser Untersuchung gewonnenen Erkenntnissen ist es erforderlich, Brand- und Löschversu-
che in einer originalgetreuen Laboranordnung mit der entsprechend dort vorhandenen Lüftungstechnik, Brandlast 
und diversen ortsfesten Löschanlagen durchzuführen. Die Beurteilung der Funktionsfähigkeit einer Löschanlage 
ohne Brand reicht hier keinesfalls aus. Gegenwärtig wird für diese Untersuchungen ein Versuchsraum mit 
Schleuse in Anlehnung an ein Labor der Sicherheitsstufe S3 an der FFB errichtet. 
Schlagwörter: Brand- und Rauchausbreitung, Branddetektion, Löschanlagen, Sprinkler, Wassernebel, Inert-
gas- und Gaslöschanlagen, Halonersatzstoffe, Sichtverhältnisse, Brandrauch, Mikrobiologie, Genlabore, 
biologische Gefährdung, biologische Sicherheit, Organismen, Sicherheitsstufen, Risikogruppen 
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1.  EINLEITUNG 
 
Wie die aktuellen Epidemiologischen Bulletins des Robert  Koch Institutes [37] zeigen, 
ist Forschung auf dem Gebiet der krankheitserregenden Organismen  von größter Bedeu-
tung. Um die Problematik etwas näher darzustellen, sollen an dieser Stelle zwei Beispiele 
aufgeführt werden. 
 
MRSA (Multi-resistenter Staphylococcus aureus)-Bakterienstämme stellen aufgrund von 
fehlenden wirksamen Antibiotika eine große lebensbedrohliche Gefahr für Patienten beson-
ders in Krankenhäusern und Pflegeeinrichtungen dar. MRSA-Stämme, die zu einer Infektion 
führen, können  zum einen vom betroffenen Patienten selbst stammen, oder von anderen 
Menschen oder Tieren bzw. über Gegenstände in der Umgebung (z.B. gemeinsam benutzte 
Badetücher) übertragen werden. In den meisten Fällen erfolgt die Übertragung durch die 
Hände z.B. des Pflege- und ärztlichen Personals. 
 
Seit Anfang des Jahres 2010 haben Hantavirus-Infektionen zum Beispiel in Baden-
Württemberg deutlich zugenommen. Die Hantavirus-Erkrankung beginnt meist mit abrupt 
einsetzendem hohem Fieber, das über 3–4 Tage anhält. Begleitend treten unspezifische 
grippeähnliche Symptome wie Kopfschmerzen, Bauchschmerzen und Muskelschmerzen 
auf. Charakteristisch ist bei einem Teil der Patienten eine dialysepflichtige Niereninsuffi-
zienz, die reversibel ist. Die Viren werden von infizierten Nagetieren über Speichel, Urin und 
Kot ausgeschieden und können darin einige Zeit infektiös bleiben. Die Übertragung auf den 
Menschen erfolgt durch die Inhalation virushaltiger Aerosole, durch den Kontakt der verletz-
ten Haut mit kontaminiertem Staub oder durch Bisse. Beim Aufenthalt in oder bei Säube-
rung von potenziell kontaminierten Bereichen (z. B. Keller, Schuppen, Garagen, Dachbo-
den) sollte vor Betreten ausreichend gelüftet werden. Eine Staubentwicklung sollte grund-
sätzlich vermieden werden oder, falls das nicht möglich ist, eine Atemschutzmaske getra-
gen werden. Für die Beseitigung von toten Mäusen, Mäusekot und -urin empfiehlt sich der 
Einsatz von Einmalhandschuhen, die großzügige Benetzung des kontaminierten Areals mit 
handelsüblichen Reinigungsmitteln und das Entsorgen von Putzlappen und ggf. Kadavern 
in verschlossenen Plastikbeuteln über den Hausmüll. 
 
Aufgrund dieser zunehmenden Bedeutung der Erforschung und Bewertung des Risikopo-
tentials von Organismen mit und ohne gentechnische Veränderungen werden vermehrt 
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Hochsicherheitsbereiche für Labor- und Produktionsbereiche errichtet. 
 
Biologische Gefahrstoffe sind oft geruchs-, geschmacks- und farblos. Für Feuerwehr-
einsatzkräfte und Rettungskräfte ist das rechtzeitige Erkennen des Gefährdungspotentials 
insbesondere auch im Hinblick auf die Wahl der geeigneten persönlichen Schutzausrüstung 
und um geeignete Gefahrenabwehrmaßnahmen zu treffen von größter Bedeutung. 
 
In Hochsicherheitsbereichen, in denen mit gefährlichen Organismen gearbeitet wird, werden 
höchste Sicherheitsanforderungen an die technische Gebäudeausrüstung gestellt. Diese 
kontrollierten Bereiche (Containments) stellen hierbei eine technische Barriere mit hohen 
Dichtheits-Anforderungen gegen das Austreten gefährlicher biologischer Organismen dar.  
 
Hierbei sind einige Schutzziele zu verfolgen. 
 
An erster Stelle steht bei der Betrachtung dieser Hochsicherheitsbereiche der Personen-
schutz, jedoch muss auch verhindert werden, dass z.B. Forschungs- und Produktionsberei-
che mit aufwendiger messtechnischer und apparatetechnischer Ausstattung in größerem 
Ausmaß durch den Brand so beschädigt werden, dass es zu teuren Produktionsausfällen 
und Verzögerungen bei den Forschungsarbeiten kommt. Nicht vernachlässigt werden sollte 
auch der Schutz von teuren Versuchstieren in Tierhaltungsräumen und Tierstallungen. 
 
In Verbindung mit den hiermit verbundenen Chancen und Risiken der Forschung soll in der 
vorliegenden Arbeit das Risiko des Brandes in einem dieser Hochsicherheitsbereiche näher 
untersucht werden. Von größter Bedeutung ist dabei, dass ein Brand frühzeitig detektiert 
und bekämpft wird und keine zusätzliche Gefährdung aufgrund der Organismen auftritt. 
 
Vor dem Hintergrund der Brandschutzforschung im Interesse der Feuerwehren steht der 
Schutz dieser Bereiche auch und gerade hinsichtlich der Sicherstellung eines gefähr-
dungsarmen abwehrenden Brandschutzes für die Feuerwehr und sonstige Einsatz- und 
Rettungskräfte im Focus. 
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2.  BRAND- UND RAUCHAUSBREITUNG IN GEBÄUDEN -  
 ALLGEMEINE GEFÄHRDUNGSDARSTELLUNG 
 
Nach den Bauordnungen müssen bauliche Anlagen so beschaffen sein, dass 
 
• der Entstehung eines Brandes und 
• der Ausbreitung von Feuer und Rauch vorgebeugt wird, 
• die Rettung von Menschen und Tieren 




Daneben lassen sich aus der Musterbauordnung (MBO) weitere allgemeine Schutzziele ableiten: 
 
Schutz von Leben und Gesundheit 
Die Nutzer eines Gebäudes, Feuerwehrleute und auch unbeteiligte Personen, die sich in der 
Nähe des Gebäudes aufhalten, sind potentiell durch einen Brand gefährdet. Die Hauptziele zum 
Schutz des Lebens sind deshalb folgende: 
•    Die Gebäudenutzer sollen das Gebäude verlassen können, ohne in eine gefährliche Situation 
oder sonstige widrige Umstände zu geraten (Prinzip der Selbstrettung). 
•   Feuerwehrleute müssen durch vorbeugende Brandschutzmaßnahmen in der Lage sein: 
•   wirksam zu Retten, 
•   die Ausbreitung eines Brandes zu verhindern. 
 
Umweltschutz 
Ein Großbrand oder das Freisetzen von großen Mengen von Gefahrstoffen hat erhebliche negative 
Auswirkungen. Die Umweltschäden übersteigen häufig die eigentlichen Brandschäden und sind bei 
der Festlegung der aus den Schutzzielen abgeleiteten funktionalen Anforderungen zu beachten. 
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Nachbarschaftsschutz/ natürliche Lebensgrundlagen 
Schädliche Auswirkungen eines Brandes auf die Nachbarschaft sollen weitest gehend vermie-
den werden.  
Die Auswirkungen eines Brandes auf die künftige Betriebsfähigkeit einer Verwaltung/Anstalt o. ä. 
können beträchtlich sein, zum Beispiel für 
•   die Bausubstanz und Struktur des Gebäudes, 
•   den Inhalt des Gebäudes, 
•   den laufenden Betrieb, 
•    Betriebsausfälle, die nicht oder nur räumlich und zeitlich begrenzt hingenommen werden 
können. 
 
Von Bedeutung hierbei sind auch evtl. aufkommende Diskussionen und Streitfälle mit Be-
hörden und Umweltorganisationen bezüglich der Freisetzung bzw. Ableitung von radioakti-
ven, gentechnischen, biologischen und toxischen Stoffen in die Umgebungsluft bzw. in das 
Abwasser. 
 
Bei einem Brand in einem Raum ist ohne schnelle Alarmierung, ohne frühzeitige Lösch-
maßnahmen bzw. schnellen Feuerwehreinsatz mit erheblichen Personen- und Sachschä-
den durch schnelle Brand- aber vor allem Rauchausbreitung zu rechnen.  
 
Eine besondere Bedeutung haben im Brandfall außer den Flammen und heißem Brand-
rauch die Toxizität von Brandrauch und der Sauerstoffmangel auf Menschen und Tiere 
sowie die Verrauchung von Flucht- und Rettungswegen. Weiterhin führt Brandrauch ggf. zu 
beträchtlichen Sachschäden z.B. in Form von Korrosionsschäden und allgemeiner Konta-
mination.   
 
Bereits in der Brandentstehungsphase (Schwelphase) bilden sich bei vergleichsweiser 
geringer Brandleistung große Mengen an hochtoxischem Brandrauch.  
 
Die im Brandrauch enthaltenen Gase können innerhalb weniger Minuten zu Bewusstlosig-
keit und dann zum Tode führen. Menschen werden häufig im Schlaf überrascht und unmit-
telbar bewusstlos. In brandrauchgefüllten Räumen und Treppenräumen ist die Orientierung 
schwierig bis unmöglich. 
 
 5
Es ergeben sich schnell eingeschränkte Sichtverhältnisse.  
 
Toxische Gase im Brandrauch verursachen bei sehr kurzen Einwirkungszeiten im Allgemei-
nen noch keine Gesundheitsschäden. Durch die eingeschränkten Sichtverhältnisse wird 
jedoch die Zeit für das Verlassen der mit den toxischen Gasen angefüllten Räume und 
Treppenräume vergrößert bzw. die Zeit bis zum Auffinden von an der Flucht gehinderten 
Personen durch Rettungskräfte verlängert, wodurch die Einwirkungsdauer so groß werden 
kann, dass dadurch Gesundheitsschäden auftreten. 
 
Bei geringem thermischem Auftrieb des Brandrauchs, dem Einfluss von Wind auf Öffnun-
gen oder dem Einfluss von Löschanlagen kann eine ausreichend schnelle Entrauchung be-
trächtlich erschwert werden.  
 
Bild 1 zeigt die Gefährdungen durch Brandrauch und Sauerstoffmangel bei Bränden und im 
Vergleich mit einem realen Wohnzimmerbrand wie schnell zulässige Grenzwerte über bzw. 
unterschritten werden können. Bereits unter 2 Minuten können tödliche Brandrauchkonzent-
rationen auftreten. 
 
Personen werden im Brandraum in den meisten Fällen zunächst durch die aus der Brand-
beteiligung der Inneneinrichtung der Räume resultierenden Schadstoffe und Wärmeeinwir-
kung und dann im weiteren Brandverlauf durch die Brandbeteiligung der Bauprodukte ge-
fährdet. 
 
Brandschutztechnische Maßnahmen müssen neben den im Brandfall auftretenden Belas-
tungen insbesondere die Materialeigenschaften der verwendeten Baustoffe, mit dem 
Schwerpunkt ihres Verhaltens bei hohen Temperaturen berücksichtigen. Im Brandfall 
kommt es ohne schnelle Brandbekämpfung nicht nur zum direkten Kontakt der Bauprodukte 
mit dem heißen Brandrauch, sondern auch zum direkten Flammenkontakt. 
 
Es ist aufgrund einer Vielzahl von Untersuchungen bekannt, dass Personen in Räumen, in 
denen ein Brand entsteht, nur dann überleben können, wenn durch eine schnelle Alarmie-






Bild 1: Gefährdung durch Brandrauch und Sauerstoffmangel bei Bränden [194] 
 
Ohne schnelle Brandbekämpfungsmaßnahmen besteht bei einem Raumbrand die Gefahr 







Die nachstehenden Angaben dienen dazu, das Gefährdungspotential dieser Ereignisse 
auch hinsichtlich der Zeitschiene „Brand“ deutlich zu machen. Von derartigen Ereignissen 
gehen erhebliche Gefährdungen sowohl für das Gebäude und seinen Inhalt als auch für die 






Der Backdraft nach Bild 2 tritt unter folgenden Bedingungen auf: 
 
• Brennbare Dämpfe, die im Brandbereich entstanden sind, konnten aufgrund von Sauer-
stoffmangel und/oder starker Abkühlung (z.B. an kalten Wänden) nicht vollständig verbren-
nen.  
• Durch Einmischen von Frischluft (z.B. Öffnen einer Tür oder Zerstörung eines Fensters) 
und bei Vorhandensein einer Zündquelle können diese brennbaren Dämpfe wieder gezün-
det werden und verbrennen dann schlagartig mit dem Erscheinungsbild einer Verpuffung. 
• Zündquellen sind z.B. die im Brandraum herrschende Temperatur, Bereiche mit Flammen-
bildung oder glimmende Bereiche 
• Besondere Gefährdung tritt auf durch Feuerball, Stichflammenbildung, umherfliegende Tei-
le und Glassplitter. 
 
Bei einem Backdraft handelt es sich nicht um eine Explosion im eigentlichen Sinne, sondern 
um eine Verpuffung. Bei einer Verpuffung beträgt der Druck weniger als 0,01 MPa (0,1 bar) 
und ist damit erheblich geringer als bei einer Explosion. Bereits bei diesem vergleichsweise 
kleinen Druck entstehen schwere Schäden an Bauwerksstrukturen und sonstigen Bau-
werksbestandteilen, wie z.B. Verglasungen (siehe Bild 3 nach Neumann [196]).  
 
Bild 4 zeigt eine Auswahl brennbarer Brandpyrolysegase mit den charakteristischen Explo-
sionsgrenzen in Luft sowie den Zündtemperaturen. Bei diesen Tabellenwerten ist darauf 
hinzuweisen, dass es sich um die Explosionsgrenzen bei Raumtemperatur 20°C handelt. 
Bei höheren Raumtemperaturen erweitern sich diese Zündgrenzen stetig, so dass auch bei 
geringerem Sauerstoffangebot noch eine Verbrennung ablaufen kann. 
 
Es gibt kein sicheres Anzeichen für einen bevorstehenden Backdraft. In den meisten Fällen 





Bild 2: Gefährdung von Feuerwehreinsatzkräften durch Backdraft nach Wieder, 
 M.A. et al [195]. 
 




Bild 4: Auswahl brennbarer Brandpyrolysegase 
 
 
Der Rollover nach Bild 5 und 6 ist gekennzeichnet durch folgende Eigenschaften 
 
• Überhitzte zündfähige Brandpyrolysegase und -dämpfe bilden eine Rauchschicht im De-
ckenbereich. Bei eingeschränkter Sauerstoffzufuhr steigt die Konzentration der bei der Py-
rolyse produzierten brennbaren Gase und von Kohlenmonoxid in der Rauchschicht trotz 
vorhandener Zündquelle (heißer Rauch) über die obere Zündgrenze an und es entstehen 
Flammenzungen an der Grenzschicht Rauch/Luft, wo ein zündfähiges Konzentrationsver-
hältnis vorliegt. Die Brandpyrolysegase und -dämpfe können dabei unsichtbar (farblos) 
sein. 
• Bei Wiedererlangung zündfähiger Verhältnisse (Durchströmen eines ausgedehnten oder 
verschachtelten Bauwerkes, Bersten eines Fensters oder Öffnen einer Tür) können sich 
die Rauchgase mit einer Stichflamme in den Nachbarraum ausbreiten und z.B. die Feuer-
wehreinsatzkräfte überrollen. 
• Durchzündung der Rauchschicht (häufig in Verbindung mit einer Stichflamme) erfolgt ohne 
signifikanten Druckanstieg bei gerade ausreichender Sauerstoffzufuhr. 
• Zunächst brennen nur die Brandpyrolysegase und -dämpfe, noch nicht die Raumeinrich-






Bild 5: Gefährdung von Feuerwehreinsatzkräften durch Rollover nach Wieder, 
 M.A. et al [195]. 
 




Der eigentliche Flashover nach Bild 7 und 8 tritt bei folgenden Bedingungen auf: 
 
• wenn sich in einem Raum die Oberfläche des brennbaren Materials durch Wärmeeinstrah-
lung aus den Flammen und aus der heißen Rauchschicht unterhalb der Decke soweit auf-
geheizt hat, dass quasi schlagartig in großer Menge brennbare Pyrolysegase und -dämpfe 
entstehen, die mit der im Raum vorhandenen Luft ein zündfähiges Gemisch bilden und 
durch die vorhandenen Flammen oder durch andere Zündquellen gezündet werden.  
• Er setzt dann ein, wenn: 
Temperatur in der Rauchschicht: ca. 500 - 600°C 
Wärmestrahlung im Bodenbereich bzw. an der Mehrzahl der Oberflächen brennbarer 
Stoffe ca. 20 kW/m² (Sonnenstrahlung ca. 1 kW/m²) 
• Die Raumtemperatur steigt schlagartig an, wobei zwischenzeitlich ein kurzfristiger Tempera-
turabfall beobachtet wird.  
(Dieser Effekt des kurzfristigen Temperaturabfalls dürfte im Wesentlichen auf die hohen Rußanteile zurückzu-
führen sein, die in einer Verringerung der aus den Flammen an Messfühlern auftretenden Wärmestrahlung re-
sultieren. Dieser Effekt hält nur für kurze Zeit an, wie bereits angeführt. Danach steigt die Raumtemperatur auf 
Werte > 800°C an, wobei diese Größe erheblich von der Menge an brennbarem Material bzw. seiner Oberflä-
che und der Größe der Ventilationsöffnung  mitbestimmt wird (siehe hierzu auch die Temperaturangabe von 
1120°C  in Bild 8 nach dem Flashover) 
• Der Flashover ist verbunden mit beträchtlicher Pyrolysegasproduktion, Rußanreicherung 
und Sauerstoffverringerung in der Rauchschicht mit kurzfristigem Temperaturabfall. Bei ein-
geschränkter Sauerstoff-Zufuhr in den Brandraum wächst die Konzentration der Pyrolyse-
gase und von Kohlenmonoxid in der Rauchschicht trotz vorhandener Zündquelle über die 
obere Zündgrenze an. Es bilden sich Flammenzungen („dancing angels“) an der Grenz-
schicht Rauch/Luft an den Stellen, wo ein zündfähiges Konzentrationsverhältnis vorliegt.  
• Nach dem Flashover brennt in der Regel das gesamte im Raum befindliche brennbare Ma-
terial.  
• Beim Flashover erfolgt der Übergang vom brandlast- zum ventilationsgesteuerten Brand => 
Übergang von der Brandentwicklungsphase zum stationären Abbrand 
• Durch frühzeitige Abkühlung der Rauchgase (Löscheinsatz) wird die Gefahr eines "Flasho-






Bild 7: Gefährdung von Feuerwehreinsatzkräften durch Flashover nach Wieder, 
 M.A. et al. [195]. 
 




Bild 9: Zeit bis zum Auftreten eines Flashovers (Kunkelmann [194]) 
 
Wie eine Untersuchung des in- und ausländischen Schrifttums zu Versuchsbränden (mit 
aufgetretenem Flashover) an der Forschungsstelle für Brandschutztechnik gezeigt hat (Bild 
9), tritt ein Flashover je nach Raumgeometrie, Ventilationsbedingungen und Brandlast im 
Zeitbereich zwischen 1 Minute und 30 Minuten auf. Die durchschnittliche Zeit liegt bei ca. 7 
min. Bei einem Raumbrandversuch an der Forschungsstelle für Brandschutztechnik trat der 
Flashover bei einem gewöhnlichen Wohnzimmerbrand bereits nach 3 Minuten auf. 
 
Durch die beim ventilationsgesteuerten Vollbrand entstehenden Temperaturen von zumeist 
über 1000°C  werden Stahl-, Leichtmetall-, Holz-, Glas- und Kunststoffprodukte in kurzer 
Zeit  zerstört bzw. unbrauchbar und können deshalb ihre vorgesehene Funktion nicht mehr 
erfüllen. 
 
Bild 10 zeigt die maximal zulässigen Betriebstemperaturen für Verglasungen, wobei hier 
nicht nur das Glas selbst, sondern im besonderen Maße auch die Rahmenkonstruktion und 
die Rahmenwerkstoffe einen ganz entscheidenden Einfluss auf das Bruchverhalten haben.  
 
Die Zerstörung einer Verglasung bei einem Brand wiederum hat einen ganz entscheiden-
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den Einfluss auf den weiteren Brandverlauf, ob es zum Beispiel aufgrund einer zunächst 
nicht zerstörten Verglasung beim Schaffen einer Öffnung zu einer Rauchgasdurchzündung 
oder einem Backdraft kommt oder ob bei ausreichender Ventilation ein Flashover eintritt.  
 
Gerade diese Eigenschaften von Verglasungen können bei den später noch näher be-
schriebenen Laboren und Bereichen der Sicherheitsstufen S3 und S4 mit dichten bruchsi-
cheren Fenstern zu kritischen Zuständen beim Brand führen. 
 
Diese Risiken können in den überwiegenden Fällen nur durch eine einwandfrei funktionie-
rende und schnell auslösende automatische ortsfeste Löschanlage in Verbindung mit der 
erforderlichen Brandmeldetechnik verringert werden. Voraussetzung hierfür ist, dass die 
eingesetzte Löschanlage und das verwendete Löschmittel für die Brandbekämpfung im 
speziellen Fall geeignet sind. Die zu erwartende Beschädigung der Inneneinrichtung des 









Ein weiteres Gefahrenpotential ergibt sich durch die betriebsbedingte Lagerung von Druck-
gasbehältern (siehe Knorr [178]). Im Hinblick auf die unterschiedlichen Eigenschaften der 
Füllgase müssen folgende Fälle als Ursachen für einen möglichen Druckbehälterzerknall 
unterschieden werden: 
• Gase, die sich bei Normaltemperatur nicht verflüssigen lassen (z.B. Stickstoff, Sauer-
stoff, Wasserstoff, Argon Helium), werden mit Drücken bis zu 300 bar gasförmig ver-
dichtet und in Druckbehälter gefüllt. Der maximal zulässige Fülldruck ist so bemes-
sen, dass auch eine mögliche Drucksteigerung durch intensive Sonneneinstrahlung 
den Druckbehälter nicht zum Bersten bringt. Dies kann aber eintreten, wenn dieser 
durch äußeres Feuer erhitzt wurde. Z. B. ergibt sich bei einem idealen Gas folgender 
lineare Innendruckanstieg bei Temperaturerhöhung ausgehend von Raumtemperatur 
und einem Fülldruck von 200 bar => ca. 300°C: 400 bar, => ca. 600°C: 600 bar. 
• Gase, die sich bei Normaltemperatur durch Druck verflüssigen lassen (z.B. Propan, 
Kohlendioxid, Ammoniak, Lachgas), werden mit Drücken bis zu 60 bar in flüssigem 
Zustand in Druckbehälter gefüllt. Ein Behälter mit druckverflüssigtem Gas kann bers-
ten, wenn er entweder mäßig überfüllt ist und geringfügig erwärmt wird oder normal 
gefüllt ist und erheblich z.B. durch Feuer erwärmt wird. In beiden Fällen bewirkt die 
Erwärmung eine Ausdehnung der Flüssigkeit, bis diese den Behälter vollständig füllt 
und der Druck der inkompressiblen Flüssigkeit den Behälter bei Überschreiten des 
Berstdruckes hydraulisch sprengt. Die siedende Flüssigphase des Gases verdampft 
dann durch die Druckentlastung zu ca. 30 - 50 % schlagartig und reißt die noch vor-
handene Flüssigphase als Aerosol mit: Es kommt zum BLEVE (Boiling Liquid Ex-
panding Vapour Explosion, siehe Bild 11 und 12). Dieses Phänomen tritt auch auf 
bei unterdimensionierten Berstscheiben oder Sicherheitsventilen oder anderen Kom-
ponenten als Sicherheitseinrichtungen, wenn aufgrund der Wärmeeinwirkung der 
Druck nicht ausreichend schnell abgebaut werden kann. Z.B. beträgt die Temperatur 
bei Propan/Butan, ab der bei höchstzulässiger Füllmenge die hydraulische Spren-
gung auftreten kann, 60°C bis 70°C. Ist das Gas brennbar, kommt es neben den 
umherfliegenden zerborstenen Teilen zur explosionsartigen Verbrennung mit Feuer-
ball. Die Vorhersage der Zeitdauer bis zum BLEVE ist nicht möglich. Der Gefahren-




Bild 11: Gefährdungspotential durch Brände von Spraydosen nach Pölzl, A. [197]  
 und Widetschek, O. [198] 
 
Bild 12: Gefährdungspotential durch Brände von Einwegfeuerzeugen nach  




Ein besonderes Problem stellen auch Acetylengasflaschen (z.B. in Werkstattbereichen) dar 
(siehe Knorr [177]). Zwar ist der akute Zerknall in Folge einer Wärmebeaufschlagung wie 
bei anderen verflüssigten Gasen fast immer auf den Effekt  der hydraulischen Sprengung 
und nicht auf eine Acetylenzersetzung zurückzuführen. Acetylen weist aber in Folge seiner 
chemischen Instabilität eine Besonderheit auf: Während nämlich unter Druck (gasförmig 
oder verflüssigt) gespeicherte Gase nach Beendigung der äußeren Erwärmung wieder in 
ihren ursprünglichen stabilen Druckzustand zurückkehren, kann eine eingeleitete Acetylen-
zersetzung auch nach Beendigung der äußeren Erwärmung fortschreiten, den Druck in der 
Acetylenflasche weiter steigern und noch nach Stunden zu einem Behälterzerknall führen.  
 
Man erkennt, dass der Druckbehälterzerknall vergleichsweise bereits bei geringen Tempe-
raturen und daher bei schneller Brandentwicklung in sehr kurzer Zeit vorkommen kann. 
 
Bei starker Verrauchung im Gebäude sind Druckbehälter nicht bereits von weitem erkenn-
bar. Das Zerbersten von Druckbehältern gefährdet Personen in besonderem Maß und hat 
eine beträchtliche zerstörerische Wirkung auf die Bauwerkskonstruktion. Das Risiko für die 





3. BIOLOGISCHE GEFÄHRDUNG - BESONDERHEITEN IN GEBÄUDEN 
MIT MIKROBILOGISCHEN UND GENTECHNISCHEN BEREICHEN 
 
Bei der Brandbekämpfung in Anlagen mit mikrobilogischen und gentechnischen Bereichen 
ist neben den Gefährdungen, die aufgrund eines „normalen“ Brandes entstehen, ggf. auch 
mit dem Freisetzen von gefährlichen Organismen als auch von radioaktiven Substanzen zu 
rechnen, die z. B. für die Diagnostik verwendet werden. 
  
Hierdurch ergeben sich besondere Aufgabenstellungen für die Feuerwehreinsatzkräfte, da 
im Brandfall mit der unkontrollierten Freisetzung derartiger Substanzen zu rechnen ist.  
 
In den Literaturstellen [1] bis [134] findet sich eine Zusammenstellung von wichtigen Ver-
ordnungen, Richtlinien und Veröffentlichungen sowie eine Auswahl von Webseiten von Mi-
nisterien, Bundesämtern, Kommissionen, Instituten und Ausschüssen zur Thematik Gen-
technik und Sicherheit.  
 
Soweit dies möglich ist, wurde direkt ein elektronischer Verweis (Hyperlink) auf die entspre-
chende Literaturstelle eingefügt. Diese Verweisziele waren bei der Erstellung des For-
schungsberichtes aktuell, können jedoch aufgrund von zwischenzeitlich vorgenommenen 
Änderungen auf Webseiten nicht mehr gültig sein. 
 
Nachfolgend wird eine Zusammenstellung der wesentlichen Punkte gegeben. 
 
In der Liste risikobewerteter Spender- und Empfängerorganismen für gentechnische Arbei-
ten [84] macht das Bundesministerium für Gesundheit nach Anhörung der Zentralen Kom-
mission für die Biologische Sicherheit eine Liste von Organismen bekannt, die den Risiko-
gruppen 1 bis 4 nach den allgemeinen Kriterien gemäß § S Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 Satz 1 
der Gentechnik-Sicherheitsverordnung (GenTSV) [2] zugeordnet sind.  
 





Zellen und Zelllinien werden in die Risikogruppe 1 eingeordnet, wenn sie keine Organismen 
einer höheren Risikogruppe abgeben. Geben sie Organismen höherer Risikogruppen ab, 
werden sie in die Risikogruppe dieser Organismen eingeordnet. 
 
Für die medizinische Diagnostik unbekannter Erreger gelten eigene Bestimmungen (z. B. 
Bundesseuchengesetz, Biostoffverordnung). 
 
Die einzelne Risikogruppe definiert nicht ein einziges, jeweils "punktgenau" bestimmtes 
Wirkungspotenzial. Vielmehr umfasst jede Risikogruppe einen bestimmten Bereich, da in 
der Natur ein kontinuierliches Spektrum an Organismen von harmlos bis gefährlich vorliegt. 
 
Hier nicht genannte Organismen sind entsprechend den allgemeinen Einordnungskriterien 
zu klassifizieren. 
 
Die Kennzeichnung (AR) kennzeichnet die Einstufung nach der Arbeitnehmerschutzrichtli-
nie 2000/54/EG vom 18.09.2000. Entsprechend dem Anwendungsbereich der Richtlinie 
sollen nur Arbeitsstoffe, die bekanntermaßen Infektionskrankheiten beim Menschen hervor-
rufen, in die Einstufung aufgenommen werden.  
 
Bei bestimmten biologischen Arbeitsstoffen, die in die Gruppe 3 eingestuft und in der Liste 
mit zwei Sternchen (**) versehen wurden, ist das Infektionsrisiko für Arbeitnehmer begrenzt, 
da eine Infektion über den Luftweg normalerweise nicht erfolgen kann. Um festzustellen, ob 
unter den besonderen Umständen auf bestimmte Maßnahmen verzichtet werden kann, un-
terziehen die Mitgliedstaaten die auf  die biologischen Arbeitsstoffe angewendeten Sicher-
heitsmaßnahmen einer Beurteilung, bei der sie die Art der betreffenden Tätigkeiten und die 
Menge des jeweiligen biologischen Arbeitsstoffes berücksichtigen.  
 
An dieser Stelle soll zusätzlich auch die TRBA 100 [59] Abschnitt 5.4.2 zitiert werden: 
„Bestimmte biologische Arbeitsstoffe der Risikogruppe 3, die normalerweise nicht über 
den Luftweg übertragen werden, wurden im Rahmen der gemeinschaftlichen Einstufung 
von biologischen Arbeitsstoffen mit 2 Sternchen versehen. Für diese ist die starre Ver-
knüpfung von Schutzstufe und Sicherheitsmaßnahmen nach RL 2000/54/EG gelockert. 
Den Mitgliedstaaten obliegt es, unter Berücksichtigung der spezifischen Eigenschaften 
der betroffenen biologischen Arbeitsstoffe zu prüfen, auf welche Maßnahmen verzichtet 
werden kann. Die für gezielte Tätigkeiten mit biologischen Arbeitsstoffen der Risikogrup-
pe 3** notwendigen Maßnahmen sind im Folgenden zusammengefasst. Diese gelten 
auch für nicht gezielte Tätigkeiten, wenn diese aufgrund des Ergebnisses der 
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 Gefährdungsbeurteilung unter Bedingungen der Schutzstufe 3 durchgeführt werden 
müssen. 
(1) Grundsätzlich sind die Sicherheitsmaßnahmen der Schutzstufe 3 entsprechend Ab-
schnitt 5.4.1 einzuhalten, wobei auf folgende Maßnahmen verzichtet werden kann: 
 
- Unterdruck 
- Abluftfiltration der Raumluft mit Hochleistungsschwebstofffiltern, wenn die Arbeiten in 
einer Sicherheitswerkbank oder einem geschlossenen System durchgeführt werden. 
Autoklav innerhalb des Laborbereiches 
- die generelle Inaktivierung der Abfälle und Abwässer, wobei sichergestellt sein muss, 
dass eine Inaktivierung der kontaminierten festen und flüssigen Abfälle gewährleistet ist 
- Abdichtbarkeit zum Zwecke der Begasung. 
- eine Personenschleuse, sofern sie nicht in den organismen-spezifischen Tabellen des 
Anhangs 2 gefordert wird. 
 
Die im Anhang 2 aufgeführten organismen-spezifischen Maßnahmen sind zu be-
rücksichtigen.“ 
 
(siehe TRBA 100 [59]  Anhang 2: Mikroorganismenbezogene Sicherheitsmaßnahmen 
für biologische Arbeitsstoffe der Risikogruppe 3**.) 
 
Bereits in Laboren und Bereichen der Sicherheitsstufe 2 wird daher unter Umständen be-
reits mit biologischen Arbeitsstoffen der Risikogruppe 3** gearbeitet, die eine Krankheit 
beim Menschen hervorrufen können und eine Gefahr für Beschäftigte, Feuerwehr und Ret-
tungskräfte darstellen können. 
 
In den  Bildern 13 und 14 finden sich Auszüge aus der Liste risikobewerteter Spender- 
und Empfängerorganismen für Gentechnische Arbeiten des Bundesamtes für Verbrau-
cherschutz und Lebensmittelsicherheit (BVL) [84]. Im Literaturverzeichnis werden sowohl 
die Ausgabe 2001 als auch die Ausgabe 2010 aufgeführt. In der Ausgabe 2010 gibt es eini-








Bild 13:  Auszug aus der Liste risikobewerteter Spender- und Empfänger- 
   organismen für Gentechnische Arbeiten des Bundesamtes für  
 Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit (BVL)  





Bild 14:  Auszug aus der Liste risikobewerteter Spender- und Empfänger- 
   organismen für Gentechnische Arbeiten des Bundesamtes für  
 Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit (BVL) 





Beispielhaft sei hier auf die Einstufung des Hepatitis B-Virus und des  FSME (TBEV)-Virus 
hingewiesen. In dem Auszug der Ausgabe 1.3.2001 in Bild 13 und dem Auszug der Ausga-
be 15.6.2010 (Bild  14) finden sich folgende Unterschiede: 
 
FSME (TBEV)-Virus:  Risikogruppe 3* gem. Ausgabe 1.3.2001 
  Risikogruppe 3 gem. Ausgabe 15.6.2010 
Hepatitis B-Virus:  Risikogruppe 3* gem. Ausgabe 1.3.2001  
  Risikogruppe 2 gem. Ausgabe 15.6.2010 
 
Durch Änderungen der Risikogruppen in den Organismenlisten Ausgabe 2001 / Ausgabe 
2010 des Bundesamtes für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit  muss also ggf. 
überprüft werden, ob die Sicherheitsmaßnahmen z.B. in den entsprechenden Laboren ggf. 
angepasst werden müssen.  
 
Solche Änderungen haben ggf. auch Auswirkungen auf die Auswahl der persönlichen 
Schutzausrüstung der Feuerwehreinsatz- und Rettungskräfte. 
 
Zuständig für Anmeldungen und Genehmigungen gentechnischer Anlagen in Deutschland 
sind die Bundesländer. §28 des Gentechnikgesetzes GenTG [134] regelt, dass die Behör-
den der Bundesländer das Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit 
(BVL) über die im Vollzug des Gesetzes getroffenen Entscheidungen unterrichten.  
 
Das BVL bietet auf Grundlage der Meldungen der Bundesländer eine kurze Übersicht zu 
den in Deutschland zugelassenen gentechnischen Anlagen an: 
 
Bild 15 zeigt eine Übersicht der in Deutschland vorhandenen gentechnischen Anlagen 






Bild 15: Gentechnik in den Bundesländern - Gentechnische Anlagen  
  (Quelle: Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit, 
  ww.bvl.bund.de) 
 
 
Der nachfolgende Auszug der in der Tabelle im Anhang vollständig wiedergegebenen Gen-
technik-Sicherheitsverordnung - GenTSV [2] zeigt die besondere Problematik der  
Labore der Sicherheitsstufe 3 und 4 (engl.: Biosafety Level, BSL 3, BSL 4) mit den speziel-





Im Brandfall ergeben sich hierdurch besondere Aufgabenstellungen für Feuerwehreinsatz- 
und Rettungskräfte sowie besondere Anforderungen an die Löschanlagen- und Brandmel-
detechnik, auf die in den Abschnitten 4 und 5 näher eingegangen wird. 
III. Stufe 3 
1. Das Labor muss von seiner Umgebung abgeschirmt sein.  
2. Fenster dürfen nicht zu öffnen sein.  
3. In der Regel ist eine Schleuse einzurichten, über die das Labor zu betreten und zu verlassen ist. 
Die Schleuse ist mit zwei selbstschließenden Türen auszustatten, die bei bestimmungsgemä-
ßem Betrieb gegeneinander verriegelt sind. Sie muss eine Händedesinfektionsvorrichtung ent-
halten. In der Regel ist in der Schleuse ein Handwaschbecken mit Ellenbogen-, Fuß- oder Sen-
sorbetätigung einzurichten. In begründeten Einzelfällen kann auf eine Schleuse verzichtet wer-
den. Falls erforderlich, ist eine Dusche einzurichten.  
4. In der Schleuse ist geeignete Schutzkleidung anzulegen. Beim Arbeiten sind Schutzhandschuhe 
zu tragen. Schutzkleidung, geschlossene Schuhe und Schutzhandschuhe sind vom Betreiber 
bereitzustellen. Die Schutzkleidung ist vor der Reinigung oder der Beseitigung zu sterilisieren. 
Die Schutzkleidung umfasst einen an den Rumpfvorderseiten geschlossenen Schutzkittel mit 
Kennzeichnung, geschlossene Schuhe, die entsprechend der Tätigkeit anzulegen sind, sowie in 
Abhängigkeit von der Tätigkeit Mundschutz (Berührungsschutz).  
5. Jedes Labor sollte über eigene Laborgerätschaften verfügen. 
6. Ein Autoklav oder eine gleichwertige Sterilisationseinheit muss im Labor vorhanden sein.  
7. Bei Arbeiten, bei denen Aerosole entstehen können, muss stets in Sicherheitswerkbänken der 
Klasse I oder II gearbeitet werden.  
8. Der Zutritt zum Labor ist auf die Personen zu beschränken, deren Anwesenheit zur Durchfüh-
rung der Versuche erforderlich ist und die zum Eintritt befugt sind. Der Projektleiter ist verant-
wortlich für die Bestimmung der zutrittsberechtigten Personen. Eine Person darf nur dann allein 
im Labor arbeiten, wenn eine von innen zu betätigende Alarmanlage vorhanden ist.  
9. Im Arbeitsbereich anfallende zu sterilisierende Abwässer sind grundsätzlich einer thermischen 
Nachbehandlung zu unterziehen: Sammeln in Auffangbehältern und Autoklavierung oder zentra-
le Abwassersterilisation. Alternativ können auch erprobte chemische Inaktivierungsverfahren 
eingesetzt werden. 
Bei bestimmungsgemäßem Betrieb und unter Beachtung der organisatorischen Sicherheits-
maßnahmen fallen aus der Schleuse keine kontaminierten Abwässer an.  
10. Der Laborbereich muss zum Zwecke der Begasung abdichtbar sein.  
11. Sofern mit pathogenen Organismen gearbeitet wird, für die eine Übertragung durch die Luft nicht 
ausgeschlossen werden kann, muss das Labor unter ständigem, durch Alarmgeber kontrollier-
barem Unterdruck gehalten und die Abluft über Hochleistungsschwebstoff-Filter geführt werden. 
Die Rückführung kontaminierter Abluft in Arbeitsbereiche ist unzulässig.  
12. Für sicherheitsrelevante Einrichtungen wie Lüftungsanlagen, einschließlich Ventilationssystem, 
Notruf- und Überwachungseinrichtungen ist eine Notstromversorgung einzurichten. Zum siche-
ren Verlassen des Arbeitsbereichs ist eine Sicherheitsbeleuchtung einzurichten.  
13. Beim Auswechseln von Filtern z. B. der lüftungstechnischen Anlage oder der Sicherheitswerk-
bank müssen diese entweder am Einbauort sterilisiert oder zwecks späterer Sterilisierung durch 
ein geräteseits vorgesehenes Austauschsystem in einen luftdichten Behälter verpackt werden, 
so dass eine Infektion des Wartungspersonals und anderer Personen ausgeschlossen werden 
kann.  
14. Für die Kommunikation vom Labor nach außen muss eine geeignete Einrichtung vorhanden 
sein.  
15. Gentechnisch veränderte Organismen dürfen nur in bruchsicheren, dicht verschlossenen, ent-





IV. Stufe 4 
1. Das Labor muss entweder ein selbständiges Gebäude oder, als Teil eines Gebäudes, durch ei-
nen Flur oder Vorraum deutlich von den allgemein zugänglichen Verkehrsflächen abgetrennt 
sein. Das Labor soll keine Fenster haben. Sind Fenster vorhanden, müssen sie dicht, bruchsi-
cher und dürfen nicht zu öffnen sein. Es müssen Maßnahmen getroffen werden, die jedes unbe-
absichtigte oder unerlaubte Betreten des Labors verhindern. Alle Türen des Labors müssen 
selbstschließend sein. Die Arbeitsräume des Labors dürfen nur durch eine dreikammerige 
Schleuse betreten werden können.  
2. Die Schleuse muss gegen den Vorraum und die Arbeitsräume mit einer entsprechenden Druck-
staffelung versehen sein, um den Austritt von Luft aus dem isolierten Laborteil zu verhindern. 
Die mittlere Kammer der Schleuse muss eine Personendusche enthalten. Eine Einrichtung zum 
Einbringen großräumiger Gerate oder Einrichtungsgegenstände ist vorzusehen.  
3. Wände, Decken und Fußböden des Labors müssen nach außen dicht sein. Alle Durchtritte von 
Ver- und Entsorgungsleitungen müssen abgedichtet sein.  
4. Alle Innenflächen des Labors, einschließlich der Oberfläche der Labormöbel, müssen desinfi-
zierbar und gegen in diesem Labor benutzte Säuren, Laugen und organische Lösungsmittel wi-
derstandsfähig sein.  
5. Das Labor muss mit einem Durchreicheautoklaven ausgerüstet sein. Durch eine automatisch 
wirkende Verriegelung ist sicherzustellen, dass die Tür nur geöffnet werden kann, nachdem der 
Sterilisierungszyklus in der Schleuse beendet wurde. Zum Ein- und Ausschleusen von Geräten 
und hitzeempfindlichem Material ist ein Tauchtank oder eine begasbare Durchreiche mit wech-
selseitig verriegelbaren Türen vorzusehen.  
6. Das Labor muss durch ein eigenes Ventilationssystem belüftet werden. Dieses ist so auszule-
gen, dass im Labor ständig ein Unterdruck gegenüber der Außenwelt aufrechterhalten wird. Der 
Unterdruck muss vom Vorraum bis zum Arbeitsraum jeweils zunehmen. Der in der letzten Stufe 
tatsächlich vorhandene Unterdruck muss von innen wie von außen leicht kontrollierbar und über-
prüfbar sein. Unzulässige Druckveränderungen müssen durch einen hörbaren Alarm angezeigt 
werden.  
Zu- und Abluft sind so zu koppeln, dass bei Ausfall von Ventilatoren die Luft keinesfalls unkon-
trolliert austreten kann.  
Die Abluft aus dem Labor muss so aus dem Gebäude gelangen, dass eine Gefährdung der 
Umwelt nicht eintreten kann. Zu- und Abluft des Labors müssen durch zwei aufeinander folgen-
de Hochleistungsschwebstoff-Filter geführt werden. Die Filter sind so anzuordnen, dass ihre ein-
wandfreie Funktion in eingebautem Zustand überprüft werden kann. Zu- und Abluftleitungen 
müssen hinter den Filtern mechanisch dicht verschließbar sein, und ein gefahrloses Wechseln 
der Filter zu ermöglichen.  
7. Das Kondenswasser des Autoklaven muss sterilisiert werden, bevor es in die allgemeine Ab-
wasserleitung gelangt. Durch eine geeignete Anordnung von Ventilen und durch Hochleistungs-
schwebstoff-Filter gesicherte Entlüftungsventile sind diese Sterilisationsanlagen gegen Fehlfunk-
tion zu schützen.  
8. Alle Ver- und Entsorgungsleitungen sind durch geeignete Maßnahmen gegen Rückfluss zu si-
chern. Gasleitungen sind durch Hochleistungsschwebstoff-Filter, Flüssigkeitsleitungen durch 
keimdichte Filter zu schützen. Das Labor darf nicht an ein allgemeines Vakuumsystem ange-
schlossen werden.  
9. Im Labor muss ein mit Ellbogen, Fuß oder Sensor zu betätigendes Handwaschbecken mit Des-
infektionseinrichtungen oder ein besonderes Becken mit Desinfektionslösung zum Desinfizieren 
der Hände vorhanden sein. Es ist eine laborinterne Arbeitsvorschrift für die notwendigen Desin-
fektionsmaßnahmen zu erlassen.  
10. Für alle Arbeiten mit humanpathogenen Organismen gelten zusätzlich die folgenden Sicher-
heitsmaßnahmen:  
- Die Arbeiten dürfen nur in geschlossenen, gasdichten Sicherheitswerkbänken durchgeführt 
werden. Die Arbeitsöffnungen dieser Bänke sind mit armlangen, luftdicht angebrachten 
Schutzhandschuhen zu versehen. Die Belüftung dieser Sicherheitswerkbänke erfolgt durch 
individuelle Zu- und Abluftleitungen, die auf der Zuluftseite durch einen, auf der Abluftseite 
durch zwei aufeinander folgende Hochleistungsschwebstoff-Filter geschützt sind. Die Abluft 
der Sicherheitswerkbänke ist durch einen eigenen Kanal nach außen zu führen. Bei Normal-
betrieb haben die Sicherheitswerkbänke im Vergleich zum Arbeitsraum einen Unterdruck 
aufzuweisen. Es muss sichergestellt sein, dass bei einem Ausfall des Stromnetzes Alarm 
gegeben wird.  
- Die Ventile des Lüftungssystems müssen stromlos in einen sicheren Zustand gelan-
gen.  
- Die Sicherheitswerkbänke müssen eine Vorrichtung für das gefahrlose Ein- und Aus-
schleusen von Material und Gütern enthalten. Zum Zweck der Desinfektion der Arbeits-
bänke muss eine von außen zu bedienende Begasungsanlage vorgesehen werden.  
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Eine Alternative zu den geschlossenen, gasdichten Sicherheitswerkbänken ist die Ver-
wendung von fremdbelüfteten Vollschutzanzügen, die es erlauben, die unter den Si-
cherheitsmaßnahmen der Sicherheitsstufe 2 beschriebenen Sicherheitswerkbänke zu 
benutzen.  
- Zentrifugen, in denen Organismen zentrifugiert werden, mit denen nur unter den Be-
dingungen der Sicherheitsstufe 4 gearbeitet werden darf, dürfen nur in vergleichbaren 
Sicherheitswerkbänken betrieben werden oder sind entsprechend zu umbauen. 
11. Im Labor darf niemals eine Person allein tätig sein, es sei denn, es besteht eine kontinuierliche 
Sichtverbindung oder Kameraüberwachung. Eine Wechselsprechanlage nach außen oder eine 
Telefonverbindung muss vorhanden sein.  
12. Vor Betreten des Arbeitsbereichs sind alle Kleidungsstücke einschließlich Uhren und Schmuck 
im Raum vor der Dusche abzulegen. Es sind eine besondere Schutzkleidung und Schutzhand-
schuhe zu tragen. Vor Verlassen des Arbeitsbereichs ist in dem Teil der Schleuse, der unmittel-
bar an die Arbeitsräume angrenzt, die Arbeitskleidung in sterilisierbare Behälter abzulegen. Die 
Straßenkleidung darf erst nach Duschen mit Abseifen angezogen werden. Die abgelegte Klei-
dung verbleibt in der Schleuse und wird beim nächsten Betreten des Arbeitsbereichs nach Steri-
lisierung ausgeschleust. Schutzkleidung und Schutzhandschuhe sind vom Betreiber bereitzu-
stellen.  
 
Nach Brill, Woithe [44] liegt der Unterdruck gegenüber der Umgebung in einem Labor der 
Sicherheitsstufe S3 im Bereich zwischen - 30 und - 50 Pa. 
 
Nach Makulla [129] ergeben sich bei dem S4 Laborgebäude der Universität Marburg fol-
gende abgestufte Unterdrücke gegenüber der Umgebung: 
 Umgang:     - 30 Pa 
1. Schleuse:     - 50 Pa 
2. Schleuse:     - 50 Pa 
Autoklav mit Vorraum:   - 70 Pa 
3. Schleuse:     - 80 Pa 
Begasungsraum:    - 80 Pa 
Desinfektionsduschen:  - 110 Pa 
Geräteraum:    - 130 Pa 
S4 Labore:    - 130 Pa 





Nach Petter [106, 107] ist die Einstufung biologischer Arbeitsstoffe in bestimmte Sicher-
heitsstufen kein abgeschlossener Prozess, sondern wird aufgrund sich ständig ändernder 
wissenschaftlicher Erkenntnisse laufend fortgeschrieben.  
 
Das Verhalten gentechnisch veränderter Organismen in der Umwelt ist so gut wie uner-
forscht. 
 
Nach mündlichen Aussagen während eines Kurses zum Beauftragten für biologische Si-
cherheit am ehemaligen Forschungszentrum Karlsruhe, jetzt Campus Nord des KIT [6] und 
[7] besteht z.B. bei Zelllinien (Zellen einer Gewebeart, die sich im Lauf dieser Zellkultur un-
begrenzt fortpflanzen können) die Möglichkeit, dass diese, je nach Herstellungsqualität 
durch pathogene (krankheitserregende) unbekannte Bestandteile z.B. Viren, Fremd-
Proteine, Fremd-DNA verunreinigt sein können. Wird hiermit in Laboren gearbeitet, ist  
ggf. mit einem höheren Gefährdungspotential zu rechnen und die Sicherheitsstufe des 
Labors zu überprüfen. 
 
Die Technische Regel für Biologische Arbeitsstoffe TRBA 100 [59] unterscheidet  zwischen 
gezielten und nicht gezielten Tätigkeiten mit biologischen Arbeitsstoffen in Laboratorien. 
 
Bei gezielten Tätigkeiten korrespondiert die erforderliche Schutzstufe mit der Risikogruppe 
des verwendeten biologischen Arbeitsstoffes. Bei Tätigkeiten mit biologischen Arbeitsstof-
fen unterschiedlicher Risikogruppen ist die Einstufung des biologischen Arbeitsstoffes der 
höchsten Risikogruppe für die Zuordnung der Schutzstufe maßgebend. 
 
Bei nicht gezielten Tätigkeiten mit biologischen Arbeitsstoffen ist das mögliche Spektrum 
von biologischen Arbeitsstoffen zu ermitteln bzw. abzuschätzen. Der biologische Arbeits-
stoff mit der höchsten Risikogruppe ist nicht unbedingt für die Zuordnung zu einer Schutz-
stufe maßgebend, sondern die ermittelte Gesamtgefährdung. 
 
Diese Eingruppierung der Tätigkeiten hat ebenfalls Auswirkungen auf den Einsatz von Feu-
erwehr und Rettungskräften, wenn diese am Einsatzort die erforderlichen Maßnahmen er-
greifen müssen, aber das zuständige fachkundige Laborpersonal für die Beratung nicht  zur 
Verfügung steht. 
 
Aufgrund der begrenzten Verfügbarkeit und der eingeschränkten Sensitivität und Spezifizität 
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zur Diagnostik von Infektionserregern, Toxinen und gentechnisch veränderten Organismen 
wird es auf absehbare Zeit weiterhin erforderlich bleiben, geeignetes Probematerial an ein 
für diese Untersuchungen spezialisiertes Labor zu schicken. Nach gegenwärtigen Erkennt-
nissen sind bei der Feuerwehr noch keine Messgeräte zur schnellen Analytik vor Ort zur 
Beurteilung der unterschiedlichen und vielfältigen Risiken im Einsatz.   
 
Nach z.B. der Handlungshilfe Gefährdungsbeurteilung gemäß Biostoffverordnung in 
Sektionsbereichen von Veterinäruntersuchungsämtern der Landesunfallkasse NRW  
[92] werden im Sektionsbereich nicht gezielte Tätigkeiten mit biologischen Arbeitsstoffen 
ausgeübt. In diesem Bereich ist prinzipiell nicht bekannt, ob und mit welchen biologischen 
Arbeitsstoffen umgegangen wird. Zu Beginn der Obduktion liegt in der Regel bestenfalls 
eine Verdachtsdiagnose für eine Krankheits- oder Todesursache vor. Nicht selten fehlt jegli-
che Information über eine mögliche Todesursache. Im Rahmen der Sektion erfolgt zwar 
eine Untersuchung auf das Vorhandensein eines bestimmten Krankheitserregers, so ist 
aber noch unbekannt, um welche Spezies es sich dabei handelt. Ausschlaggebend für die 
Zuordnung zu einer Schutzstufe ist die Gesamteinschätzung des Risikos. Die Wahrschein-
lichkeit einer Exposition gegenüber Erregern der Risikogruppe 3 in der Pathologie ist im 
Regelfall als nicht derart hoch einzuschätzen, dass dies eine pauschale Einstufung der Tä-
tigkeiten in den Pathologien in die Schutzstufe 3 rechtfertigen würde. Aufgrund der wieder-
um häufigen Exposition gegenüber Infektionserregern niedrigerer Risikogruppen einschließ-
lich Zoonose-Erregern ist die Einstufung der Arbeiten in der Sektionshalle in die Schutzstufe 
2 vorzunehmen. Sicherheitsmaßnahmen einer höheren Schutzstufe sind im Bereich der 
staatlichen Veterinäruntersuchungsämter immer dann erforderlich, wenn aufgrund vorlie-
gender Nachweise mit hoher Wahrscheinlichkeit davon auszugehen ist, dass das zu unter-
suchende Tier beziehungsweise Probenmaterial mit biologischen Arbeitsstoffen der Risiko-
gruppe 3 oder 3** infiziert oder kontaminiert ist. 
 
Nach Langenohl, et. al. [108] „Überwachung gentechnischer Anlagen.- Teil 1“ werden die 
möglichen Gefahren, die für Menschen, Tiere, Pflanzen und die Umwelt bestehen, durch 




• Überlebens-, Vermehrungs- und Ausbreitungsverhalten, 
• Veränderung von Ökosystemen durch den Einfluss großer Mengen lebender oder toter 
biologischer Agenzien, 
• Aufnahme oder Übertragung spezifischer genetischer Informationen, Eigenschaften er-
zeugter Produkte, 
• Einfluss auf die unbelebte Umwelt. 
 
Die Grundvoraussetzung, damit es zu einer Gefährdung durch ein biologisches Agens mit 
Gefahrenpotential kommen kann, ist die unbeabsichtigte oder beabsichtigte Ausbringung 
aus dem vorbestimmten Containment bzw. der Anlage. 
 
Die Sicherheitsmaßnahmen sollen einen unzulässig hohen Organismenaustrag aus dem 
vorbestimmten Containment verhindern. 
 
Hierbei stellt die Aerosolbildung den wichtigsten Faktor der laborbedingten Organismenfrei-
setzung dar. Sie wird vorwiegend beeinflusst durch abrupte Druckänderungen an Grenzflä-
chen verschiedener Aggregatzustände, wie 
• Flüssigkeiten, die auf eine feste Oberfläche prallen (Abfüllen von Flüssigkeiten, 
Tropfen infolge von Leckagen), 
• das Bersten von Flüssigkeitsblasen (z. B. beim Schütteln von Kulturen), 
• Zerkleinern von Flüssigkeitsmengen (z. B. bei Filtrations-, Zentrifugations- und Ho-
mogenisationsvorgängen), 
• das Zerstören von Flüssigkeitsfilmen zwischen zwei Oberflächen (z. B. beim 
Ausblasen von Pipetten, Öffnen von Kulturgefäßen, Ampullen, Arbeiten mit 
Impfösen etc.). 
 
Weiterhin ist die Verhinderung von Infektionen infolge von  
• Hautkontakt mit erregerhaltigem Material, 
• Aufnahme von Organismen durch Körperöffnungen wie Mund und Augen infolge infek-
tiöser Aerosole oder in der Luft befindlicher Organismen, 
• Verschlucken erregerhaltigen Materials, 
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Dabei ist zu berücksichtigen, dass eine Infektion nicht nur durch den direkten Kontakt mit 
der Kultur erfolgen kann, sondern auch durch indirekte Infektionen über kontaminierte  
Oberflächen, aerosolhaltige Luft etc. möglich sind. 
 
Die Unterbindung des Wachstums der gehandhabten Organismen außerhalb ihrer bestim-
mungsgemäßen Umgebung durch Hygienemaßnahmen und durch das Vorenthalten eines 
entsprechenden Lebensraumes stellt ebenfalls ein wichtiges Sicherheitskriterium dar. 
 
Die Verhinderung  des  Organismenaustrags aus der Laborumgebung durch die Pfade Luft, 
Abwasser oder feste Oberflächen (Gegenstände, Kleidung, Haut, etc.) muss gewährleistet 
sein. 
 
Man kann auch davon ausgehen, dass in den Sicherheitsstufen 1 und 2, wenn nicht sogar 
in der Sicherheitsstufe 3, die im Labor Beschäftigten generell als Überträger biologischen 
Materials zwischen Arbeitsbereich und der sonstigen Umgebung fungieren, sei es durch 
Inhalation von Aerosolen, über die Laborkleidung oder auch durch den direkten Kontakt 
über die Haut. 
 
Als Übertragungswege kommen in Frage: 
• Inhalation (Aufnahme eines Stoffes durch Einatmung), z.B. Diphtherie-Bakterien 
• Ingestion (Aufnahme eines Stoffes durch die Nahrung oder über den Verdauungs-
trakt bzw. über Schmierinfektion oder Kontaktinfektion (direkte Übertragung von 
Krankheiten durch Berührung eines Objektes oder Lebewesens), z.B. Hepatitis A-
Virus 
• Injektion (Einspritzung), Schnitt-, Stichverletzung, z.B. Hepatitis B-Virus 
• Sexuell übertragbar, z.B. Gonokokken-Bakterien  




Gemäß den Ausführungen in den Kursunterlagen „Projektleiter und Beauftragter für bio-
logische Sicherheit“ des ehemaligen Forschungszentrums Karlsruhe, jetzt Campus Nord 
des KIT [6], ist ebenfalls die Aerosolbildung im Labor kaum zu vermeiden.  
 
Erwähnt  wird hier das  
• Platzen von Flüssigkeitsfilmen z.B. beim Umfüllen, Pipettieren und Verschütten von 
Flüssigkeiten 
• Mischen von Gas und Flüssigkeit 
• Abschleudern durch Vibration 
• Zentrifugieren 
• Aufwirbeln von getrocknetem Material und Staub 
 
Zur Charakterisierung  der Gefährlichkeit von Erregern werden nachfolgend einige Be-
griffe kurz erläutert.  
 
• Als koloniebildende Einheit (KbE) bezeichnet man ein oder mehrere vermeh-
rungsfähige Mikroorganismen, die bei der Kultivierung zur Bildung einer einzelnen 
Kolonie führen. Sie wird pro Liter (KBE/l) oder Milliliter (KBE/ml) angegeben. Je 
nach Organismus gibt es hierbei Grenzwerte, ab denen unverzüglich Maßnahmen 
zu treffen sind. 
 
• Die minimale Infektionsdosis ID (Infektionstiter) ist die geringste zum Angehen ei-
ner Infektion erforderliche Erregermenge. 
Diese liegt nach Angaben des Robert Koch Instituts z.B. für  
• Salmonellen (Bakterien) für den erwachsenen Menschen bei ID =  104 bis 106 
Keimen. Wenn sich Salmonellen in stark fetthaltigen Lebensmitteln wie Kä-
se, Hamburger, Schokolade, Salami oder auch Gewürzen befinden, oder bei 
besonderer Disposition, z.B. Abwehrschwäche (Säuglinge, Kleinkinder, alte 
Menschen), sind jedoch Erkrankungen bereits bei Infektionsdosen unter 100 
Keimen beobachtet worden.  
• Noroviren:  ID = 10–100  
• Pest (Bakterien): ID = 1. 
 
 33
• Als Kontagiosität bezeichnet man die Ansteckungsfähigkeit eines Erregers,  
 insbesondere aus einer Wunde oder einem Körpersekret.  
 Eine hohe Kontagiosität haben z.B. die Pest, Influenza und Masern, eine niedrige 
 Diphtherie, Typhus und AIDS. Nicht kontagiös sind  z.B. Malaria und Tetanus. 
 
•  Der Manifestationsindex gibt anhand einer Maßzahl an, mit welcher Wahrschein-
lichkeit eine mit einem Erreger infizierte Person (oder im weiteren Sinne: ein 
Lebewesen) erkennbar erkrankt. Diese beträgt z.B. bei Maul- und Klauenseuche 
(MKS) über 95% (Ansteckung beinahe immer) und bei Borreliose (Übertragung 
durch Zecken) 10 – 33 %. 
 
• Die Inkubationszeit beschreibt jene Zeit, die zwischen der Infektion mit einem 
Krankheitserreger und dem Auftreten der ersten Symptome der Krankheit ver-
geht. Die Inkubationszeit kann  zwischen wenigen Stunden und einigen Jahrzehn-
ten liegen. Aufgrund dieser Tatsache gibt nach Wirtz, Gottschalk, Weber [30]  
die geografische Zuordnung eines Erkrankungsfalls keinen Aufschluss über den 
Ort der Ausbringung des Erregers. In den Falldefinitionen des Robert Koch-
Institutes zur Übermittlung von Erkrankungs- oder Todesfällen und Nach-
weisen von Krankheitserregern [85] findet man Informationen über die mögliche 
Spannweite von Inkubationszeiten (siehe Auswahl in nachfolgender Tabelle). Die 
Risikogruppen können der Liste risikobewerteter Spender- und Empfängeror-
ganismen für Gentechnische Arbeiten des Bundesamtes für Verbraucher-
schutz und Lebensmittelsicherheit (BVL) [84] entnommen werden. 
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Nachfolgend werden hierzu einige Beispiele gegeben: 
Organismus Risikogruppe Inkubationszeit 
Norovirus 2 ca. 10 – 50 Stunden 
Botulismus (Clostridium botulinum Bakteri-
en) 2 
ca. 12 – 36 Stunden, gele-
gentlich mehrere Tage 
Rotavirus 2 ca. 24 – 72 Stunden 
Influenzavirus 2 oder 3 je nach Typ ca. 1 – 3 Tage 
Pest (Yersinia pestis Bakterien) 3 ca. 1 – 7 Tage 
Legionärskrankheit (Legionellen Bakterien) 2 ca. 2 –10 Tage 
FSME-Virus (Frühsommer-Meningo-




liste v. 15.6.2010) 
 
3**   
(gem. Organismen-
liste v. 1.3.2001) 
ca. 7 – 14 Tage 
Masernvirus 2 ca. 7 – 18 Tage 
Ebolavirus 4 ca. 2 – 21 Tage 
Poliovirus 2 ca. 3 – 35 Tage 
Milzbrand (Anthrax Bakterien) 3 ca. 1 – 7 Tage, gelegentlich bis zu 60 Tagen 
Salmonellen (Bakterien) 2 oder 3**  je nach Typ 
je nach Gattung ca. 1 – 10 
Tage oder ca. 3 – 60 Tage, 
gewöhnlich 8 – 14 Tage 









liste vom 1.3.2001) 
ca. 45 – 180 Tage 
Tollwut (Lyssa-Virus, Rabiesvirus) 3** oder 3  je nach Typ 
wenige Tage bis 8 Wochen, 
selten bis zu 7 Jahren 
Lepra (Mycobacterium leprae)  3 ca. 9 Mon. bis 20 Jahre 
Tuberkulose (Bakterien) 3** oder 3  je nach Typ 
ca. 6 Wochen bis mehrere 
Jahrzehnte 
Creutzfeld-Jakob-Krankheit (CJK,  
Prionen) 3** 
ca. 12 Mon. bis 30 Jahre, 
evtl. länger 
 
Aufgrund der teilweise sehr langen Inkubationszeiten dürfte es daher schwierig sein, 
den Ort und Zeitpunkt der Infektion, z.B. auch bei Feuerwehreinsatz- und Rettungs-
kräften genau zu ermitteln. 
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Ausführliche Informationen  zu Biologischen Gefahren finden sich z.B. in den Handbüchern 
zum Bevölkerungsschutz  Biologische Gefahren I und II  des BBK und RKI [13, 14]. 
 
U. a. findet sich hier z.B. auch die Definition für eine Influenzapandemie nach Robert  Koch-
Institut (RKI): 
 
„Eine Influenzaepidemie ist definiert als das weltweite massenhafte Auftreten 
schwerer Erkrankungs- und Todesfälle, die durch einen neuen Subtyp  
des Influenzavirus hervorgerufen werden, gegen den in der Bevölkerung  




Nach der WHO ergibt sich folgende Phaseneinteilung einer Influenzapandemie: 
 
 
Bild 16:  Phaseneinteilung einer Influenzaepidemie laut WHO 
         (Quelle: Biologische Gefahren I, BBK, RKI I [2007] [13]) 
 
Auf der Webseite der Modelliergruppe am Institut für Medizinische Biometrie der Uni-






Ergänzend sollen an dieser Stelle einige Angaben aus der Richtlinie über die ord-
nungsgemäße Entsorgung von Abfällen aus Einrichtungen des Gesundheits-
dienstes [91] aufgeführt werden: 
• Körperteile, Organabfälle, gefüllte Behältnisse mit Blut und Blutprodukten  
• gesonderte Erfassung am Anfallort 
• keine Vermischung mit Siedlungsabfällen 
• kein Umfüllen, Sortieren oder Vorbehandeln 
• Sammlung in sorgfältig verschlossenen Einwegbehältnissen (zur Verbrennung 
geeignet) 
• Zur Vermeidung von Gasbildung begrenzte Lagerung 
• Gesonderte Beseitigung in zugelassener Verbrennungsanlage, z.B. Sonderab-
fallverbrennung 
• einzelne Blutbeutel: Entleerung in die Kanalisation möglich (unter Beachtung 
hygienischer und infektionspräventiver Gesichtspunkte) 
• Kommunale Abwassersatzung beachten 
 
• Abfälle, die mit meldepflichtigen Erregern behaftet sind, wenn dadurch eine 
Verbreitung der Krankheit zu befürchten ist: 
• Am Anfallort verpacken in reißfeste, feuchtigkeitsbeständige und dichte Be-
hältnisse 
• Sammlung in sorgfaltig verschlossenen Einwegbehältnissen (zur Verbren-
nung  geeignet, Bauartzulassung) 
• Kein Umfüllen oder Sortieren 
• Zur Vermeidung von Gasbildung begrenzte Lagerung 
• Keine Verwertung !! 
• Keine Verdichtung oder Zerkleinerung 
• Entsorgung als besonders überwachungsbedürftiger Abfall mit Entsorgungs-
nachweis: Beseitigung in zugelassener Abfallverbrennungsanlage, z.B. Son-
derabfallverbrennung oder Desinfektion mit vom RKI zugelassenen Verfah-
ren, dann Entsorgung wie Abfälle, an deren Sammlung und Entsorgung aus 
infektionspräventiver Sicht keine besonderen Anforderungen gestellt werden 
• Sammlung in reißfesten, feuchtigkeitsbeständigen und dichten Behältnissen 
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• Transport nur in sorgfältig verschlossenen Behältnissen (ggf. in Kombination mit  
Rücklaufbehältern). 
• Kein Umfüllen (auch nicht im zentralen Lager), Sortieren oder Vorbehandeln  
• Verbrennung in zugelassener Abfallverbrennungsanlage (HMV) oder Depo-
nierung, solange noch zulässig 
• Behältnisse mit größeren Mengen Körperflüssigkeiten können unter Beach-
tung von hygienischen und infektionspräventiven Gesichtspunkten in die Ka-
nalisation entleert werden (kommunale Abwassersatzung beachten). Alterna-
tiv ist durch geeignete Maßnahmen sicherzustellen, dass keine flüssigen In-
haltsstoffe austreten 
 
Im Vergleich hierzu wird in den Technischen Regeln für Biologische Arbeitsstoffe – 
Versuchstierhaltung (TRBA 120)  [60] bereits für Schutzstufe 1 gefordert, dass u. a. keine 
vermeidbaren Bioaerosole auftreten, dass Hände zu waschen und ggf. desinfizieren sind 
und Abfälle, wie Einstreu, Ausscheidungen, Tierkörperteile und Tierkadaver gefahrlos und 
ordnungsgemäß zu sammeln und zu entsorgen sind.  
 
Man erkennt aus diesen Richtlinien auch unmittelbar die Problematik der Entsorgung von 
kontaminiertem Löschmittel und Löschwasser. Zum anderen sind ggf. verschiedene Risiken 
schon eingestufter biologischer Arbeitsstoffe unter Umständen noch nicht ausreichend er-
forscht. Im Gegensatz zu der Gefährdung durch andere Gefahrstoffe vermindert sich die 
Umwelteinwirkung hier nicht durch Verdünnungseffekte, da sich die gentechnisch veränder-
ten Organismen unter Umständen in der Umwelt vermehren können und sich dadurch Risi-
ken potenzieren können. 
 
Ferner gilt es zu beachten, dass die Sicherheitsstufen für den Normalbetrieb einer Anlage 
entwickelt wurden und Extremsituationen eines Brandgeschehens hierbei nicht berück-
sichtigt wurden. 
 
Biologische Arbeitsstoffe sind nicht hitzebeständig. Sie werden durch direkte Beflammung 
oder zu hohe Temperaturen abgetötet. Die Temperaturverteilung in einem Brandraum ist 
jedoch von vielen Parametern abhängig. Es kann daher nicht mit Bestimmtheit davon aus-
gegangen werden, dass im Brandfall (z.B. bei einem Entstehungsbrand) alle biologischen 




Eine Lokalisierung von freigesetzten biologischen Agenzien und damit eine wirkungsvolle 
Prophylaxe sind heute nahezu unmöglich.  
 
Die Tabelle im Anhang zeigt die Anforderungen an gentechnische Labore und Bereiche in 
den verschiedenen Sicherheitsstufen S1 bis S4 entsprechend der Gentechnik-
Sicherheitsverordnung - GenTSV) [2]. 
 







können sich sehr unterschiedliche Arten von Brandlasten in den Räumen befinden. 
  
Die Gebäude weisen zum Teil sehr große Brandlasten (brennbare Flüssigkeiten, Futtermit-
tel, Streu, Kunststoffkäfige in Laboren und Lagerbereichen etc.) auf, die bei ungenügenden 
brandschutztechnischen Maßnahmen eine große Gefahr darstellen. 
 
Weiterhin sind die in Büros üblichen Brandlasten (Möbel, Aktenordner, PC etc.) vorhanden. 
 
Bei einem Labor für biologische Arbeitsstoffe sind folgende Vorschriften, Verordnungen und 
Richtlinien zu berücksichtigen: 
 
• Bundesseuchengesetz 
• Tierseuchengesetz mit Tierseuchenverordnung 
• Tierkörperbeseitigungsgesetz 






• Chemikaliengesetz mit Gefahrstoffverordnung 




• Gewerbeordnung mit Arbeitsstättenverordnung und Arbeitsstättenrichtlinie 
• Gerätesicherheitsgesetz mit Druckluftbehälterverordnung und Verordnung über brennbare 
Flüssigkeiten 
• Reichsversicherungsordnung mit Unfallverhütungsvorschriften und berufgenossenschaftli-
chen Richtlinien 
• Bundesbaugesetz mit Baunutzungsverordnung 
• Landesbauordnung mit Sonderbauvorschriften und eingeführten technischen Baubestim-
mungen 
• Technische Regeln 




Eine weitere Gefährdung ergibt sich durch die Verwendung von radioaktiven Stoffen, z. B. 
für die Diagnostik.  
 
Bezüglich eines möglichen Feuerwehreinsatzes muss folgendes berücksichtigt werden: 
 
Beim Umgang mit biologischen Agenzien sind mindestens Schutzmaßnahmen nach den all-
gemein anerkannten sicherheitstechnischen, arbeitsmedizinischen und hygienischen Regeln 
zu treffen sowie die sonstigen gesicherten arbeitswissenschaftlichen Erkenntnisse zu beach-
ten. Für jede Tätigkeit, bei der eine Exposition gegenüber biologischen Agenzien auftreten 
kann, müssen die Art, das Ausmaß und die Dauer der Exposition der Einsatzkräfte ermittelt 
werden, damit alle Risiken für die Sicherheit oder die Gesundheit des Einsatzpersonals ab-
geschätzt und entsprechende Maßnahmen festgelegt werden können. 
 
Es ist immer von dem gefährlichsten biologischen Agens, das vorhanden ist, auszugehen. Die 
Abschätzung des Gefährdungspotentials muss für jede bestehende Einrichtung, in der mit 
biologischen Agenzien gearbeitet wird, im vornherein geschehen. 
 
Es ist besonders wichtig, dass die Einsatzpläne (ab Gefahrengruppe 2) immer auf dem letzten 
Stand gehalten werden, da sich das Gefährdungspotential laufend verändert: Ein neuer wis-
senschaftlicher Versuch bedeutet andere biologische Agenzien. Die Einsatzkräfte müssen 
sich ständig vor Augen führen, dass die Folgen einer Exposition durch biologische  
Agenzien derzeit nur schwer definiert werden können.  
 




• Dauerhafte oder latente Infektionen und Allergien 
• Infektionen und Allergien, die im Lichte des gegenwärtigen Erkenntnisstandes erst diag-
nostiziert werden können, wenn viele Jahre später eine Krankheit ausbricht. Erst nach be-
sonders langen Inkubationszeiten kann es zum Ausbruch einer Krankheit kommen. 
• Krankheiten werden verursacht, deren Folgen über längere Zeit hinweg trotz Behandlung 
gelegentlich wieder auftreten. 
• Schwerwiegende Langzeitfolgen.  
 
 
Nach Wirtz, Gottschalk, Weber [30] ist hierbei von Bedeutung, dass in der Regel kein La-
bor alle Erreger diagnostizieren kann.  
 
Entsprechend der Gefährdungsklassen muss die entsprechende Schutzausrüstung angelegt 
werden. 
 
Biologische Agenzien werden von Filtern weitgehend am Eindringen in den Atemtrakt gehin-
dert.  
 
Problematisch wird dies bei gleichzeitig vorhandenen radioaktiven Substanzen. 
 
Hieraus ergibt sich insbesondere auch für Feuerwehreinsatzkräfte ein erhöhtes Gefähr-
dungspotential, wenn keine ortsfeste Löschanlage zur schnellen Brandbekämpfung vorhan-
den ist.  
 
Nun könnte man, angesichts der Temperaturempfindlichkeit der Organismen, wie bereits 
erwähnt argumentieren, dass die hohen Temperaturen beim Brand zumindest die Gefähr-
dung durch die Organismen reduzieren. Hierdurch kann zum einen jedoch nicht gewährleis-
tet werden, was an dieser Stelle nochmals betont werden soll, dass wirklich alle Organis-
men inaktiviert werden. Zum anderen besteht hierdurch die Möglichkeit, dass z.B. durch 
zerspringende Fenster zusätzlich zu den Brandrauchprodukten biologische und radioaktive 
Substanzen in die Umwelt freigesetzt werden. Außerdem ergibt sich durch evtl. vorhandene 
Druckgasbehälter, die sich nicht in Sicherheitsschränken befinden, ein erhebliches Gefähr-
dungspotential aufgrund des möglichen Druckbehälterzerknalls. 
 
Im Brandfall müssen Feuerwehreinsatzkräfte zum einen gegen das Brandereignis selbst 
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und zum anderen zusätzlich gegen biologische, chemische und radioaktive Substanzen 
geschützt werden. 
 
Die Notwendigkeit der Verwendung von Schutzanzügen resultiert aus den nachfolgend dar-
gestellten Sachzusammenhängen. 
 
Im Brandfall ergibt sich für Feuerwehreinsatzkräfte ohne frühzeitige Brandbekämpfung 
durch eine ortsfeste Löschanlage ein erhöhtes Gefährdungspotential, da nach Feuerwehr-
dienstvorschrift FwDV 500 „Einheiten im ABC-Einsatz“ [8] sowohl der Kontaminations-
schutzanzug (A-Einsatz, Körperschutz Form 2), der Infektionsschutzanzug (B-Einsatz, Kör-
perschutz Form 2) und ABC-Schutzanzüge (Körperschutz Form 3) nicht zur Brandbekämp-
fung bei höheren Temperaturen zulässig sind. Bei der Brandbekämpfung ist die Körper-
schutz Form 1 (Schutzkleidung zur Brandbekämpfung, Kontaminationsschutzhaube) durch-
gängig zu tragen, wenn das thermische Risiko höher zu bewerten ist als eine mögliche Kon-
tamination. Die Körperschutz Form 1 ist allerdings ausschließlich gegen eine  Kontaminati-
on mit festen Stoffen einsetzbar und stellt einen eingeschränkten Spritzschutz dar. Sie ist 
weder flüssigkeits- noch gasdicht. 
 
Weiterhin ist zu beachten, dass es falsch ist, von einem „Strahlenschutzanzug“ zu spre-
chen, denn kein Material kann vor γ-Strahlung („große Reichweite der Strahlung“) wirkungs-
voll schützen, ohne dass der Träger unter dem Gewicht des Schutzanzuges zusammen-
bricht. Besser ist die Bezeichnung »Kontaminationsschutzanzug«, denn genau diese Auf-




4. EIGENSCHAFTEN VON ORTSFESTEN LÖSCHANLAGEN (SPRINKLER, 
WASSERNEBEL, INERTGAS, SAUERSTOFFREDUKTION, HALONER-
SATZSTOFFE) - ANWENDUNGSGEBIETE, EINSATZGRENZEN,  
PERSONENSCHUTZ, TOXIKOLOGIE 
 
Gemäß den nachfolgend aufgeführten Brandklassen muss eine Löschanlage ausgewählt 
werden, die bei einem Brand einen schnellen Löscherfolg gewährleistet. 
 
A Brände fester Stoffe, hauptsächlich organischer Natur, die normalerweise 
unter Glutbildung verbrennen z.B. Holz, Papier, Stroh, Textilien, Gummi 
B Brände flüssiger und flüssig werdender Stoffe mit Flammenbildung z.B. 
Benzin, Öl, Lack, Alkohol, Wachs, thermoplastische Kunststoffe 
C Gasförmige, unter Flammenbildung brennende Stoffe z.B. Methan, Propan, 
Wasserstoff 
D Brände von Metallen z.B. Aluminium, Magnesium 
F Brände von Speiseölen/-fetten (pflanzliche oder tierische Öle und Fette) in 
Frittier- und Fettbackgeräten und anderen Kücheneinrichtungen und –geräten 
 
 
Nachfolgend werden die verschiedenen Arten von ortsfesten Löschanlagen sowohl mit 
dem Löschmittel Wasser als auch mit dem Löschmittel Gas näher beleuchtet.  
 
In den Literaturstellen [135] bis [218] findet sich eine Zusammenstellung von wichti-
gen Verordnungen, Richtlinien und Veröffentlichungen zu den unterschiedlichen ortsfes-
ten Löschanlagen und der Brandmeldetechnik. Soweit dies möglich ist, wurde direkt ein 
elektronischer Verweis (Hyperlink) auf die entsprechende Literaturstelle eingefügt. Diese 
Verweisziele waren bei der Erstellung des Forschungsberichtes aktuell, können jedoch 





4.1. Ortsfeste Wasserlöschanlagen 
 
Ortsfeste Wasserlöschanlagen weisen folgende Besonderheiten (Eigenschaften) auf, 
wobei einige grundsätzliche Anforderungen einzuhalten sind: 
 
• Wasser ist ein besonders umweltfreundliches Löschmittel 
• Besondere Vorteile bei glutbildenden Brandstoffen (z.B. Holz) 
• Keine Gefährdung durch toxische Zersetzungsprodukte 
• Keine Verbrühungsgefahr durch heißen Wasserdampf, da die Löschanlage in der Brand-
entwicklungsphase ausgelöst wird 
• Keine Gefährdung durch Sauerstoffmangel beim Löschvorgang 
• Verschlechterung der Sicht durch Wasserdampf- / Brandrauch-Aerosol beim Löschvor-
gang, insbesondere bei verspäteter Auslösung der Löschanlage 
• Unterschiedlich hohe Löschwasserschäden in Abhängigkeit von der Anlagentechnik 
• Eine besondere hygienische Aufmerksamkeit erfordern Anlagen, in denen eine Stagnation 
des Wassers eintreten kann (Wasserspeicher, Endstränge, überdimensionierte Leitungen) 
sowie aufgetretene Rohrschäden und die hiermit verbundene Reaktion des Wassers mit 
den unterschiedlichen Werkstoffen. 
• Beispielsweise sei hier die Erkrankung durch Legionellen (Legionellose, Pontiac-Fieber) genannt. Die 
Infektion erfolgt durch Einatmen des kontaminierten Aerosols, insbesondere beim Versprühen des 
Wassers.  
• Ideale Bedingungen für die Vermehrung der Legionellen bestehen bei Temperaturen zwischen 25°C 
und 55°C (Risikobereich). Bei Temperaturen ab 60°C sind Gefährdungen praktisch ausgeschlossen. 
Legionellen können auch in kaltem Wasser vorkommen, sich jedoch nicht in nennenswertem Maße 
vermehren. 
• Ein erhöhtes Legionellenrisiko findet man besonders bei älteren und schlecht gewarteten oder auch 
nur zeitweilig genutzten Warmwasserleitungen und -behältern. 
• Da normalerweise das Wasser in Sprinkleranlagen bzw. Wassernebellöschanlagen nicht erwärmt ist, 
ergibt sich hier mit großer Wahrscheinlichkeit eine nur relativ geringe Konzentration von Legionellen. 
Problematisch könnten die geringen Konzentrationen allerdings für Personen mit eingeschränkter 
Immunabwehr werden. 
• Möglichst frühzeitige Auslösung in der Brandentwicklungsphase 
• Beachtung der Ventilationsverhältnisse für die Auslösung und die Löschwirkung (z.B. na-
türliche oder maschinelle Rauchabzüge, Windeinfluss auf Fenster- bzw. Türöffnungen) => 





Eine Sprinkleranlage ist eine ständig betriebsbereite ortsfeste Feuerlöschanlage, deren 
Löschwasser über Sprinkler (Bilder 17 bis 19) abgegeben wird.   
 
Sprinkler sind durch thermische Auslöseelemente verschlossene Düsen mit einem Sprühtel-
ler (Deflektor), von denen jede unabhängig von den anderen auslösen kann.  
 
Ziel der Sprinkleranlage ist es, einen Brand selbständig zu entdecken, Alarm auszulösen 
und das Schadenfeuer bis zum Eintreffen der Feuerwehr unter Kontrolle zu halten oder 
günstigstenfalls zu löschen.  
 
Um dieses Ziel erreichen zu können, muss nicht nur die Sprinkleranlage selbst, sondern 
auch das zu schützende Gebäude bestimmte Anforderungen erfüllen. Z.B. müssen 
gesprinklerte und nicht gesprinklerte Bereiche durch entsprechende  Maßnahmen abge-
trennt werden.  
 
Beim Erreichen der Auslösetemperatur der Sprinklerflüssigkeit zerplatzt das Glasfass, das 
Verschlusselement wird durch den Wasserdruck herausgedrückt und das Wasser strömt, 
durch den Sprühteller (Deflektor) verteilt, auf den Brandherd bzw. je nach Sprinklertyp auch 





Bild 17: Funktionsweise eines Sprinklers mit Glasfass-Auslöseelement nach 
 TOTAL Walther Feuerschutz, Köln 
 
Bild 18: Sprinklertypen nach Firmenprospekten der Firmen MINIMAX,  




Bild 19: Funktionsweise einer Sprinkleranlage nach Firmenprospekt der Firma 
 MINIMAX, Bad Oldesloe 
 
Man unterscheidet folgende Arten von Sprinkleranlagen: 
• Nassanlagen sind ständig mit unter Druck stehendem Wasser gefüllt. Sie sollten nur in 
 Risiken ohne Frostgefahr installiert werden. 
• Trockenanlagen sind normalerweise hinter dem Trockenalarmventil mit Luft oder Inertgas 
 unter Druck gefüllt. Vor dem Trockenalarmventil steht Wasser unter Druck an. 
• Nass-Trockenanlagen enthalten entweder ein Nass-Trocken-Alarmventil oder eine  
 Kombination aus einem Nassalarmventil und einem Trockenalarmventil.  
Während des Winters ist die Anlage hinter dem Nass-Trocken-Alarmventil bzw. Tro-
ckenalarmventil mit Luft oder Inertgas unter Druck und der Rest der Anlage vor dem 
Alarmventil mit Wasser unter Druck gefüllt. Zu anderen Jahreszeiten ist die Anlage als 
Nassanlage geschaltet. 
• Vorgesteuerte Anlage, Typ A ist eine Trockenanlage, bei der die Alarmventilstation durch 
 eine automatische Brandmeldeanlage und nicht durch das Öffnen der Sprinkler aktiviert 
 wird. Falls die Brandmeldeanlage ausfällt, muss die vorgesteuerte Anlage wie eine 
 Trockenanlage arbeiten.  
=> Undichtigkeiten des mit Druckluft gefüllten Rohrnetzes zu den Sprinklern führen nicht 
zum Öffnen des Alarmventils. 
 => Einsatz in Bereichen, in denen bei einem versehentlichen Austreten von  
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 Wasser erheblicher Schaden entstehen könnte. 
• Vorgesteuerte Anlage, Typ B ist eine Trockenanlage, bei der die Alarmventilstation 
 entweder von einer automatischen Brandmeldeanlage oder durch das Öffnen der  
 Sprinkler aktiviert wird. Unabhängig vom Ansprechen der Brandmelder bewirkt ein  
 Druckabfall in den Rohrleitungen das Öffnen des Alarmventils. 
 
Das nachfolgende Bild 20 erläutert die Begriffe 
• Brandgefahrenklasse 





und zeigt ein Beispiel für zur Berechnung der Löschwassermenge in Abhängigkeit von 
der Brandgefahrenklasse. Für weitere Einzelheiten wird auf die VdS CEA Richtlinie 
4001 [136]  für Sprinkleranlagen – Planung und Einbau verwiesen. 
 
Bild 20: Maximale Schutzfläche je Sprinkler, Brandgefahrenklassen, Mindest-




Bild 21: Nennöffnungstemperatur und dynamisches Verhalten von Glasfass- 
 Auslöseelementen nach VdS  CEA 4001 
 
 




Bild 23: Vergleich der Auslösung von Rauchmelder und Sprinkler (Beispiel, FFB) 
 
Die Brandraumtemperaturen, die zum Bersten von thermischen Glasfass-Auslöse-
elementen  (Bilder 21 und 22) führen, liegen wegen der Wärmeableitung in das wasserge-
füllte Rohrnetz und aufgrund von weiteren sich auf die Wärmebilanz an Auslöseelementen 
auswirkenden thermischen und strömungs-physikalischen Effekten wesentlich über der 
Nennauslösetemperatur (Bild 23). 
 
Bei einem 3 mm Glasfass mit 68°C Nennauslösetemperatur liegen die Brandrauchtempera-
turen am Auslöseelement bei Auslösung überwiegend im Bereich zwischen 85°C und 
140°C. 
 
Die für die Auslösung erforderlichen Raumtemperaturen können unter Umständen auch 
deutlich höher liegen (z.B. Auslöseelemente mit  höherer Wärmeträgheit („RTI“-Wert) und 
höherer Nennauslösetemperatur). 
  
Die Anwendungsgrenzen von Sprinkleranlagen bei Feststoffbränden sind dann erreicht, 
wenn die brennende Oberfläche durch die vom Sprinkler aufgebrachte Wasserbeauf-
schlagung nicht mehr ausreichend abgekühlt werden kann.  Die Tropfen des Sprinkler-
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sprays müssen aufgrund ihres Impulses (Masse, Geschwindigkeit) in der Lage sein, in aus-
reichender Menge die Brandrauchgegenströmung zu überwinden.  
 
Weiterhin stößt der Einsatz von Sprinkleranlagen dort an Grenzen, wo das Löschmittel 
Wasser, die Wirkungsweise und das Ansprechverhalten der Sprinkleranlagen dem Risiko-
potential nicht, nur unzureichend oder nicht allein gewachsen sind. Die Möglichkeit der An-
wendung von Wasser ist daher im speziellen Einsatzfall zu überprüfen. 
Hierzu zählen z.B. 
• Elektrische Betriebsräume: Die Folgeschäden hängen ganz entscheidend von der  
elektrischen Leitfähigkeit und der Korrosivität des verwendeten Löschwassers ab. 
Die elektrische Leitfähigkeit kann bereits bei frischem Leitungswasser in Trinkwas-
serqualität je nach Versorgungsbereich großen Schwankungen unterworfen sein. Bei 
stagnierendem Wasser, z.B. in Löschwasserinstallationen oder Löschwasserbehäl-
tern, kann es bei Eisenwerkstoffen zu erhöhten Eisenkonzentrationen und zum Aus-
fall von dunkelbraunem Eisenocker kommen. Selbst ein völlig entsalztes Wasser ist, 
da ungepuffert*), hochgradig korrosiv.  
Beim Einsatz der Sprinkleranlage ist es daher sinnvoll, dass die Anlage nur in den 
Bereichen auslöst, wo es erforderlich ist, um den Löschwasserschaden gering zu 
halten. Die Möglichkeit einer Fehlauslösung muss ausgeschlossen werden. Weiter-
hin sind die Kosten gegenüberzustellen, welche für Trocknungs- und Reinigungs-
maßnahmen erforderlich wären im Vergleich zu den Kosten, die durch die Rauch- 
und Wärmeeinwirkung aufgrund des Brandes entstehen würden. 
• Räume zur Lagerung brennbarer Flüssigkeiten (unterschiedliches spezifisches Ge-
wicht  und die Eigenschaften vieler brennbarer Flüssigkeiten, sich nicht ohne weite-
res mit Wasser zu vermischen) 
• Explosionsgefährdete Anlagen (Sprinkleranlagen eignen sich wegen ihrer System 
bedingten Ansprechzeit nicht zur Beherrschung derartiger Vorgänge) 
• Stoffe, die nicht mit Wasser gelöscht werden dürfen, z.B. Leichtmetalle u. deren Le-
gierungen wie Aluminium, Magnesium (Bildung von Wasserstoff => Knallgasreakti-
on).  
 
*) Nach Mutschmann; Stimmelmayr „Taschenbuch der Wasserversorgung“ [154] bezeichnet man mit Pufferung das 
pH-Verhalten eines Wassers bei Säuren- oder Laugenzugabe. Je nach vorhandenen Puffersubstanzen, vorrangig die 
Kohlensäure mit ihren Anionen, können gleiche Säuren- oder Laugenzugaben sehr unterschiedliche pH-Änderungen zur 
Folge haben. Das Pufferungsvermögen eines Wassers ist aufbereitungstechnisch, korrosionschemisch und indirekt auch 
gesundheitlich von großer Bedeutung, da beispielsweise gering oder gar nicht gepufferte Wässer keine schützende Deck-
schichten bilden können und die Korrosion und damit auch den Eintrag von Schwermetallen sowie Faserzementwerkstof-




Nachfolgend werden für Sprinkleranlagen einige nationale, europäische und internationale 
Normen und Richtlinien aufgeführt. 
  
DIN 14489 Sprinkleranlagen - Allgemeine Grundlagen 
DIN EN 12259 Bauteile für Sprinkler- und Sprühwasseranlagen (Entwurf) 
DIN EN 12845 Automatische Sprinkleranlagen - Planung und Installation (Entwurf) 
VdS 2092 
Richtlinien für Sprinkleranlagen - Planung und Einbau 
(Für Neuanlagen ab dem 1.1.2003 sind die Richtlinien VdS CEA 
4001 anzuwenden!)   
VdS 2160 
Richtlinien für Sprinkleranlagen - Anforderungen und Prüfmethoden 
für Glasfassauslöseelemente (Entwurf) 
VdS CEA 
4001 
Richtlinien für Sprinkleranlagen - Planung und Einbau   







Dieses sind Sprühwasser-Feuerlöschanlagen, die im Dauer- oder Intervallbetrieb Wasser in 
feinverteilter Form versprühen. Zerstäubung erfolgt in Einfachdüsen (z.B. Dralldüsen) oder 
in Zweistoffdüsen mit Luft oder Inertgas bei unterschiedlichen Drücken.  
 
Im Gegensatz zu Sprinkleranlagen, deren Löscheffekt hauptsächlich auf der Kühlwirkung 
der größeren Wassertropfen auf der brennenden Oberfläche des Brandstoffes beruht, wei-
sen Wassernebellöschanlagen folgende Löscheffekte auf: 
 
• Kühlwirkung durch Verdampfung (Hauptlöscheffekt) in der Reaktionszone u. 
an der Grenzfläche Flammen/Brandrauchströmung. Vornässen der Brandnahbe-
reiche behindert Brandausbreitung. 
• Sauerstoffverdrängung (lokale Inertisierung) am Brandherd infolge Verdamp-
fung und durch eine ausreichende Teilchendichte an Wassertropfen. 
• Verminderung der Strahlungswärme auf benachbarte Bauteile u. Brandlast 
• Heterogene Inhibition in der Mischungszone der Flamme mit Kettenabbruch-
reaktionen => Energieentzug aus den energiereichen freien Radikalen aus der 
Verbrennung durch den kühleren Wassernebel (Wandeffekte).   
 
 
Tropfendurchmesser (volumenbezogen):  
DV0,99 < 1 mm (1.000 µm) gemäß NFPA 750 
DV0,90 < 1 mm (1.000 µm) gemäß CEN/TS 14972 
(in 1 m Entfernung beim minimalen Betriebsdruck)  
 
 
Man unterscheidet gemäß NFPA 750 [140] bzw. CEN/TS 14972 [141] folgende Druckstu-
fen der verschiedenen Anlagentypen: 
 
• Niederdruck: ≤ 12,5 bar  
• Mitteldruck: >12 bar < 34,5 bar 




Die Wassernebellöschanlage weist aufgrund ihres gegenüber Sprinkleranlagen abweichen-
den Löschprinzips auch ohne Löschmittelzusätze Vorteile bei der Löschwirkung auf Flam-
menbrände, insbesondere bei flüssigen Brandstoffen und Kunststoffen, bei gleichzeitig 
niedrigem Löschwasserverbrauch auf. 
 
Wie bei den Sprinkleranlagen stößt der Einsatz von Wassernebelanlagen dort an Grenzen, 
wo das Löschmittel Wasser, die Wirkungsweise und das Ansprechverhalten dem Risikopo-
tential nicht, nur unzureichend oder nicht allein gewachsen sind. Die Möglichkeit der An-
wendung von Wasser ist daher im speziellen Einsatzfall zu überprüfen. 
Hierzu zählen z.B. 
• Elektrische Betriebsräume: Die Folgeschäden hängen ganz entscheidend von der  
elektrischen Leitfähigkeit und Korrosivität des verwendeten Löschwassers ab. Die 
elektrische Leitfähigkeit kann bereits bei frischem Leitungswasser in Trinkwasser-
qualität je nach Versorgungsbereich großen Schwankungen unterworfen sein. Bei 
stagnierendem Wasser, z.B. in Löschwasserinstallationen oder Löschwasserbehäl-
tern, kann es bei Eisenwerkstoffen zu erhöhten Eisenkonzentrationen und zum Aus-
fall von dunkelbraunem Eisenocker kommen. Selbst ein völlig entsalztes Wasser ist, 
da ungepuffert, hochgradig korrosiv.  
Beim Einsatz der Wassernebelanlage ist es daher sinnvoll, dass die Anlage nur in 
den Bereichen auslöst, wo es erforderlich ist, um den Löschwasserschaden gering 
zu halten. Die Möglichkeit einer Fehlauslösung muss ausgeschlossen werden. Wei-
terhin sind die Kosten gegenüberzustellen, welche für Trocknungs- und Reinigungs-
maßnahmen erforderlich wären im Vergleich zu den Kosten, die durch die Rauch- 
und Wärmeeinwirkung aufgrund des Brandes entstehen würden. 
• Räume zur Lagerung brennbarer Flüssigkeiten (unterschiedliches spezifisches Ge-
wicht  und die Eigenschaften vieler brennbarer Flüssigkeiten, sich nicht ohne weite-
res mit Wasser zu vermischen) 
• Explosionsgefährdete Anlagen sowie Stoffe, die nicht mit Wasser gelöscht werden 
dürfen, z.B. Leichtmetalle u. deren Legierungen wie Aluminium, Magnesium (Bildung 
von Wasserstoff => Knallgasreaktion).  
 
Wie Krüger und Radusch [152] in ihren Untersuchungen zur Wasserzerstäubung im Stahl-
rohr gezeigt haben, gibt es Unterschiede bzgl. des Löschverhaltens bei brennbaren Flüs-
sigkeiten mit Sprühnebeln (hier mit der Bezeichnung Wasserstaubstrahl) unterschiedlicher 
Tropfengrößen. Nach Krüger und Radusch lässt sich bei Drücken bis 10 bar und strö-
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mungstechnisch günstigen Düsen eine für die Brandbekämpfung ausreichende Zerstäu-
bung erreichen.  Nach diesen Untersuchungen der Forschungsstelle für Feuerlöschtechnik 
aus dem 1950iger Jahren (jetzt Forschungsstelle für Brandschutztechnik) werden Brände 
von niedersiedenden Flüssigkeiten, wie z.B. Autobenzin und Alkohol am günstigsten mit 
kleinen Tropfen (hier: Tropfendurchmesser ≈ 0,28 mm) und Brände von hochsiedenden 
Flüssigkeiten, wie z.B. Dieselöl und Trafoöl, am besten mit größeren Tropfen (hier: Trop-
fendurchmesser ≈ 0,49 mm) bekämpft. 
 
Nach Untersuchungen von Mawhinney [147] des National Research Council Canada 
(NRCC) ist die Brandbekämpfung mit sehr feinen Tropfen wie bei Hochdruck-Wassernebel 
in Schaltschränken, Doppelböden mit elektrischen Kabeln und Kabelpritschen nicht mög-
lich. Aufgrund der größeren Tropfen ist jedoch eine Brandbekämpfung mit Niederdruck-
Wassernebel möglich. Als optimale Tropfengröße (volumetrischer Tropfendurchmesser 
Dv0,9) wird der Bereich von 200 < Dv0,9 < 400 µm angesehen.  
 
Bei Wassernebellöschanlagen ergeben sich u. a. folgende Möglichkeiten der Auslösung: 
• Brandmeldeanlage mit optischen Rauchmeldern (Streulichtprinzip) 
Vorteil: schnellere Branderkennung als bei thermischen Auslöseelementen 
Problematik der Fehlauslösung bei elektronisch gesteuerten automatischen 
Feuerlöschanlagen:  
Verschmutzung durch z.B. Staub, Aerosole, Insektenlarven => Abhilfe durch 
z.B. Zweimelderabhängigkeit: Brandmeldezustand wird erst nach Ansprechen 
zweier Melder einer Meldegruppe erreicht. Nach VdS 2095 sollte der Abstand 
von zwei in Abhängigkeit  betriebenen Meldern 2,5 m nicht unterschreiten. 
Weiterhin sind vorzugsweise Rauchmelder mit automatischer Kompensation 
der Verschmutzung durch automatische Meßwertnachführung einzusetzen. 
Überspannungseinflüsse, Induktionen, indirekte Blitzeinwirkungen 
=> Schutz gegen Überspannungseinflüsse, Abschirmung des Meldernetzes 
=> Bei sicherheitstechnisch relevanten elektrischen Systemen muss neben den 
spezifischen Anforderungen die Elektromagnetische Verträglichkeit (EMV) ge-
geben sein. Unter EMV versteht man einerseits die Fähigkeit des Systems, in 
seiner elektromagnetischen Umwelt zufriedenstellend zu arbeiten und anderer-
seits selbst nicht als unzulässiger Störer auf andere Systeme einzuwirken. 
Bei großem Staubanfall sind z.B. Thermodifferentialmelder oder Brandgas-
melder (z.B. Kohlenmonoxid-Melder) einzusetzen. 
Eine verzögerte Auslösung ist aufgrund von Brandgasen möglich, die schwe-
rer als Luft sind => insbesondere in der frühen Brandentwicklungsphase mit ge-
ringem thermischen Auftrieb, z. B. Kabelbrand: Chlorwasserstoff (HCl): Norm-
dichte:1,63 kg/m³ gegenüber Luft 1,29 kg/m³  
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Möglichst kleine Löschsektionen zur Minimierung des Löschwasserschadens 
• Thermische Glasfass-Auslöseelemente  
Gefahr durch Fehlauslösung wesentlich geringer als bei optischen Rauchmel-
dern, evtl. Fehlauslösung durch mechanische Zerstörung 
Langsamere Auslösung als bei Rauchmeldern: Bei thermischen Auslöseelemen-
ten ist es erforderlich, dass ein  ausreichend großer Temperaturanstieg verbun-
den mit einer entsprechenden Luft-/ Brandrauchströmung am Auslöseelement 
vorhanden ist. Problematisch sind Brände mit viel Rauch und geringer Wärme-
entwicklung. => vorzugsweise Verwendung einer mit Brandmeldern vorgesteuer-
ten Trockenanlage wie bei Sprinkleranlagen zur Vermeidung von Löschwasser-
schäden aufgrund von Fehlauslösungen.  
• Rauchansaugsystem (RAS) 
Durch einen integrierten Lüfter entnimmt das Rauchansaugsystem über ein an-
geschlossenes Rohrsystem mit definierten Ansaugbohrungen kontinuierlich Luft 
aus dem Überwachungsbereich. Die Luftproben werden der Detektionseinheit 
zugeführt und dort mittels optischen Rauchmeldern oder Laserdetektoren (Parti-
kelzählprinzip, höhere Empfindlichkeit, kein Filter erforderlich) analysiert. 
Zweimelderabhängigkeit ist möglich. 
Ein Rauchansaugsystem kann bis zu ca. 50 Ansaugöffnungen aufweisen. 
Die Ansaugöffnung kann bis zu 100 m entfernt sein (systemabhängig).  
Luftstromüberwachungen erkennen evtl. Verstopfungen und Rohrbrüche. 
Scanner-Rauchmelder können ermitteln, welches Rohr rauchhaltige Luft führt 
(bis zu 4 Bereiche, systemabhängig). Im Alarmfall wird dann der dem jeweiligen 
Rohr zugeordnete Ausgang aktiviert. 
 
An der Forschungsstelle für Brandschutztechnik wurde die Wechselwirkung zwischen 
Rauchabzugsystemen und thermischen Glasfass-Auslöseelementen in Sprinklern bzw. 
Wassernebelsprühköpfen untersucht.  
 
Die Aufgabe von Rauch- und Wärmeabzugsanlagen besteht darin, im Brandfall Rauch 
und Wärme abzuführen und damit dazu beizutragen, 
 
•   Flucht- und Rettungswege rauchfrei zu halten, 
•  die Brandbekämpfung durch Schaffung einer rauchfreien Schicht zu erleichtern, 
•  den Flashover und damit den Vollbrand zu verzögern bzw. zu vermeiden, 
•  Einrichtungen zu schützen, 
•  Brandfolgeschäden durch Brandrauch und thermische Zersetzungsprodukte herabzu-
setzen sowie 
•  die Brandbeanspruchung der Bauteile zu vermindern. 
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Man unterscheidet hierbei zwischen folgenden Systemen: 
 
•  Maschineller Rauchabzug (MRA): Ableitung von Rauch mit Ventilatoren 
•  Natürlicher Rauchabzug (NRA): Ableitung von Rauch durch natürlichen Auftrieb (thermi-
scher Auftrieb, z. B. Lichtkuppeln, Jalousien, 1 m²-Öffnungen in notwendigen Treppen-
räumen von Gebäuden mit mehr als 5 Geschossen) 
•  Wärmeabzug (WA): Wand- oder Dachfläche, die bei einer bestimmten Temperatur 
selbsttätig eine Öffnung freigibt (z.B. durch Abschmelzen von thermoplastischen  Dach-
lichtelementen), aus der dann die Wärme nach außen entweichen kann. 
 
Eine raucharme Zone sowie die Abkühlung des aufsteigenden Brandrauches werden nur 
dann erreicht, wenn die entsprechenden Zuluft- und Abgasvolumenströme kontinuierlich 
aufrechterhalten werden. 
 
• Im Brandfall kann das primäre Schutzziel verfolgt werden, dass Flucht- und Rettungs-
wege rauchfrei zu halten sind. Die gleichzeitig aktivierte Löschanlage verhindert, dass 
der Brand weiter angefacht  wird. 
• Im speziellen Einsatzfall muss überprüft werden, ob es zu einer wesentlichen Beein-
flussung der Auslösung von thermischen Glasfass-Auslöseelementen bzw. Brandmel-
dern durch ein zeitlich vor der Löschanlage ausgelöstes Rauchabzugsystem kommt 
bzw. ob die Löschwirkung durch das Auslösen das Rauchabzugsystems beeinflusst 
wird.  
• Im Gegenzug ist die Effizienz der Rauchabführung bei aktiver Löschanlage zu beurtei-
len bzw. zu überprüfen, wie sich das Auslösen der Löschanlage auf die Sicht in Flucht- 
und Rettungswegen auswirkt. 
• Sprühnebel, insbesondere  Hochdruckwassernebel, kann durch Ventilationsströmun-
gen abgelenkt werden. Wenn der Rauchabzug vor der Löschanlage ausgelöst wird, 
muss bei der Anlagenbemessung und -auslegung darauf geachtet werden, dass die 
Rauchabströmung nicht zur Ausbildung eines Schneiseneffektes im Sprühnebel führt. 
Dieses kann negative Auswirkungen auf die löschfähige Konzentration im Brandbe-
reich haben.  
• Die Gegenströmung kann dazu führen, dass Brandrauch bis auf den Boden gedrückt, 
zur Seite abgelenkt sowie intensiv verwirbelt wird, der Rauch abgekühlt und mit Was-
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serdampf und Wassertropfen angereichert wird. Hierdurch kann die Sicht im Bereich 
der Flucht- und Rettungswege erheblich beeinträchtigt werden. 
 
Von entscheidender Bedeutung für den Löscherfolg, minimale Brand,- Rauch- und Lösch-
mittelschäden sowie Fehlauslösung ist, dass bei der Auslösung der Löschanlage durch die 
Brandmeldeanlage keine wesentliche Beeinflussung durch diese auftritt. 
  
Nachfolgend werden für Wassernebellöschanlagen einige nationale, europäische und 
internationale Normen und Richtlinien aufgeführt. 
 
VdS 2109 Sprühwasserlöschanlagen - Richtlinien für Planung und Einbau 
ISO/DIS 6182-9 
Fire Protection - Automatic Sprinkler Systems - Requirements and 
Test Methods for Water Mist Nozzles  
Arbeitsausschuss: ISO/TC 21/SC 5 
CEN/TS 14972 
Ortsfeste Brandbekämpfungsanlagen – Feinsprüh-Löschanlagen – 
Planung und Einbau                                                                           
CEN/TC 191/WG 5/TG 3 Gremium: NA 031-03-03 AA N 473 
NFPA 750 Standard on Water Mist Fire Suppression Systems 




An der Forschungsstelle für Brandschutztechnik wird seit mehreren Jahren die Löschwir-
kung von Sprinkler- sowie Nieder- und Hochdruck-Wassernebellöschanlagen in unter-
schiedlichen Brandräumen untersucht und verglichen. 
 
Die nachfolgenden Bilder 24 bis 34  zeigen einige dieser Versuchsaufbauten sowohl in 
einem Versuchstreppenraum mit angeschlossenem Brandraum als auch in einem separa-
ten Brandraum.  
 
Die Untersuchungsergebnisse wurden in diversen Forschungsberichten der Forschungs-
stelle für Brandschutztechnik  [201, 202, 203, 204] veröffentlicht. 
 
 




Bild 25: Versuchsholzgebäude mit Brand- und Treppenraum (FFB) - 2 
 




Bild 27: Versuchsholzgebäude mit Brand- und Treppenraum (FFB) - 4 
 




Bild 29: Versuchsholzgebäude mit Brand- und Treppenraum (FFB) - 6 
 




Bild 31: Versuche mit Hochdruck-Wassernebel im 25m² Brandraum 
 




Bild 33: Kaltsprühversuche mit Hochdruck-Wassernebel - 1 
 




In den Untersuchungen konnte u. a. folgendes festgestellt werden: 
 
• Wassernebel ist nur bedingt in seinen Eigenschaften mit einem Löschgas ver-
gleichbar - nur begrenzte Löschfähigkeit in verdeckten Bereichen. 
• Auslösung der Löschanlage in der frühen Brandentwicklungsphase ist erforderlich. 
• Brandherd muss durch Wassernebel eingehaust werden. 
• Durch die Niederdruckausführung der bei den Versuchen an der FFB verwendeten 
Löschanlage (minimaler Betriebsdruck: 4 bar) ist der kostengünstige Anschluss an 
eine Hauswasserleitung bei ausreichender Wasserversorgung und unter Beach-
tung der Trinkwasserverordnung (=> Trennstation) denkbar. Eine Feuerwehrnot-
einspeisung ist möglich. 
• Der Betriebsdruck der bisher bei der FFB eingesetzten Hochdruck-Wassernebel-
löschanlage beträgt 80 und 135 bar.   
• Im Gegensatz zu Mittel- und Hochdruck-Wassernebellöschanlagen ergeben sich 
beim Niederdruck keine besonderen Anforderungen bzgl. der Anlagentechnik (z.B. 
Hochdruckpumpen, Edelstahl-Verrohrung etc.). Die Verstopfungsgefahr bei Hoch-
druckdüsen ist höher als bei Niederdruckdüsen, falls das Wasser vor Düseneintritt 
nicht ausreichend gefiltert wird.  
• Sowohl Sprinkler als auch Nieder- und Hochdruck-Wassernebel begrenzen die 
Brandausbreitung auf den Bereich am Treppenraumgeländer auf dem 1. Podest 
(geringer Brandschaden) des 4-geschossigen Treppenraumes.  
• Durch sämtliche Wasser-Löschanlagen wird das Temperaturniveau schnell auf un-
kritische Werte abgesenkt. 
• Die gemessenen Gaskonzentrationen blieben bei schnellem Löscheinsatz bei der 
überwiegenden Anzahl der Versuche im Verhältnis zu einem nicht bekämpften 
Brand im unkritischen Bereich. 
• Die erforderliche Löschwassermenge bis zum vollständigen Löschen des Brandes 
ist bei einem einzelnen Normalsprinkler bei einem Brandherd direkt unter dem 
Sprinkler aufgrund der Hohlkegelbildung des Sprühbildes dieses Sprinklertyps am 
größten.  
• Die Nebeldüsen haben gegenüber einem Sprinkler den Vorteil einer gleichmäßige-
ren Wasserverteilung über den Sprühquerschnitt. 
• Der Löschwasserbedarf liegt beim Niederdruck-Wassernebel um ca. 20 % über 
dem von Hochdruck-Wassernebel bei den im Treppenraum durchgeführten Brand-
versuchen.  
• Der Niederdruck-Wassernebel benötigt zur vollständigen Brandbekämpfung ca. 20 
%, der Hochdruck-Wassernebel ca. 15 % der Löschwassermenge eines einzeln 
eingesetzten Normalsprinklers bei den Versuchen im Treppenraum. 
• Die Verschlechterung der Sicht durch das Sprühnebel-/Wasserdampf-/ Brand-
rauchaerosol ist bei Niederdruck-Wassernebel am geringsten, gefolgt vom Normal-
sprinkler.  
• Beim Hochdruck-Wassernebel ergibt sich die größte Verschlechterung der Sicht 
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(bis zum 4 fachen des Wertes von Niederdruck-Wassernebel). Dies hat Bedeutung 
beim Einsatz in Flucht- und Rettungswegen.  
• Insbesondere beim Hochdruck-Wassernebel ergibt sich eine Verschlechterung der 
Sicht durch starke Ablenkung des Sprühnebel-/ Wasserdampf-/ Brandrauchaero-
sols aufgrund von Ventilationsbedingungen, z. B. durch Windeinfluss auf Rauchab-
züge, Tür- oder Fensteröffnungen. Dies hat insbesondere Bedeutung für die Nutz-
barkeit von Flucht- und Rettungswegen. 
• Beim Auslösen der Löschanlage durch ein thermisches Glasfass-Auslöseelement 
wird der maximal zulässige Extinktionskoeffizient (=> Rauchdichte) im Gegensatz 
zur Auslösung mit optischen Rauchmeldern (Streulichtprinzip) überschritten. 
• Wie Brand- und Löschversuche im 25 m²-Brandraum zeigen, ergeben sich insbe-
sondere bei Hochdruck-Wassernebel Probleme beim Ablöschen von tiefsitzenden 
Glutbränden (z.B. Holz mit spezifisch hoher Oberfläche).  
• Die weitere Brandausbreitung auf im Umfeld der gezündeten Brandlast befindliche 
brennbare Stoffe wird durch Befeuchtung zwar wirksam verhindert, allerdings konn-
te der Brandherd, der u. a. aus einer aus Vierkanthölzern aufgebauten quaderför-
migen Holzkrippe bestand, im Gegensatz zu Niederdruck-Wassernebel nicht voll-





4.2.  Gaslöschanlagen und Dauerinertisierungsanlagen 
 
Im nachfolgenden werden die Lösch- bzw. Dauerinertisierungsanlagen  
• Kohlendioxid 
• Stickstoff (IG001) 
• Argon (IG01) 
• Inergen® (IG541) 
• Argonite® (IG55) 
• Dauerinertisierung (Sauerstoffreduktion) 
näher betrachtet.  
 
Diese Zusammenstellung von Löschgasen stellt eine Auswahl ohne Anspruch auf Voll-
ständigkeit dar. 
 
Diese Gase weisen folgende Besonderheiten (Eigenschaften) auf, wobei einige grund-
sätzliche Anforderungen einzuhalten sind: 
 
• überwiegend Stickeffekt: Verdrängung des Luftsauerstoffs aus der Reaktionszone 
=> Reaktionsgeschwindigkeit wird soweit abgesenkt, dass die Flammen verlöschen 
(Stickwirkung im Raum, nicht im Freien anwendbar). 
• Sauerstoffreduzierung auf unter 15 Vol.-% führt bei den meisten brennbaren Stof-
fen zum Abbruch der Flammenreaktion bzw. bei gasförmigen, flüssigen und flüssig 
werdenden Brandstoffen zum völligen Erlöschen des Brandes.  
In den meisten Fällen: Sauerstoffabsenkung auf 13,8 Vol.-% durch Zugabe von  
34 Vol.-% Löschgas => vorhandenes Luftvolumen wird um ca. 1/3 verdrängt. 
Z.B. Wasserstoff, Acetylen, weißer Phosphor können aber < 10 Vol.-% O2 auch bei 
Raumtemperatur weiter brennen.  
• Löschbeginn muss in der frühen Brandentwicklungsphase erfolgen. 
• Geringe bis keine Löschwirkung bei tiefsitzenden Glutbränden (Holz, Papier, Texti-
lien) 
• Zur Vermeidung von Rückzündungen ist je nach Anwendungsfall die Aufrecht-
erhaltung einer bestimmten minimalen Löschgaskonzentration erforderlich.  
=> Haltezeit (Zeit vom Erreichen der Auslegungskonzentration bis zum Unter-
schreiten von 85% der Auslegungskonzentration): 10 min - 20 min  
• Keine Löschwirkung bei Metallbränden 
• Die Umfassungsbauteile (Wände, Decken, Boden, Türen, Fenster usw.) müssen gas-
dicht sein.  
• Die Umfassungsbauteile müssen dem Druckanstieg während der Flutung standhalten. 
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Druckentlastungsöffnungen (ins Freie, nicht zu Fenstern oder Lüftungsöffnungen an-
derer Räume) dürfen nur bei Erreichen der vorgesehenen Überdrücke im Raum öff-
nen. 
• Zulässige Raumüberdrücke: 100 bis 500 Pa (ab 1.000 Pa (0,01 bar): Glasschäden 
möglich). Der maximal zulässige Raumüberdruck muss vom Betreiber spezifiziert 
werden, ggf. Absprache mit einem Architekten oder Statiker.  
• Maximale Flutungszeit: 120 s, Auslegungskonzentration 30 s nach Ende der Flutungs-
zeit  
• Personenschutz: geeignete Schutzmaßnahmen (Fluchtwege, optische und akustische 
Alarmsignale, Warn- und Hinweisschilder etc.) sind erforderlich, um gefährdete Berei-
che sofort evakuieren zu können und um Personen an dem Betreten nach der Inert-
gasflutung zu hindern bzw. um eine schnelle Rettung eingeschlossener Personen zu 
gewährleisten. In personenbesetzten, gefährdeten Bereichen müssen Alarmierungs- 
und Verzögerungseinrichtungen mit ausreichender Zeitverzögerung vorgesehen wer-
den, die ein Verlassen des Schutzbereiches ohne unangemessene Hast zulassen.  
Vorwarnzeit: Zeitspanne zwischen Alarmsignal und Ausströmen des Löschgases zur 
sicheren Evakuierung (20 - 30 s)  
• Akustische Alarmierung ist sehr laut (> 105 dB) 
• Löschung ohne Rückstände 
• Richtige Anordnung der Hochdruck-Löschdüsen (bei Inertgasen ca. 40 bar) zu den zu 
schützenden Gütern, evtl. Einsatz von Objektschutzdüsen mit gerichtetem Löschmit-
telstrahl 
• Rauchabzüge dürfen nur manuell angesteuert werden. 
• Ausbreitungsgeschwindigkeit der Löschgase im Raum wird durch physikalische Ei-
genschaften der Gase, insbesondere Dichte, Diffusionskoeffizient und Viskosität be-
einflusst. Durch Abkühlen beim Ausströmen von unter Druck gelagerten Gasen kön-
nen Temperaturunterschiede im Raum eine gleichmäßige Verteilung verzögern. Die 
durch den Ausströmvorgang induzierte Strömung kann den Nachteil der Abkühlung für 
die Vermischung teilweise wieder aufheben 
• Einen weiteren erheblichen Einfluss haben die Ventilationsbedingungen im Raum.  
 




4.2.1. Kohlendioxid (gasförmig) 
 
Kohlendioxid weist folgende Besonderheiten (Eigenschaften) auf, wobei einige grund-
sätzliche Anforderungen einzuhalten sind: 
 
• Lagerung im druckverflüssigten Zustand (20 bar (-20°C) bis 57 bar (20°C)) 
• CO2 ist kein Inertgas, reagiert mit starken Basen sehr heftig unter Bildung von Car-
bonaten bzw. bei hoher Temperatur mit bestimmten Metallen z.B. Mg, Ca, Zn 
• schwerer als Luft, Abfließen in tiefer liegende Räume, schwierig zu beseitigen  
• günstiger Preis für Anlagen und Löschmittel, geringster Platzbedarf von allen zuge-
lassenen Inertgasen und Inertgasgemischen => erforderliche Löschgaskonzentra-
tion bei CO2 geringer 
• Elektrostatische Aufladung beim Ausströmen (zündfähige Funkenüberschläge => 
brennbare Flüssigkeiten => Erdungsmaßnahmen erforderlich!) 
• Taupunktunterschreitung der Luft unter Bildung von Nebel 
• Temperaturabsenkung im Raum während Flutung auf -20°C bis - 40°C 
• bei einer Mindesteinsatzkonzentration von 34 Vol.-% CO2  (= 13,8 Vol.-% Sauer-
stoff) ist eine Personengefährdung immer gegeben. 
• Sicherung des Personenschutzes auch für unmittelbar angrenzende Raumbereiche
• Arbeitsplatzgrenzwert (AGW-Wert): 5000 ppm  
Kurzzeiteinwirkung von 3 - 4 Vol.-%: 300%ige Erhöhung der Atmung, leichtes Un-
behagen 
5 - 6 Vol.-%:   bei schnellem Anstieg der Konzentration: hämmernde  
    Kopfschmerzen, Ohrensausen, Atemnot, Schweißausbruch,  
    Ohnmacht 
12 - 15 Vol.-%: nach wenigen Minuten bewusstlos, Atemstillstand 
Normen und Richtlinien (Auswahl): 
VdS 2093: Richtlinien für CO2-Feuerlöschanlagen. Planung und Einbau 





4.2.2. Stickstoff (IG001) 
 
Stickstoff weist folgende Besonderheiten (Eigenschaften) auf, wobei einige grundsätzli-
che Anforderungen einzuhalten sind: 
 
• Bevorratung in Hochdruck-Stahlflaschen (200 bar) 
• Druckreduzierung vor dem Verteilerrohrnetz nach dem Sammelrohr auf max. 60 
bar 
• Raumbedarf gegenüber CO2 doppelt so groß 
• Löschmittelmengenerhöhung gegenüber reinem Kohlendioxid: + 7,5 % 
• ca. 40 % teurer als CO2 
• Stickstoff hat geringere Dichte als Luft und sollte daher aufsteigend in den zu 
schützenden Raum eingebracht werden 
• nur geringfügige Abkühlung des Löschbereichs (um max. 4 - 6°K), keine Nebelbil-
dung 
• nicht toxisch, physiologisch unbedenklich in den vorgesehenen Löschgas-
konzentrationen  
• Stickstoff reagiert mit brennenden Metallen zu Metallnitriden 
Normen und Richtlinien (Auswahl): 
VdS 2380: VdS-Richtlinien für Feuerlöschanlagen. Feuerlöschanlagen mit nicht 
verflüssigten Inertgasen. – Planung und Einbau.  
NFPA 2001: Standard on Clean Agent Fire Extinguishing Systems 
 
 
4.2.3. Argon (IG01) 
 
Argon weist folgende Besonderheiten (Eigenschaften) auf, wobei einige grundsätzliche 
Anforderungen einzuhalten sind: 
 
• Bevorratung in Hochdruck-Stahlflaschen (300 bar)  
• Druckreduzierung vor dem Verteilerrohrnetz nach dem Sammelrohr auf max. 60bar 
• sehr starke Ausströmgeräusche (> 105 dB) 
• Bevorratung in Hochdruck-Stahlflaschen 
• Größerer Raumbedarf als bei Kohlendioxid 
• Löschmittelmengenerhöhung gegenüber reinem Kohlendioxid: + 12,5 % 
• ca. 25 % teurer als Kohlendioxid 
• nur geringfügige Abkühlung des Löschbereichs (um max. 4 - 6°K), keine Nebelbil-
dung 
• schwerer als Luft: Be- und Entlüftungsmaßnahmen erforderlich, um das Löschgas 
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aus tiefer gelegenen Räumen (z.B. Keller) zu entfernen 
• nicht toxisch, physiologisch unbedenklich in den vorgesehenen Löschgas-
konzentrationen 
Normen und Richtlinien (Auswahl): 
VdS 2380: VdS-Richtlinien für Feuerlöschanlagen. Feuerlöschanlagen mit nicht 
verflüssigten Inertgasen. – Planung und Einbau.  
NFPA 2001: Standard on Clean Agent Fire Extinguishing Systems 
 
 
4.2.4. Inergen®1) (IG541) 
 
Inergen® weist folgende Besonderheiten (Eigenschaften) auf, wobei einige grundsätzli-
che Anforderungen einzuhalten sind: 
 
• Zusammensetzung: 52 Vol.% Stickstoff, 40 Vol.% Argon, 8 Vol.% Kohlendioxid 
• CO2 -Konzentration im gefluteten Raum ca. 2,5 Vol.-% - 5 Vol.-% je nach Brandri-
siko und Löschmittelmenge  
• Löschmittelmengenerhöhung gegenüber reinem Kohlendioxid: + 7,5 % 
• sehr starke Ausströmgeräusche  
• Bevorratung in Hochdruck-Stahlflaschen (200 bis 300 bar)  
• Druckreduzierung vor dem Verteilerrohrnetz nach dem Sammelrohr auf max. 60 
bar 
• doppelter Raumbedarf gegenüber Kohlendioxid 
• ca. 80 % teurer als Kohlendioxid 
• nur geringfügige Abkühlung des Löschbereichs (um max. 4 - 6°K), keine Nebelbil-
dung 
• nicht toxisch, physiologisch unbedenklich in den vorgesehenen Löschgaskonzen-
trationen 
• Argon u. Kohlendioxid sind schwerer als Luft: Be- u. Entlüftungsmaßnahmen erfor-
derlich, um das Löschgas aus tiefer gelegenen Räumen (z.B. Keller) zu entfernen 
Normen und Richtlinien (Auswahl): 
VdS 2380: VdS-Richtlinien für Feuerlöschanlagen. Feuerlöschanlagen mit nicht 
verflüssigten Inertgasen. – Planung und Einbau.  
NFPA 2001: Standard on Clean Agent Fire Extinguishing Systems 
 
 
                                                   




Nachfolgend  wird anhand des Vortrages von Eyer [214] auf den Einfluss von Kohlendioxid 
auf die Toxikologie der Inertgase näher eingegangen. 
 
Toxikologie der Inertgase mit und ohne CO2  
 
Problematik: Es sind Situationen möglich, dass trotz optischer und akustischer 
Alarmsysteme mit Inertgasen geflutete Räume erst später verlassen oder zu früh be-
treten werden, z.B. für Schalt- und Sicherungsarbeiten, zum Entfernen von wertvollen 
Gegenständen, wegen Verletzungen, Ohnmacht, versperrten Fluchtwegen  
 
• Inertgase wie Stickstoff und Argon sind bei normalem Atmosphärendruck biolo-
gisch wenig wirksam. 
• Kohlendioxid ist biologisch sehr wirksam: unter 1 Vol.-% belanglos, ab 5 Vol.-% mit 
ausgeprägten Nebenwirkungen, über 8 Vol.-% lebensgefährlich. 
• Hauptproblem ist der Sauerstoffmangel: Kopfschmerzen, Gähnen, Konzentrati-
onsmangel, rasche Ermüdbarkeit, Übelkeit, Sprachstörungen, Gangunsicherheit, 
Sehstörungen, Bewusstlosigkeit bis zum Tod. Die meisten dieser Erfahrungen 
wurden beim Aufenthalt in großen Höhen gesammelt, da hier aufgrund des gerin-
geren Luftdruckes der Sauerstoffpartialdruck stark absinkt. 
• Z.B. wird der menschliche Sauerstofftransporteur, der rote Blutfarbstoff, auf dem 
Mont Blanc in der Lunge statt zu 98 % nur mehr zu etwa 80 % mit Sauerstoff ge-
sättigt. 
• Sauerstoffmangel und Kohlendioxid-Überschuss bewirken eine vertiefte und be-
schleunigte Atmung (Hyperventilation). 
• Durch die Kohlendioxid-Stimulation kann die Atmung bis auf das 10-fache der Ru-
heatmung erhöht werden. 
• Ein Zusatz von 3 - 4 % Kohlendioxid zur Einatmungsluft erhöht unter den Bedin-
gungen des Sauerstoffmangels das Atemminutenvolumen, vermindert die Sauer-
stoffaufnahme des Blutes in der Lunge und vermehrt die Hirndurchblutung. 
• Schädliche Effekte von Kohlendioxid bei Sauerstoffmangel (Hypoxie): besonders 
bei Patienten mit eingeschränkter Lungenfunktion (z.B. Asthma bronchiale, chroni-
sche Bronchitis) => Übersäuerung des Blutes mit deutlich erhöhten Konzentratio-
nen von Kohlendioxid.     
• Zusätzliche Gefahr durch toxische Brandgase wie hauptsächlich Kohlenmonoxid 
und Cyanwasserstoff (Blausäure). 
• Je nach Branddauer liegen bereits vor der Flutung mit Inertgasen ein mehr oder 
weniger großer Sauerstoffmangel und eine Kohlendioxid-Erhöhung vor. 
• Sauerstoffmangel und Kohlendioxid erhöhen möglicherweise die Toxizität von Koh-
lenmonoxid und Blausäure. 
• Durch die gesteigerte Atemtätigkeit durch Kohlendioxid kann auch die Aufnahme 
von toxischem Brandrauch beschleunigt werden. 
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• Auch bei Kohlendioxid-freien Löschmitteln wird die Toxizität der Brandgase Koh-
lenmonoxid und Blausäure bei Sauerstoffmangel erhöht, da auch hier eine - wenn 
auch im Vergleich zu Kohlendioxid geringere - Hyperventilation auftritt und der 
Sauerstoff vermindert wird. 
 
 
4.2.5. Argonite®2) (IG55) 
 
Argonite® weist folgende Besonderheiten (Eigenschaften) auf, wobei einige grundsätzli-
che Anforderungen einzuhalten sind: 
 
• Zusammensetzung: 50 Vol.% Stickstoff, 50 Vol.% Argon 
• sehr starke Ausströmgeräusche  
• Bevorratung in Hochdruck-Stahlflaschen (300 bar)  
• Druckreduzierung vor dem Verteilerrohrnetz nach dem Sammelrohr auf max. 60 
bar 
• ca. 80 % teurer als Kohlendioxid 
• nur geringfügige Abkühlung des Löschbereichs (um max. 4 - 6°K), keine Nebelbil-
dung 
• nicht toxisch, physiologisch unbedenklich in den vorgesehenen Löschgaskonzen-
trationen  
• Argon ist schwerer als Luft: Be- und Entlüftungsmaßnahmen erforderlich, um das 
Löschgas aus tiefer gelegenen Räumen (z.B. Keller) zu entfernen 
Normen und Richtlinien (Auswahl): 
VdS 2380: VdS-Richtlinien für Feuerlöschanlagen. Feuerlöschanlagen mit nicht 
verflüssigten Inertgasen. – Planung und Einbau.  
NFPA 2001: Standard on Clean Agent Fire Extinguishing Systems 
 
 
                                                   




4.2.6. Dauerinertisierung (Sauerstoffreduktion)  
 
Die Methode der Dauerinertisierung, wobei hier beispielhaft die Systeme  OxyReduct® 3) 
und Permatec® 4) aufgeführt werden (andere Handelsnamen sind möglich), ist keine Gas-
löschanlage im eigentlichen Sinn. Durch eine permanente Rauminertisierung auf ein niedri-
ges Niveau der Sauerstoffkonzentration wird gewährleistet, dass eine Verbrennung nur 
schwer oder gar nicht durch Entzündung des Brandstoffes auftreten kann. Nachfolgend 
werden einige weitere Besonderheiten aufgeführt: 
 
• Durch eine permanente Rauminertisierung auf ein niedriges Niveau der Sauerstoff-
konzentration wird gewährleistet, dass eine anhaltende Verbrennung nur schwer 
oder gar nicht auftreten kann, weil eine Entzündung des Brandstoffes unterbleibt. 
• Je nach zu schützendem Gut wird der Sauerstoffgehalt auf ca. 13 bis 15 Vol.-% im 
Raum durch kontrollierte Einleitung von z.B. Stickstoff abgesenkt. Die wirksame 
Konzentration ist bei nicht bekannten Stoffen in Versuchen zu ermitteln.  
• N2-Erzeugung vor Ort in einem Stickstoffgenerator: Luft wird mittels Hohlfaser-
membranen in N2 und Restgase getrennt. 
• Schutzbereiche bleiben bei den oben angegebenen Sauerstoff-Konzentrationen für 
Personen begehbar.  
• Überwachung der Sauerstoff-Konzentration und des Druckes im Raum ist erforder-
lich. 
• Personenschutz ist bei kritischen Sauerstoff-Konzentrationen zu beachten: z.B. 
Alarmierung, mindestens 1 Fluchtweg je Schutzbereich. 
• Trotz Inertisierung ist ggf. die Entstehung von Glimmbränden (bis 2 Vol.-% Sauer-
stoff) und starke Brandrauch- und Geruchsbildung möglich. 
• Inertgas hinterlässt keine Rückstände. 
• keine Nebelbildung. 
Normen und Richtlinien (Auswahl): 
VdS 3527: VdS-Richtlinien für Inertisierungs- und Sauerstoffreduzierungsanlagen.  
  Planung und Einbau.  
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An der Forschungsstelle für Brandschutztechnik steht eine Versuchseinrichtung zur Un-
tersuchung der Wirksamkeit einer reduzierten Sauerstoff-Atmosphäre bei der Einwir-




Bild 35: Versuchseinrichtung zur Untersuchung der Wirksamkeit einer  
 reduzierten Sauerstoff-Atmosphäre bei der Einwirkung von Wärme-







Halonersatzstoffe weisen folgende Besonderheiten (Eigenschaften) auf, wobei einige 
grundsätzliche Anforderungen einzuhalten sind: 
 
• Löschmechanismen: Wärmeabsorption in der Flamme, Löschmittel wird während 
des Löschvorganges zersetzt und greift in die Verbrennungsreaktion ein, Stickef-
fekt bei hohen Konzentrationen. 
• Die Umfassungsbauteile (Wände, Decken, Boden, Türen, Fenster usw.) müssen 
gasdicht sein.  
• Die Umfassungsbauteile müssen dem Druckanstieg während der Flutung standhal-
ten. Druckentlastungsöffnungen (ins Freie, nicht zu Fenstern oder Lüftungsöffnun-
gen anderer Räume) dürfen nur bei Erreichen der vorgesehenen Überdrücke im 
Raum öffnen. 
• Zulässige Raumüberdrücke: 100 bis 500 Pa (ab 1.000 Pa: Glasschäden möglich) 
• Maximale Flutungszeit (z.B. bei EDV-Räumen): 10 s, Auslegungskonzentration:   
30 s nach Ende der Flutungszeit (möglichst keine Verlängerung der Flutungzeiten 
wegen möglicher Zersetzungsprodukte). 
• Haltezeit vom Erreichen der Auslegungskonzentration bis zum Unterschreiten von 
85% der Auslegungskonzentration: mind. 10 min. Bei ungünstigen Verhältnissen (z.B. 
heiße Oberflächen oder tief sitzende Brände) länger. 
• Ausbreitungsgeschwindigkeit im Raum wird durch physikalische Eigenschaften der 
Gase, insbesondere Dichte, Diffusionskoeffizient, Dampfdruck und Viskosität beein-
flusst. Durch Abkühlen beim Ausströmen von unter Druck gelagerten Gasen können 
Temperaturunterschiede im Raum eine gleichmäßige Verteilung verzögern. Die durch 
den Ausströmvorgang induzierte Strömung kann den Nachteil der Abkühlung für die 
Vermischung teilweise wieder aufheben.  
• Ventilationsbedingungen haben einen erheblichen Einfluss auf die Ausbreitung im 
Raum. 
• Personenschutz: geeignete Schutzmaßnahmen (Fluchtwege, optische und akustische 
Alarmsignale, Warn- und Hinweisschilder etc.) sind erforderlich, um gefährdete Berei-
che sofort evakuieren zu können und um Personen an dem Betreten nach der Lösch-
gasflutung zu hindern bzw. um eine schnelle Rettung eingeschlossener Personen zu 
gewährleisten. In personenbesetzten, gefährdeten Bereichen müssen Alarmierungs-
einrichtungen und Verzögerungseinrichtungen mit ausreichender Zeitverzögerung vor-
gesehen werden, die ein Verlassen des Schutzbereiches ohne unangemessene Hast 
zulassen. 
• Vorwarnzeit: Zeitspanne zwischen Alarmsignal und Ausströmen des Löschgases zur 
sicheren Evakuierung (20 - 30 s).  
• In Flammen und an heißen Oberflächen erfolgt Zerfall in giftige, ätzende und korrosive 
Zersetzungsprodukte (Fluor, Fluorwasserstoff und andere Fluorverbindungen). Fluor-
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wasserstoff greift Alkalimetalle, Eisen, Stahl, Edelstahl und einige Kunststoffe an. Be-
ständig sind Nickel, Kupfer, Monel, Inconel, Polyethylen, Polypropylen und PVC. Bei 
höheren Temperaturen können zahlreiche Metalle als Zerfallskatalysatoren wirken. => 
problematisch bei schneller Brandentwicklung (z.B. brennbare Flüssigkeiten) oder be-
reits ausgebildeten Glutherden bzw. langen Flutungszeiten. Evtl. liegen noch Oberflä-
chen mit hoher Temperatur nach dem Löschen vor. 
• Gegenwärtige Halonersatzstoffe erzeugen nach Liu und Kim [160] beim Löschvor-
gang unter vergleichbaren Brandbedingungen mindestens 5- bis 10-mal mehr Fluor-
wasserstoff als Halon 1301.  
• Löschung ohne Rückstände. 
• Löschkonzentration der Halonersatzstoffe unter der Konzentration von Inertgasen  
• geringerer Lagerraumbedarf gegenüber Inertgasen 
• Rauchabzüge dürfen nur manuell angesteuert werden. 
• Nach VdS 2381, Abschnitt 1.7.3 dürfen halogenierte Kohlenwasserstoffe nicht bei 
Bränden mit der Beteiligung folgender Stoffe eingesetzt werden:   
• Chemikalien, die Sauerstoff abgeben können, z.B. Zellulosenitrat 
• Oxidationsmittel enthaltende Gemische, z.B. Natriumchlorat 
• Chemikalien, die sich selbst thermisch zersetzen können, z.B. organische 
Peroxide 
• reaktionsfreudige Metalle, z.B. Natrium, Kalium 
• feste Stoffe, in denen Brände schnell tief sitzend werden können 
• Einrichtungen, bei denen aus betrieblichen Gründen heiße Oberflächen (mit 
Temperaturen über 150 °C) vorhanden sind 
Normen und Richtlinien (Auswahl): 
VdS 2381: VdS-Richtlinien für Feuerlöschanlagen. Feuerlöschanlagen mit haloge-
nierten Kohlenwasserstoffen. - Planung und Einbau.  
NFPA 2001: Standard on Clean Agent Fire Extinguishing Systems 
 




• Es sind Situationen möglich, dass trotz optischer und akustischer Alarmsysteme mit 
Halonersatzstoffen geflutete Räume erst später verlassen oder zu früh betreten wer-
den z.B. für Schalt- und Sicherungsarbeiten, zum Entfernen von wertvollen Gegen-
ständen, wegen Verletzungen, Ohnmacht, versperrter Fluchtwege  
• Löscherfolg muss mit höchster Sicherheit durch die nur einmal mögliche Flutung des 
Raumes gewährleistet werden (Auslösung in der frühen Brandentwicklingsphase).   
• Für den Fall des ausbleibenden Löscherfolges würde ein Löschen mit mobilen Kräften 
der Feuerwehr im Innenangriff aufgrund der hohen Konzentration an giftigen und ät-
zenden Zersetzungsprodukten (Carbonylfluorid, Fluorwasserstoff) aus dem Löschmit-
tel deutlich erschwert. Hauptaufnahmeweg über die Lunge (Zerstörung des Lungen-
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gewebes bzw. toxisches Lungenödem).  
• Schutzausrüstung für die Feuerwehr: Umluftunabhängiges Atemschutzgerät, Chemie-
schutzanzug. 
• Durch die Halonersatzstoffe HFC-227ea und HCFC Blend A wird die Bildung von Koh-
lenmonoxid beim Löschvorgang im Vergleich zu freiem Abbrand und im Vergleich zum 
Einsatz von Halon 1301 nach Su und Kim [161]erhöht. Wie bei den Zersetzungspro-
dukten Fluorwasserstoff, Carbonylfluorid und Chlorwasserstoff nimmt die Menge an 
Kohlenmonoxid mit der Brandgröße und der Löschzeit zu. 
 
 
Halonersatzstoffe werden bzgl. ihrer Umwelteigenschaften charakterisiert mit den Werten 
 
NOAEL (no observed adverse effect level): Höchste Konzentration, bei der keine           
nachteiligen toxikologischen oder sonstigen für den Menschen nachteiligen Auswirkungen 
zu beobachten sind.  
 
ODP (Ozone Depletion Potential) als Maß für das Ozonabbaupotential  und  
 
GWP (Global Warming Potential) als Maß für das Erderwärmungspotential. 
 
Die folgende Zusammenstellung in Bild 36 zeigt hierzu die verschiedenen Löschgase und 





Bild 36: Vergleich der Dichte, ODP- und GWP-Werte bei gasförmigen 
 Löschmitteln im Vergleich zu Luft. 
 
 
4.3.1. Trigon-300® 5) (Trifluormethan, HFC-23, FE-13) 
 
Trigon-300® wird hier beispielhaft für diesen chemischen Stoff genannt, wobei andere 
Handelsnamen möglich sind. 
 
Trigon-300®  weist folgende Besonderheiten (Eigenschaften) auf, wobei einige grund-
sätzliche Anforderungen einzuhalten sind: 
                                                   





• gasförmiges Löschmittel, farblos, Geruch süßlich 
• Löschung rückstandsfrei 
• Brandklasse A, B: ca. 16 Vol.-% Löschgas 
• kann unter Beachtung der Sicherheitsvorschriften in Räumen angewendet werden, 
in denen sich Personen aufhalten 
• In Flammen und an heißen Oberflächen (Temperaturen größer 400°C, siehe Ange-
lino und Invernizzi [159]) erfolgt Zerfall in giftige, ätzende und korrosive Zerset-
zungsprodukte (Fluor, Fluorwasserstoff, Carbonylfluorid und andere Fluorverbin-
dungen, Kohlenmonoxid).   
• bei höheren Temperaturen können zahlreiche Metalle als Zerfallskatalysatoren wir-
ken 
• unverträglich mit Alkali- und Erdalkalimetallen 
• spezielle Schutzausrüstung für die Feuerwehr: Chemieschutzanzug, umluftunab-
hängiges Atemschutzgerät (gemäß Sicherheitsdatenblatt von DuPont Fluorpro-
ducts, Wilmington [165]) 
• Gas ist schwerer als Luft und kann sich in geschlossenen Räumen ansammeln, 
insbesondere am Fußboden oder in tiefer gelegenen Bereichen 
• NOAEL = 30 Vol.-%  
 
 
4.3.2. FM-200® 6) (Heptafluorpropan, HFC-227 ea) 
 
FM-200® wird hier beispielhaft für diesen chemischen Stoff genannt, wobei andere Han-
delsnamen möglich sind. 
 
FM-200® weist folgende Besonderheiten (Eigenschaften) auf, wobei einige grundsätzli-
che Anforderungen einzuhalten sind: 
 
• gasförmiges Löschmittel (25 bis 40 bar, mit Stickstoffdruckpolster) 
• farblos, Geruch nach Ether 
• Brandklasse A mind. 5,8 Vol.-%, Brandklasse B mind. 8,0 Vol.-% Löschgas 
• kann unter Beachtung der Sicherheitsvorschriften in Räumen angewendet werden, in 
denen sich Personen aufhalten 
• Zersetzung bei Einwirkung von Feuer und an heißen Oberflächen (Temperaturen grö-
ßer 425°C, siehe Angelino und Invernizzi [159]) in giftige, ätzende und korrosive 
Zersetzungsprodukte: Carbonylfluorid, Fluorwasserstoff und Kohlenmonoxid, ab 9 
Vol.-% narkotische Wirkung  
                                                   




• Beim Löschvorgang wird die Bildung von Kohlenmonoxid im Vergleich zu freiem Ab-
brand und im Vergleich zum Einsatz von Halon 1301 nach Su und Kim [161] erhöht. 
Wie bei den Zersetzungsprodukten Fluorwasserstoff, Carbonylfluorid und Chlorwas-
serstoff nimmt die Menge an Kohlenmonoxid mit der Brandgröße und der Löschzeit 
zu.  
• Kontakt mit starken Laugen, starken Oxidationsmitteln, starken Reduktionsmitteln und 
Metallpulver vermeiden (gemäß Sicherheitsdatenblatt von DuPont Fluorproducts, Wil-
mington) 
• Spezielle Schutzausrüstung für die Feuerwehr: Chemieschutzanzug, umluftunabhän-
giges Atemschutzgerät (gemäß Sicherheitsdatenblatt von DuPont Fluorproducts, 
Wilmington [166])                           
• Gas ist schwerer als Luft und kann sich in geschlossenen Räumen ansammeln, insbe-
sondere am Fußboden oder in tiefer gelegenen Bereichen 
• bei der Flutung ist im Gegensatz zu den Inertgasen neben den Überdrücken auch das 
Auftreten von Unterdrücken während der Flutung zu beachten 
• geringere Raumüberdrücke bei FM-200 als bei Inertgasen 
• NOAEL = 9 Vol.-% 
 
 
4.3.3. Novec 1230® 7) (1,1,1,2,2,4,5,5,5-Nonafluor-4-(Trifluormethyl)-3-Pentanon,  
FK-5-1-12) 
 
Novec 1230®  wird hier beispielhaft für diesen chemischen Stoff genannt, wobei andere 
Handelsnamen möglich sind. 
 
Novec 1230®  weist folgende Besonderheiten (Eigenschaften) auf, wobei einige grund-
sätzliche Anforderungen einzuhalten sind: 
 
• bei Umgebungsbedingungen flüssig => Verdampfung durch Zerstäubung bei ho-
hem Druck mit Stickstoff (42 bar) => kann evtl. verzögert Konzentrationssollwert er-
reichen (Verteilung durch erforderliche Verdunstung ist gegenüber gasförmig aus-
gebrachten Löschmitteln evtl. verzögert) 
• kann unter Beachtung der Sicherheitsvorschriften in Räumen angewendet werden, 
in denen sich Personen aufhalten 
• Brandklasse A, B: ca. 6 Vol.-% Löschgas 
• farblos, geruchlos 
• bei der Verbrennung erfolgt Zersetzung in Kohlendioxid, Kohlenmonoxid und Fluor-
                                                   





• Kontakt mit starken Basen, Aminen, Alkoholen, direktem Sonnenlicht und ultravio-
lettem Licht vermeiden (gemäß Sicherheitsdatenblatt von 3M Center [164]) 
• Spezielle Schutzausrüstung für die Feuerwehr: Vollschutzanzug, umluftunabhängi-
ges Atemschutzgerät (gemäß Sicherheitsdatenblatt von 3M Center [164]) 
• Gas ist schwerer als Luft und kann sich in geschlossenen Räumen ansammeln






5. BEURTEILUNGSKRITERIEN FÜR DEN EINSATZ VON ORTSFESTEN 
LÖSCHANLAGEN IN MIKROBIOLOGISCHEN UND GENTECHNISCHEN 
BEREICHEN 
 







können sich sehr unterschiedliche Arten von Brandlasten in diesen Räumen befinden. 
 
Die Gebäude weisen zum Teil beträchtliche Brandlasten (brennbare Flüssigkeiten, wie z. B. 
Desinfektionsmittel, Futtermittel, Streu, Kunststoffkäfige etc.) auf, die bei ungenügenden 
brandschutztechnischen Maßnahmen eine Gefährdung darstellen. 
 
Weiterhin sind die in Büros üblichen Brandlasten (Möbel, Aktenordner, PC etc.) vorhanden. 
 
Eine weitere Verschärfung ergibt sich evtl. durch Druckbehälter mit technischen Gasen in 
den Laboren mit zum Teil brennbarem Nutzinhalt, wenn sich diese nicht in geeigneten Si-
cherheitsschränken befinden. 
 
Die anfallenden Substanzen und Tierkadaver sind zum Teil ggf. gentechnisch als auch ra-
dioaktiv kontaminiert. Diese sollten sich in geeigneten Sicherheitsbehältnissen befinden. 
 
Im Fall der Brandbekämpfung mit Wasser ist die Dichtigkeit von Geschossdecken zu ge-
währleisten, um eine großvolumige Verunreinigung mit kontaminiertem Löschwasser zu  
vermeiden. 
 
Fenster und Türen stellen ein weiteres Ausbreitungsrisiko für gefährliche Organismen  dar. 
Die Fenster dürfen sich je nach Sicherheitsstufe des gentechnischen Bereiches ggf. nicht 




Im Brandfall ist aber allein durch den Druckanstieg im Innern des Labors zum Beispiel auf-
grund des Berstens evtl. vorhandener Druckbehälter (z.B. Druckbehälter mit Kohlendioxid 
zum Töten von Versuchstieren oder Flüssiggas-Ventilkartuschen für Bunsenbrenner) oder 
durch temperaturbedingte Spannungen ein Bersten der Fenster oder durch Bildung brenn-
barer Zersetzungsgase zu befürchten.   
 
Wie bereits in Abschnitt 1. erwähnt, hat die Zerstörung einer Verglasung bei einem Brand  
einen ganz entscheidenden Einfluss auf den weiteren Brandverlauf, ob es zum Beispiel 
aufgrund einer zunächst nicht zerstörten Verglasung in einem relativ dichten Raum beim 
Schaffen einer Öffnung zu einer Rauchgasdurchzündung oder einem Backdraft kommt oder 
ob bei ausreichender Ventilation ein Flashover eintritt. Gerade diese Eigenschaften von 
Verglasungen können ggf. bei den Laboren und Bereichen der Sicherheitsstufen S3 und S4 
mit dichten bruchsicheren Fenstern zu kritischen Zuständen beim Brand führen. 
 
Weiterhin besteht Untersuchungsbedarf, wie groß eine evtl. Gefährdung durch Rauch-
durchzündung oder Backdraft ist, wenn die Lüftungsanlage des Labors im Brandfall durch 
Brandschutzklappen abgeschottet wird. Wird das Labor zu einem späteren Zeitpunkt   
wieder geöffnet, ohne dass der Brand zwischenzeitlich durch eine ortsfeste Löschanlage 
vollständig gelöscht worden ist, ist es denkbar, dass zündfähige Brandzersetzungsprodukte 
zu diesen Brandphänomenen führen können. 
 
Durch einen Defekt von in den Laboren vorhandenen elektronischen Geräten (Messtechnik, 
Kühlgeräte, Wärmeschränke, PC) ist ein Brand aufgrund z.B. zu hoher Leitertemperatur, 
Isolationsfehler, Alterung oder Kontaktfehler nicht auszuschließen. Besondere Bedeutung 
hat hierbei der unbeaufsichtigte Betrieb in der Nacht. 
 
Da z.B. Kühlgeräte und bestimmte Messgeräte im Dauerbetrieb laufen müssen, um z.B. 





Weiterhin ergeben sich aus verschiedenen Sicherheitsstufen S1 bis S4 entsprechend der 
Gentechnik-Sicherheitsverordnung – GenTSV [2] zum Teil in Verbindung mit radioakti-
ven Substanzen unterschiedliche Anforderungen bzgl. des verwendeten Löschmittels (Eig-
nung für Flammenbrände und Glutbrände, korrosive Eigenschaften, Zersetzungsprodukte), 
des Druckaufbaus sowie der Löschmittelrückhaltung und Dekontamination.  
 
Aufgrund der Lüftungsverhältnisse in den Laboren, insbesondere durch den unter allen Um-
ständen zu gewährleistenden Unterdruckbetrieb in S3 und S4 Bereichen mit den hier vor-
handenen Hochleistungsschwebstoff-Filteranlagen, ergeben sich besondere Anforderungen 
an die schnelle und sichere Detektion des Brandes sowie die anschließende Brandbekämp-
fung.  
 
Insbesondere muss der  Unterdruck auch beim Einströmen des Löschmittels unter Brand-
bedingungen erhalten bleiben.  
 
Eine  Fehlauslösung der Löschanlage muss ausgeschlossen werden. 
 
Dies hat einen entscheidenden Einfluss auf die Auswahl der geeigneten Brandmeldetech-
nik, insbesondere wenn diese zum Ansteuern der Löschanlage verwendet wird. 
 
Zur Gewährleistung einer schnellen Alarmierung von Personen und sicheren Evakuierung 
im Brandfall ist eine flächendeckende automatische Brandmeldeanlage mit Rauchmeldern 
erforderlich. 
 
Der Einsatz von Rauchmeldern steht in Einklang mit den Richtlinien des VdS für automati-
sche Brandmeldeanlagen (VdS 2095) [135] Zitat: „Ist in der Entstehungsphase mit einem 
Schwelbrand zu rechnen (Rauchentwicklung, wenig Wärme und keine sichtbare Flammen-
strahlung), sind Rauchmelder zu verwenden. Bei zu erwartender Personengefährdung oder 
Schäden durch Brandrauch sind bevorzugt Rauchmelder einzusetzen“.  
 
Bzgl. der Ansteuerung der Löschanlagen ist zu überprüfen, ob die Löschanlage in Abhän-
gigkeit von den Laborbedingungen durch thermische Glasfass-Auslöseelemente,  fotoelek-
tronische Rauchmelder,  Rauchansaugsystem, Wärmemelder oder Brandgasmelder (z.B. 
Kohlenmonoxid-Melder) ausgelöst werden muss. In Räumen, in denen mit großem Staub-
anfall in der Luft zu rechnen ist, wie z. B. in Tierstallungen oder in Lagern  für Futtermittel 
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und Streu ist es sinnvoll, schnelle thermische Glasfass-Auslöseelemente, Brandgasmelder 
(Kohlenmonoxid-Melder) oder optische Rauchmelder mit automatischer Messwertnachfüh-
rung bei Verschmutzung einzusetzen. Bei der Auswahl sind die Erfahrungen der Hersteller 
von Brandmeldeanlagen zu berücksichtigen. 
 
Die Ansteuerung der Löschanlage z.B. mit Rauchmeldern ist jedoch mit einem höheren 
technischen, Wartungs- und Kostenaufwand, insbesondere bei vorzugsweise kleinen 
Löschsektionen verbunden. Weiterhin ist dadurch die erwartete Häufigkeit von Fehlauslö-
sungen grundsätzlich größer (=> vorzugsweise Auslösung über Zweimeldersystem).  
 
Nach bisherigen Erkenntnissen aus Versuchen an der FFB und nach Rücksprache mit dem 
VdS in Köln sollte die Auslösung daher zumindest über schnelle thermische Glasfassauslö-
seelemente (z.B. Fast F3 oder Super Fast F2) erfolgen. 
 
Bei Verwendung von Rauchmeldern würde eine wesentlich schnellere Auslösung als bei 
thermischen Auslöseelementen insbesondere im Hinblick auf den Personenschutz erfolgen.  
 
Die schnelle Auslösung z.B. einer  Wassernebellöschanlage über die Brandmeldeanlage 
mit Zweimeldersystem ist allerdings im Hinblick auf die technische Ausführung (aufwendiger 
Aufbau mit der Gefahr von Fehlauslösungen, VdS zugelassene Armaturen zur Ansteuerung 
etc.) sowie die Kosten bei entsprechend kleinen Löschsektionen gegenwärtig nicht unprob-
lematisch. 
 
An dieser Stelle soll eine weitere Problematik erwähnt werden, die in Tierstallungen auftre-
ten könnte. Hohe Schallpegel (> 105 dB) aufgrund von sehr lauten akustischen Alarmierun-
gen und sehr lauten Ausströmgeräuschen bei Gaslöschanlagen können sich insbesondere 
bei einer Fehlauslösung als nachteilig für Versuchstiere erweisen. Nach Untersuchungen 
der Gesellschaft für Versuchstierkunde (Stiftung Tierärztliche Hochschule Hannover) [61, 
62] zur tiergerechten Haltung von Laborratten sollten Schallspitzen im Tierhaltungsbereich 
nicht über 85 dB und Schallpegel dauerhaft unter 60 dB liegen. Plötzliche Geräusche lösen 
bei Ratten Schreck- und Fluchtreaktionen aus, die eine weitere Verwendbarkeit der Tiere 
für gesicherte wissenschaftliche Aussagen in Frage stellen. Das Auslösen von Schreck- und 
Fluchtreaktionen trifft natürlich auch für Menschen zu. 
Allerdings müssen hier ganz klar der Personenschutz und die sichere Evakuierung von 




Der Einsatz von halbstationären anstatt von automatischen ortsfesten Löschanlagen ist  
möglich, wenn z.B. schnell einsatzfähige Werksfeuerwehren vorhanden sind.  
Nach AGBF [217] ist eine halbstationäre Löschanlage für größere Objekte nur dann sinn-
voll, wenn die Inbetriebnahme durch die Feuerwehr innerhalb der vorgegebenen Zeit si-
chergestellt werden kann. Eine solche Sicherstellungsgarantie kann im Regelfall von einer 
öffentlichen Feuerwehr nicht erteilt werden. 
 
Gemäß der Stellungnahme der Projektgruppe „Labortechnik“ (ELATEC) des Ausschusses 
für Biologische Arbeitsstoffe (ABAS) „Löschanlagen und Löschwasserrückhaltung in 
Laboratorien der Sicherheitsstufen S2 und S3“ (Ausgabe Juni 2007) [99] sind zur Ein-
haltung der Schutzziele der Musterbauordnung für Laboratorien der Sicherheitsstufe S2 
aufgrund der Nutzung als Laboratorium keine Löschanlagen erforderlich.  
Im Brandfall ist es zulässig, dass Fenster des Laboratoriums zerstört werden, Rauchgase in 
die Umwelt gelangen und der Löschangriff wie üblich durch Einsatzkräfte der örtlichen Feu-
erwehr vorgetragen wird. Der erforderliche Brandschutz ist bezogen auf die Nutzung als 
Laboratorium ohne Löschanlage sichergestellt. Eine Löschanlage kann aber auch bei der 
Sicherheitsstufe S2 erforderlich werden, wenn unter Berücksichtigung der Planung die bau-
rechtlichen Anforderungen entsprechend der jeweiligen Bauordnung des Landes nicht ein-
gehalten werden, wie z. B. bei Überschreitung der maximal möglichen Brandabschnittsgrö-
ßen oder Planung von Laboratorien in Hochhäusern. Zur Erreichung der Schutzziele der 
MBO können in gentechnischen Bereichen der Sicherheitsstufe S3 (bzw. S4) Löschanlagen 
erforderlich werden. 
 
Aufgrund der hier vorliegenden Besonderheiten (Unterdruck, Filterproblematik, Ventilations-
verhältnisse in Verbindung mit der Brandmeldetechnik, Art und Menge der Brandlast, Ge-
fahrstoffe, Raumgröße) liegt dringender Untersuchungsbedarf vor. 
 
Nachfolgend werden die beiden Löschanlagentypen Wassernebel und Löschgas näher  
beleuchtet. 
 
Nach ersten Erkenntnissen ist der Druckaufbau durch eine Sprinkleranlage oder Wasserne-
bellöschanlage vernachlässigbar bzw. kann dieser durch die Regelung der Unterdruckanla-
ge ausgeglichen werden. Diese Aussage soll jedoch in der gegenwärtig errichteten Ver-




Hierbei ergeben sich jedoch weitere Fragestellungen zu den zum Einsatz kommenden 
Hochleistungsschwebstoff-Filtern, auf die im nachfolgenden näher eingegangen wird.  
 
Einstufige Filteranlagen sind meist nur für den Einsatz in einfachen Raumlufttechnischen 
Anlagen (RLT-Anlagen) ausreichend. Für höhere Anforderungen an die Luftreinheit und 
insbesondere die genügende Abscheidung von Mikroorganismen werden mehrstufige Luft-
filteranlagen benötigt.  
 
Filteranlagen bestehen aus einer oder mehreren eingebauten Filterzellen, die einer be-
stimmten Filterklasse zugeordnet sind. Die Festlegung der einzelnen Filterstufen hängt u. a. 
ab von der Luftkontamination, der Reinraumklasse und der Raumnutzung.  
 
Die erste Filterstufe dient als Vorfilter dem Schutz von Geräten und der Standzeitverlänge-
rung der teureren Endfilter. 
 
Nach Langenohl, et. al. [109]  „Überwachung gentechnischer Anlagen - Teil 2“ ergeben 
sich bei derartigen Filteranlagen folgende Schwierigkeiten für den Betrieb: 
  
Die Luftfeuchtigkeit darf einen kritischen Wert nicht übersteigen, damit es nicht zu einer 
Veränderung der Polarität und damit zu einer Keimpenetration kommt. 
 
Die Abluft ist von Netzmittel, Schmutzkolloiden und Elektrolyten (z. B. in Schaum oder 
Schaumpartikel) durch Vorabscheider (z. B. Demister, Prallflächenabscheider oder Tiefenfil-
ter) zu reinigen, damit eine Veränderung der Polarität nicht zu einer Keimpenetration führt. 
 
Die Filter sind regelmäßig von der Beladung mit Organismen und anderen Partikeln zu be-
freien, so dass keine Blockade freier Valenzen der Filter stattfindet und eine Keimpenetrati-
on nicht zu befürchten ist. 
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Die Penetration der Filter ist durch regelmäßige Sterilisation zu verhindern. 
 
Regelmäßige Partikelbeaufschlagungstests an sauberen Filtern zum Nachweis der Integri-
tät der Filtersysteme sind durchzuführen. 
 
Die Anströmgeschwindigkeit muss auf den jeweiligen Filtertyp abgestimmt werden, damit 
die elektrostatischen oder adsorptiven Effekte im vollen Maße wirksam werden können. 
Chemische Reaktionen des Filtermediums mit dem Sterilisationsmedium (z. B. Hydrazin im 
Dampf mit Borosilikat) sind zu verhindern. 
 
Für den Einsatz der Filter ist die Luft demnach einer gewissen Vorkonditionierung zu unter-
ziehen. Die Luft sollte im Idealfall nur noch geringe Spuren des eingesetzten Nährmediums 
enthalten. Weiterhin darf es in Tiefenfiltern nicht zu einer Kondensation der Luftfeuchtigkeit 
kommen. Weisen Abluftstrecken eine hohe Keimbeladung auf, so ist diese zur Erhöhung 
der Keimrückhaltung durch geeignete Maßnahmen (beispielsweise die Verwendung von 
Vorfiltern) zu reduzieren. Die Filter sind in regelmäßigen Abständen einer Prüfung zu unter-
ziehen. 
 
Nach Erfahrungen der Feuerwehr kann die Wirkung von Hochleistungsschwebstoff-Filtern 
bereits wenige Sekunden nach Beginn eines Brandes durch verstopfende Rußpartikel zum 
Erliegen kommen. Die Ventilation wird in diesem Fall automatisch gestoppt und der erfor-
derliche Unterdruck im Labor kann nicht länger gewährleistet werden. Durch die brandbe-
dingte Erwärmung der Raumluft kann es vor allem in kleinen Labors sogar zur Ausbildung 
eines Überdrucks im System kommen. Eine druckbedingte Filterzerstörung, verbunden mit 
Austritt der möglicherweise in der Raumluft dispergierten gentechnisch veränderten Orga-
nismen, kann nicht mehr ausgeschlossen werden. Im Hinblick auf diesen Tatbestand ist 
eine schnelle Brandbekämpfung in der frühen Brandentwicklungsphase von großer Bedeu-
tung.  
 
Handelsübliche HEPA (High Efficiency Particulate Air)- und ULPA (Ultra Low Penetration 
Air)-Filter haben eine maximale Betriebstemperatur von 70°C bis kurzfristig 90°C und eine 




Gemäß DIN EN 1822 Teil 1 Schwebstofffilter (HEPA und ULPA) [16] muss die bei der Fil-
terprüfung verwendete Luft folgenden Bedingungen genügen: 
 
Temperatur: (23 ± 5)°C 
Relative Luftfeuchte: < 75 % 
 
Die Brandraumtemperaturen, die zum Bersten von thermischen Glasfass-Auslöse-
elementen führen, liegen aufgrund z.B. von Wärmeableitung in das wassergefüllte Rohrnetz 
und von weiteren sich auf die Wärmebilanz an Auslöseelementen auswirkenden thermi-
schen und strömungsphysikalischen Effekten wesentlich über der Nennauslösetemperatur. 
Untersuchungen an der Forschungsstelle für Brandschutztechnik haben gezeigt, dass bei 
einem Raumbrand die gemessenen Brandrauchtemperaturen bei Auslösung eines Glas-
fass-Auslöseelementes mit 68°C Nennauslösetemperatur (3 mm-Glasfass, Typ: Fast F3) 
überwiegend im Bereich zwischen 85°C (bei langsamem Temperaturanstieg) und 140°C 
(bei schnellem Temperaturanstieg) liegen.  Bei größeren Durchmessern wie z. B. bei einem 
5 mm-Glasfass wurde in einem Vergleichsversuch 157°C Brandrauchtemperatur bei Auslö-
sung ermittelt. Diese Werte sind jedoch lediglich Beispiele. Die Raumtemperaturen können 
unter Umständen auch deutlich höher liegen, insbesondere bei sehr rascher Brandentwick-
lung, da die Temperatur im Auslöseelement der Temperatur der umgebenden Brandrauch-
strömung „nachläuft“. Dies bedeutet, dass die maximale Betriebstemperatur der Filter bei 
der Auslösung einer Löschanlage über thermische Glasfass-Auslöseelement  je nach dem 
verwendeten Auslöseelement mit hoher Wahrscheinlichkeit zumindest lokal überschritten 
werden könnte. 
 
Die maximal zulässige Luftfeuchtigkeit von 100% r. F. bei Hochleistungsschwebstoff-Filtern 
wird bei jeder Wasserlöschanlage (Sprinkler, Niederdruck-Wassernebel, Hochdruck-
Wassernebel) überschritten.  
 
Die Rußbildung beim Brand ist insbesondere dann, wenn die Materialien Flammschutzmittel 
enthalten oder wenn es sich um brennbare Flüssigkeiten (Ausnahme z.B. Äthanol) handelt, 
spezifisch hoch. Hierdurch besteht Verstopfungsgefahr der Filter.  
 
Als Abhilfemaßnahme und vorbehaltlich neuer Erkenntnisse können entsprechend der Stel-
lungnahme der Projektgruppe „Labortechnik“ (ELATEC) des Ausschusses für Biologi-
sche Arbeitsstoffe (ABAS) „Löschanlagen und Löschwasserrückhaltung in Laboratorien der 
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Sicherheitsstufen S2 und S3“ (Ausgabe Juni 2007) [99] vor den HEPA-Filtern eine Wasser-
abscheideanlage und ein Grobschmutzfilter angeordnet werden, um die Lüftungsanlage 
weiter betreiben zu können. Allerdings muss hierbei überprüft werden, ob die gegenwärtige 
Lüftungsanlage den erforderlichen Unterdruck unter diesen Maßnahmen aufrechterhalten 
kann. Eine Löschwasserrückhaltung kann bereits in Laboratorien der Sicherheitsstufe S2 
dann erforderlich werden, wenn aufgrund des Umgangs mit bestimmten Organismen oder 
mit deren Menge eine Gefährdung  von Menschen, Umwelt, Tieren, Pflanzen und Sach-
gütern nicht im erforderlichen Umfang ausgeschlossen werden kann. 
 
Das anfallende Löschwasser ist einer Inaktivierung zu unterziehen.  
 
Reichenbacher und Krüger [127] sehen hierzu eine thermische Abwasserinaktivierungs-
anlage beim Robert-Koch-Institut vor. 
 
Bei Reichenbacher und Krüger [127] finden sich ebenfalls Angaben zur Überprüfung von 
HEPA-Filtern während des Betriebes sowie die Behandlung dieser Filter bei der Entsorgung 
durch Begasung mit Formaldehyd, der Autoklavierung sowie der Überprüfung der Inaktivie-
rung mit Bioindikatoren. 
 
An dieser Stelle soll auch auf die Liste der vom Robert-Koch-Institut geprüften und aner-
kannten Desinfektionsmittel und –verfahren [87] hingewiesen werden. 
 
Bei der Anwendung der aufgeführten Mittel und Verfahren ist deren mikrobiologisches Wir-
kungsspektrum zu berücksichtigen. Die Wirkungsbereiche sind durch Buchstaben gekenn-
zeichnet; es bedeuten: 
A:  zur Abtötung von vegetativen Bakterien einschließlich Mykobakterien
 sowie von Pilzen einschließlich Pilzsporen geeignet 
B:  zur Inaktivierung von Viren geeignet 
C:  zur Abtötung von Sporen des Erregers des Milzbrandes geeignet 
D:  zur Abtötung von Sporen der Erreger von Gasödem und Wund- 
 starrkrarmpf geeignet (zur Abtötung dieser Sporen müssen  
 Sterilisationsverfahren unter Berücksichtigung der einschlägigen 
 Normen angewendet werden) 
 
In der Liste werden sowohl thermische Verfahren wie Verbrennen, Kochen mit Wasser und 




Nach Brunner [133] hängt die relative Wirksamkeit der Behandlungsverfahren von einer 
Anzahl von Faktoren ab, einschließlich des Volumens, der Konzentration, der Art und der 
Gefährlichkeit des Abfalls selbst, des Diffusionswiderstandes des Materials gegenüber der 
Desinfektion und der Betriebsparameter und –bedingungen des Behandlungsverfahrens. 
Thermische Verfahren sind im Allgemeinen leichter zu validieren und zu überwachen als 
eine chemische Behandlung, und sie wirken weniger umweltschädlich. Im Allgemeinen soll-
te die Dampfsterilisation für Mikroorganismen der Gruppen 2 und 3 vorgezogen werden, 
und sie ist das geforderte Behandlungsverfahren für Mikroorganismen der Gruppe 4. 
 
Bei der Anwendung der Desinfektionsmittel und –verfahren ist  neben der Wirksamkeit auf 
eine evtl. mögliche Gesundheitsgefährdung (z.B. toxisch, reizend) sowie auf ihre Verträg-
lichkeit mit den zu desinfizierenden Objekten zu achten. Chemische Desinfektionsmittel 
können brennbar sein (Gefährdung durch Bildung einer explosionsfähigen Atmosphäre) 
oder stark oxidierend wirken. 
 
Alternative Behandlungsverfahren wie z.B. Mikrowellen, Gamma- und Ultraviolettbestrah-
lung sind nach Brunner [133] gegenwärtig noch nicht für die allgemeine Verwendung vali-
diert und nur begrenzt anwendbar. 
 
Diese Wirksamkeit muss ggf. mit speziellen Verfahren  wie Bioindikatoren (z.B. Sporen von 
bestimmten thermophilen Bakterien wie dem Geobacillus stearothermophilus) überprüft 
werden, die den Sterilisationserfolg bei der Dampfsterilisation in einem Autoklaven durch 
Farbumschlag anzeigen. Das endgültige Analyseergebnis kann allerdings bis zu 7 Tage 
dauern. 
 
Bei der Autoklavierung ist z.B. nach Camfil Containment Workshop [114]  darauf zu ach-
ten, dass bei großen Filterbeuteln die erforderliche Kerntemperatur zur Inaktivierung er-
reicht wird. Weiterhin müssen Filteranlagen für die Wartung leicht zugänglich sein.  
Bei Tierstallungen für Großtiere (z.B. Kühe) ist zu gewährleisten, dass Rohrleitungen zur 
Abführung von Fäkalien ausreichend desinfiziert werden können. Dieses ist insbesondere 
bei langen Rohrleitungen und der möglichen Verstopfungsgefahr evtl. problematisch. Filter-
anlagen sollten sich möglichst nah am Labor befinden, da die Begasung zur Desinfizierung 




Weiterhin hat eine Überprüfung des Löschwassers auf sonstige toxische und radioaktive 
Stoffe zu erfolgen. 
 
Im Brandfall ist zu gewährleisten, dass nur Löschwasser in die Abwasserkanäle eingeleitet 
werden bzw. Rauchgase bzw. Löschgase in die Abluft gelangen dürfen, die die Grenzwerte 
der Strahlenschutzverordnung [45] zum Schutz von Bevölkerung und Umwelt bei Strah-
lenexposition aus Tätigkeiten nicht überschreiten (Teil 2, Kapitel 3 Abschnitt 4 § 47 Begren-
zung der Ableitung radioaktiver Stoffe und Anlage VII Teil D: Maximal zulässige Aktivitäts-
konzentrationen aus Strahlenschutzbereichen). 
 
Bei Reparatur oder Wartung der Brandmelde- bzw. Löschanlage ist der Brandschutz ggf. 
durch eine Brandwache sicherzustellen.  
 
Bei den Umbauarbeiten ist das Merkblatt VdS 2021 „Brandschutz bei Bauarbeiten“ [171]  
zu beachten. 
 
Bei Einsatz von Löschgas ist folgendes zu beachten: 
 
Bei jedem Einsatz von Löschgas muss die Dichtigkeit der Räume gewährleistet sein. 
 
Im Brandfall muss auch beim Einsatz von Löschgas der Unterdruck im Labor  bei den S3- 
und S4-Laboren unter allen Umständen gewährleistet werden. Eine Druckentlastung mit 
Kontamination der Umgebung ist ebenfalls unzulässig. Der Brand muss gleichzeitig mit ei-
ner ausreichend schnellen Flutung so bekämpft werden, dass z.B. auch die Filter nicht mit 
einer unzulässigen Menge an Ruß beaufschlagt werden. Es ist bisher nicht geklärt, wie dies 
technologisch gelöst werden kann. 
 
Sander  [110] schlägt zur Inaktivierung des Brandrauch-/ Löschgas-Aerosols in der Veröf-
fentlichung „Raumlufttechnische Anlagen in Bereichen mit besonderen Gefahrenquellen“ 
eine thermische Nachverbrennung des vor. Diese technologische Umsetzung ist nach bis-
herigem Kenntnisstand noch nicht erfolgt. 
 
Zu prüfen ist, ob verzögerte Branddetektion durch voreingeprägte Ventilationsströmungen 
im Raum erfolgen kann, die sich aufgrund der Lüftungstechnik (Absaugung) im Labor ergibt. 
Z.B. hat eine Absaugung im Boden- oder Deckenbereich evtl. einen Einfluss auf die Strö-
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mung des Brandrauchs im Labor.  
 
Brandrauchströmungen können durch Lüftungseinflüsse abgelenkt werden und somit zu 
verspäteter Branddetektion mit der Folge verspäteter Auslösung der Löschanlage führen.  
 
Aus den aus dieser Untersuchung gewonnenen Erkenntnissen ist es daher erforderlich, 
Brand- und Löschversuche in einer originalgetreuen Laboranordnung mit der entsprechend 
dort vorhandenen Lüftungstechnik, Brandlast und diversen ortsfesten Löschanlagen durch-
zuführen.  
 
Die Beurteilung der Funktionsfähigkeit einer Löschanlage ohne Brand reicht hier keinesfalls 
aus. 
 
Gegenwärtig wird für diese Untersuchungen ein Versuchsraum mit Schleuse in Anlehnung 





6. ZUSAMMENFASSUNG UND SCHLUSSFOLGERUNGEN 
 
Derzeit bestehen große Unsicherheiten hinsichtlich der Auslegung von Löschanlagen für 
mikrobiologische und gentechnische Bereiche, z.B. Labore, Tierstallungen und Produkti-
onsbereiche der höheren Sicherheitsstufen, in denen mit Organismen (z.B. Bakterien,  
Viren, Pilze) der Risikogruppen S3**-, S3- und S4- gearbeitet wird.  
 
Erhöhte Sicherheitsanforderungen ergeben sich zusätzlich für Labore, wenn diese Orga-
nismen dort gentechnisch verändert werden. S3 und S4 Labore werden für den normalen 
Laborbetrieb mit entsprechenden Lüftungs- und Hochleistungsschwebstoff-Filteranlagen 
ausgerüstet. Der Unterdruck im Labor muss unter allen Umständen gewährleistet werden. 
Die Filteranlage muss durch entsprechende Maßnahmen auch im Brand- und Brandbe-
kämpfungsfall ordnungsgemäß funktionieren und darf hierbei weder durch hohe Temperatu-
ren, noch durch Brandrauch oder das Löschmedium beschädigt werden.  
 
In dieser Arbeit wird auf  die Risikogruppen der Organismen (Gefährlichkeit der Erreger: 
minimale Infektionsdosis, Kontagiosität, Manifestationsindex, Inkubationszeit), gezielte und 
nicht gezielte Tätigkeiten mit biologischen Arbeitsstoffen (auch im Hinblick auf  die Gefähr-
dung von Feuerwehreinsatz- und Rettungskräften durch Infektionen im Einsatz), Druckver-
hältnisse und Ventilationsbedingungen, unterschiedliche Brandlasten (brennbare Flüssigkei-
ten und Gase, glutbildende Brandstoffe, wie z.B. Chemikalien, Kühlgeräte, Druckbehälter, 
Futtermittel, Streu, Kunststoffkäfige, elektronische und elektrische Anlagen (Messtechnik, 
EDV etc.), Inaktivierung und Desinfektion (Überprüfung der Wirksamkeit, mögliche Gesund-
heitsgefährdung, Verträglichkeit mit den zu desinfizierenden Objekten) näher eingegangen.  
 
Die Auslösung von Wasserlöschanlagen und von Gaslöschanlagen kann im Brandfall zu 
kritischen Zuständen mit erheblicher Rückwirkung auf die Aufrechterhaltung der für diese 
Labore im Betrieb erforderlichen Sicherheitsmaßnahmen führen.  
 
Von ganz entscheidender Bedeutung sind hierbei die Eigenschaften der eingesetzten orts-
festen Löschanlagen (Sprinkler, Nieder- und Hochdruck-Wassernebel, Inertgase, Haloner-
satzstoffe, Sauerstoffreduktion) und  die Beurteilungskriterien für den Einsatz in diesen Be-
reichen. Hierzu zählen die Art der Branddetektion, die Löschwirkung, die Wirkung von  
Alarmierungseinrichtungen und des Löschmittels auf Mensch und Tier insbesondere auch 
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bei Fehlauslösung, die Löschmittelrückhaltung und die Inaktivierung des ggf. mit Organis-
men kontaminierten Löschmittels sowie die Wechselwirkungen des Brandrauches und des 
Löschmittels mit den Hochleistungsschwebstofffiltern.  
 
Aus den aus dieser Untersuchung gewonnenen Erkenntnissen ist es daher erforderlich, 
Brand- und Löschversuche in einer originalgetreuen Laboranordnung mit der entsprechend 
dort vorhandenen Lüftungstechnik, Brandlast und diversen ortsfesten Löschanlagen durch-
zuführen.  
 
Die Beurteilung der Funktionsfähigkeit einer Löschanlage ohne Brand reicht hier keinesfalls 
aus. 
 
Gegenwärtig wird für diese Untersuchungen ein Versuchsraum mit Schleuse in Anlehnung 
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Tabelle:  Anforderungen an gentechnische Labore und Bereiche in den verschiedenen 
Sicherheitsstufen entsprechend der Gentechnik-Sicherheitsverordnung – 
(GenTSV), [2] 
 
Anhang III  
Sicherheitsmaßnahmen für Labor- und Produktionsbereich   
A. Sicherheitsmaßnahmen für den Laborbereich  
Die Anforderungen der niedrigen Stufen sind von den höheren eingeschlossen. 
I. Stufe 1 
1. Der Gentechnik-Arbeitsbereich ist als solcher und entsprechend der Sicherheitsstufe der gentechni-
schen Arbeiten, für die er zugelassen ist, zu kennzeichnen.  
2. Die Arbeiten sollen in abgegrenzten und in ausreichend großen Räumen bzw. Bereichen durchgeführt 
werden. In Abhängigkeit von der Tätigkeit ist eine ausreichende Arbeitsfläche für jeden Mitarbeiter zu 
gewährleisten.  
3. Oberflächen (Arbeitsflächen sowie die an den Arbeitsflächen angrenzenden Wandflächen und Fuß-
böden) sollen leicht zu reinigen und müssen dicht und beständig gegen die verwendeten Stoffe und 
Reinigungsmittel sein.  
4. Ein Waschbecken soll im Arbeitsbereich vorhanden sein.  
5. Türen der Arbeitsräume sollen während der Arbeiten geschlossen sein. Labortüren sollen nach außen 
aufschlagen und sollen aus Gründen des Personenschutzes Sichtfenster aufweisen.  
6. Mundpipettieren ist untersagt, Pipettierhilfen sind zu benutzen.  
7. Spritzen und Kanülen sollen nur wenn unbedingt nötig benutzt werden.  
8. Bei aßen Arbeiten muss darauf geachtet werden, dass Aerosolbildung so weit wie möglich vermieden 
wird. Bei Arbeiten mit gentechnisch veränderten Organismen der Risikogruppe 1 mit sensibilisieren-
den oder toxischen Wirkungen sind entsprechende Maßnahmen zu treffen, die eine Exposition der 
Beschäftigten minimieren. Hier kann es sich z. B. um die Verwendung einer Sicherheitswerkbank, den 
Einsatz von Atemschutz oder die Vermeidung sporenbildender Entwicklungsphasen bei Pilzen han-
deln.  
9. Nach Beendigung der Tätigkeit und vor Verlassen des Arbeitsbereiches müssen die Hände ggf. des-
infiziert, sorgfältig gewaschen, und rückgefettet (Hautschutzplan) werden.  
10. Laborräume sollen aufgeräumt und sauber gehalten werden. Auf den Arbeitstischen sollen nur dir 
tatsächlich benötigten Geräte und Materialien stehen. Vorräte sollen nur in dafür bereitgestellten Räu-
men oder Schränken gelagert werden.  
11. Die Identität und Reinheit der benutzten Organismen ist regelmäßig zu überprüfen, wenn dies für die 
Beurteilung des Gefährdungspotentials notwendig ist. Die zeitlichen Abstände richten sich nach dem 
möglichen Gefährdungspotential.  
12. Die Aufbewahrung der gentechnisch veränderten Organismen hat sachgerecht zu erfolgen.  
13. Ungeziefer und Überträger von GVO (z. B. Nagetiere und Arthropoden) sind in geeigneter Weise zu 
bekämpfen, sofern erforderlich.  
14. Verletzungen sind dem Projektleiter unverzüglich zu melden.  
15. Nahrungs- und Genussmittel sowie Kosmetika dürfen im Arbeitsbereich nicht aufbewahrt werden.  
16. In Arbeitsräumen darf nicht gegessen, getrunken, geraucht, geschnupft oder geschminkt werden. Für 
die Beschäftigten sind Bereiche einzurichten, in denen sie ohne Beeinträchtigung ihrer Gesundheit 
durch gentechnisch veränderte Organismen essen, trinken, rauchen oder schnupfen können.  
17. In Arbeitsräumen sind Laborkittel oder andere Schutzkleidung zu tragen.  
18. Ein Autoklav muss innerhalb des Betriebsgeländes vorhanden sein. 
19. Erforderlichenfalls ist außerhalb der primären physikalischen Einschließung auf das Vorhandensein 
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lebensfähiger, in der Anwendung eingesetzter Organismen zu prüfen. 
20. Für den Fall des Austretens von GVO müssen wirksame Desinfektionsmittel und spezifische Desin-
fektionsverfahren zur Verfügung stehen. 
21. Gegebenenfalls ist für eine sichere Aufbewahrung von kontaminierten Laborausrüstungen und -
materialien zu sorgen. 
 
II. Stufe 2 
1. Der Arbeitsbereich ist zusätzlich mit dem Warnzeichen "Biogefährdung" zu kennzeichnen.  
2. Arbeiten mit gentechnisch veränderten Mikroorganismen der Risikogruppe 2 sollen so erfolgen, dass 
eine Exposition der Beschäftigten so weit wie möglich vermieden wird.  
3. Zutritt zum Labor haben außer den an den Experimenten Beteiligten nur Personen, dir vom Projektlei-
ter oder durch von ihm autorisierte Dritte hierzu ermächtigt wurden. Hierauf ist durch geeignete Kenn-
zeichnung an den Zugängen hinzuweisen. 
4. Fenster und Türen der Arbeitsbereiche müssen während der Arbeiten geschlossen sein. Labortüren 
müssen nach außen aufschlagen und aus Gründen des Personenschutzes ein Sichtfenster aufwei-
sen. 
4a. Oberflächen müssen leicht zu reinigen und beständig gegenüber den eingesetzten Desinfekti-
onsmitteln sein. 
5. Für das Arbeiten mit gentechnisch veränderten Organismen ist ein Hygieneplan zu erstellen.  
6. In Abhängigkeit von der durchzuführenden Tätigkeit ist vom Betreiber geeignete persönliche Schutz-
ausrüstung zur Verfügung zu stellen und vom Beschäftigten zu tragen. Getrennte Aufbewahrungs-
möglichkeiten für die Schutz- und Straßenkleidung sind vorzusehen. Die Benutzung persönlicher 
Schutzausrüstung schließt das Tragen von Schutzkleidung mit ein. Die Reinigung der Schutzkleidung 
ist vom Betreiber durchzuführen. Die Schutzausrüstung darf nicht außerhalb der Arbeitsräume getra-
gen werden.  
7. Für die Desinfektion und Reinigung der Hände muss ein Waschbecken, dessen Armatur ohne Hand-
berührung bedienbar sein sollte, und Desinfektionsmittel-, Handwaschmittel- und Einmalhandtuch-
spender vorhanden sein. Diese sind vorzugsweise in der Nähe der Labortür anzubringen. Einrichtun-
gen zum Spülen der Augen müssen vorhanden sein.  
8. Bei Arbeiten, bei denen Aerosole entstehen können, muss sichergestellt werden, dass diese nicht in 
den Arbeitsbereich gelangen. Dazu sind insbesondere folgende Maßnahmen geeignet:  
a) Durchführung der Arbeit in einer Sicherheitswerkbank oder unter einem Abzug. bei denen ein Luft-
strom vom Experimentator zur Arbeitsöffnung hin gerichtet ist, oder  
b) Benutzung von Geräten, bei denen keine Aerosole freigesetzt werden,  
c) das Tragen geeigneter Schutzausrüstung, wenn technische und organisatorische Maßnahmen 
nicht ausreichen oder nicht anwendbar sind.  
Die Abluft aus dem unter Buchstabe a genannten Geräten muss durch einen Hochleistungsschweb-
stoff-Filter geführt oder durch ein anderes geprüftes Verfahren keimfrei gemacht werden. Die Funkti-
onsfähigkeit der Geräte ist durch regelmäßige Wartung sicherzustellen.  
9. Ein Autoklav oder ein gleichwertiges Gerät zur Inaktvierung oder Sterilisierung muss im Labor vor-
handen oder innerhalb desselben Gebäudes verfügbar sein.  
10. Abfälle, die gentechnisch veränderte Organismen enthalten, dürfen nur in geeigneten Behältern in-
nerbetrieblich transportiert werden.  
11. Gentechnisch veränderte Organismen dürfen nur in verschlossenen und gegen Bruch geschützten 
und bei Kontamination von außen desinfizierten, gekennzeichneten Behältern innerbetrieblich trans-
portiert werden.  
12. Vor Reinigungs-, Instandsetzungs- und Änderungsarbeiten an kontaminierten Geräten oder Einrich-
tungen ist die Dekontamination durch das Laborpersonal durchzuführen oder zu veranlassen.  
13. Alle Arbeitsflächen sind nach Beendigung der Tätigkeiten zu desinfizieren,  
14. Werden Organismen verschüttet, muss unverzüglich der kontaminierte Bereich gesperrt und desinfi-
ziert werden.  
15. Ungeziefer und Überträger von GVO (z. B. Nagetiere und Arthropoden) sind in geeigneter Weise zu 
bekämpfen.  
16. Der Arbeitsbereich soll frei von Bodenabläufen sein. Ablaufbecken in Arbeitsflächen sollen mit einer 
Aufkantung versehen sein.  
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17. Kontaminierte Prozessabluft, die in den Arbeitsbereich gegeben wird, muss durch geeignete Verfah-
ren wie Filterung oder thermische Nachbehandlung gereinigt werden. Dies gilt z. B. auch für die Abluft 
von Autoklaven, Pumpen oder Bioreaktoren."  
18. Gentechnisch veränderte Organismen der Risikogruppe 2 sind dicht verschlossen und sicher aufzu-
bewahren.  
 
III. Stufe 3 
1. Das Labor muss von seiner Umgebung abgeschirmt sein.  
2. Fenster dürfen nicht zu öffnen sein.  
3. In der Regel ist eine Schleuse einzurichten, über die das Labor zu betreten und zu verlassen ist. Die 
Schleuse ist mit zwei selbstschließenden Türen auszustatten, die bei bestimmungsgemäßem Betrieb 
gegeneinander verriegelt sind. Sie muss eine Händedesinfektionsvorrichtung enthalten. In der Regel 
ist in der Schleuse ein Handwaschbecken mit Ellenbogen-, Fuß- oder Sensorbetätigung einzurichten. 
In begründeten Einzelfällen kann auf eine Schleuse verzichtet werden. Falls erforderlich, ist eine Du-
sche einzurichten.  
4. In der Schleuse ist geeignete Schutzkleidung anzulegen. Beim Arbeiten sind Schutzhandschuhe zu 
tragen. Schutzkleidung geschlossene Schuhe und Schutzhandschuhe sind vom Betreiber bereitzu-
stellen. Die Schutzkleidung ist vor der Reinigung oder der Beseitigung zu sterilisieren. Die Schutzklei-
dung umfasst einen an den Rumpfvorderseiten geschlossenen Schutzkittel mit Kennzeichnung, ge-
schlossene Schuhe, die entsprechend der Tätigkeit anzulegen sind, sowie in Abhängigkeit von der 
Tätigkeit Mundschutz (Berührungsschutz).  
5. Jedes Labor sollte über eigene Laborgerätschaften verfügen. 
6. Ein Autoklav oder eine gleichwertige Sterilisationseinheit muss im Labor vorhanden sein.  
7. Bei Arbeiten, bei denen Aerosole entstehen können, muss stets in Sicherheitswerkbänken der Klasse 
I oder II gearbeitet werden.  
8. Der Zutritt zum Labor ist auf die Personen zu beschränken, deren Anwesenheit zur Durchführung der 
Versuche erforderlich ist und die zum Eintritt befugt sind. Der Projektleiter ist verantwortlich für die 
Bestimmung der zutrittsberechtigten Personen. Eine Person darf nur dann allein im Labor arbeiten, 
wenn eine von innen zu betätigende Alarmanlage vorhanden ist.  
9. Im Arbeitsbereich anfallende zu sterilisierende Abwässer sind grundsätzlich einer thermischen Nach-
behandlung zu unterziehen: Sammeln in Auffangbehältern und Autoklavierung oder zentrale Abwas-
sersterilisation. Alternativ können auch erprobte chemische Inaktivierungsverfahren eingesetzt wer-
den. 
Bei bestimmungsgemäßem Betrieb und unter Beachtung der organisatorischen Sicherheitsmaßnah-
men fallen aus der Schleuse keine kontaminierten Abwässer an.  
10. Der Laborbereich muss zum Zwecke der Begasung abdichtbar sein.  
11. Sofern mit pathogenen Organismen gearbeitet wird, für die eine Übertragung durch die Luft nicht aus-
geschlossen werden kann, muss das Labor unter ständigem, durch Alarmgeber kontrollierbarem Un-
terdruck gehalten und die Abluft über Hochleistungsschwebstoff-Filter geführt werden. Die Rückfüh-
rung kontaminierter Abluft in Arbeitsbereiche ist unzulässig.  
12. Für sicherheitsrelevante Einrichtungen wie Lüftungsanlagen, einschließlich Ventilationssystem, Not-
ruf- und Überwachungseinrichtungen ist eine Notstromversorgung einzurichten. Zum sicheren Verlas-
sen des Arbeitsbereichs ist eine Sicherheitsbeleuchtung einzurichten.  
13. Beim Auswechseln von Filtern z. B. der lüftungstechnischen Anlage oder der Sicherheitswerkbank 
müssen diese entweder am Einbauort sterilisiert oder zwecks späterer Sterilisierung durch ein geräte-
seits vorgesehenes Austauschsystem in einen luftdichten Behälter verpackt werden, so dass eine In-
fektion des Wartungspersonals und anderer Personen ausgeschlossen werden kann.  
14. Für die Kommunikation vom Labor nach außen muss eine geeignete Einrichtung vorhanden sein 
15. Gentechnisch veränderte Organismen dürfen nur in bruchsicheren, dicht verschlossenen, entspre-





IV. Stufe 4 
1. Das Labor muss entweder ein selbständiges Gebäude oder, als Teil eines Gebäudes, durch einen 
Flur oder Vorraum deutlich von den allgemein zugänglichen Verkehrsflächen abgetrennt sein. Das 
Labor soll keine Fenster haben. Sind Fenster vorhanden, müssen sie dicht, bruchsicher und dürfen 
nicht zu öffnen sein. Es müssen Maßnahmen getroffen werden, die jedes unbeabsichtigte oder uner-
laubte Betreten des Labors verhindern. Alle Türen des Labors müssen selbstschließend sein. Die Ar-
beitsräume des Labors dürfen nur durch eine dreikammerige Schleuse betreten werden können.  
2. Die Schleuse muss gegen den Vorraum und die Arbeitsräume mit einer entsprechenden Druckstaffe-
lung versehen sein, um den Austritt von Luft aus dem isolierten Laborteil zu verhindern. Die mittlere 
Kammer der Schleuse muss eine Personendusche enthalten. Eine Einrichtung zum Einbringen groß-
räumiger Gerate oder Einrichtungsgegenstände ist vorzusehen.  
3. Wände, Decken und Fußböden des Labors müssen nach außen dicht sein. Alle Durchtritte von Ver- 
und Entsorgungsleitungen müssen abgedichtet sein.  
4. Alle Innenflächen des Labors, einschließlich der Oberfläche der Labormöbel, müssen desinfizierbar 
und gegen in diesem Labor benutzte Säuren, Laugen und organische Lösungsmittel widerstandsfähig 
sein.  
5. Das Labor muss mit einem Durchreicheautoklaven ausgerüstet sein. Durch eine automatisch wirken-
de Verriegelung ist sicherzustellen, dass die Tür nur geöffnet werden kann, nachdem der Sterilisie-
rungszyklus in der Schleuse beendet wurde. Zum Ein- und Ausschleusen von Geräten und hitzeemp-
findlichem Material ist ein Tauchtank oder eine begasbare Durchreiche mit wechselseitig verriegelba-
ren Türen vorzusehen.  
6. Das Labor muss durch ein eigenes Ventilationssystem belüftet werden. Dieses ist so auszulegen, 
dass im Labor ständig ein Unterdruck gegenüber der Außenwelt aufrechterhalten wird. Der Unter-
druck muss vom Vorraum bis zum Arbeitsraum jeweils zunehmen. Der in der letzten Stufe tatsächlich 
vorhandene Unterdruck muss von innen wie von außen leicht kontrollierbar und überprüfbar sein. Un-
zulässige Druckveränderungen müssen durch einen hörbaren Alarm angezeigt werden.  
Zu- und Abluft sind so zu koppeln, dass bei Ausfall von Ventilatoren die Luft keinesfalls unkontrol-
liert austreten kann.  
Die Abluft aus dem Labor muss so aus dem Gebäude gelangen, dass eine Gefährdung der Um-
welt nicht eintreten kann. Zu- und Abluft des Labors müssen durch zwei aufeinander folgende 
Hochleistungsschwebstoff-Filter geführt werden. Die Filter sind so anzuordnen, dass ihre ein-
wandfreie Funktion in eingebautem Zustand überprüft werden kann. Zu- und Abluftleitungen müs-
sen hinter den Filtern mechanisch dicht verschließbar sein, und ein gefahrloses Wechseln der Fil-
ter zu ermöglichen.  
7. Das Kondenswasser des Autoklaven muss sterilisiert werden, bevor es in die allgemeine Abwasser-
leitung gelangt. Durch eine geeignete Anordnung von Ventilen und durch Hochleistungsschwebstoff-
Filter gesicherte Entlüftungsventile sind diese Sterilisationsanlagen gegen Fehlfunktion zu schützen.  
8. Alle Ver- und Entsorgungsleitungen sind durch geeignete Maßnahmen gegen Rückfluss zu sichern. 
Gasleitungen sind durch Hochleistungsschwebstoff-Filter, Flüssigkeitsleitungen durch keimdichte Fil-
ter zu schürzen. Das Labor darf nicht an ein allgemeines Vakuumsystem angeschlossen werden.  
9. Im Labor muss ein mit Ellbogen, Fuß oder Sensor zu betätigendes Handwaschbecken mit Desinfekti-
onseinrichtungen oder ein besonderes Becken mit Desinfektionslösung zum Desinfizieren der Hände 
vorhanden sein. Es ist eine laborinterne Arbeitsvorschrift für die notwendigen Desinfektionsmaßnah-
men zu erlassen.  
10. Für alle Arbeiten mit humanpathogenen Organismen gelten zusätzlich die folgenden Sicherheitsmaß-
nahmen:  
- Die Arbeiten dürfen nur in geschlossenen, gasdichten Sicherheitswerkbänken durchgeführt wer-
den. Die Arbeitsöffnungen dieser Bänke sind mit armlangen, luftdicht angebrachten Schutzhand-
schuhen zu versehen. Die Belüftung dieser Sicherheitswerkbänke erfolgt durch individuelle Zu- 
und Abluftleitungen, die auf der Zuluftseite durch einen, auf der Abluftseite durch zwei aufeinan-
der folgende Hochleistungsschwebstoff-Filter geschützt sind. Die Abluft der Sicherheitswerkbänke 
ist durch einen eigenen Kanal nach außen zu führen. Bei Normalbetrieb haben die Sicherheits-
werkbänke im Vergleich zum Arbeitsraum einen Unterdruck aufzuweisen. Es muss sichergestellt 
sein, dass bei einem Ausfall des Stromnetzes Alarm gegeben wird.  
- Die Ventile des Lüftungssystems müssen stromlos in einen sicheren Zustand gelangen.  
- Die Sicherheitswerkbänke müssen eine Vorrichtung für das gefahrlose Ein- und Ausschleusen 
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von Material und Gütern enthalten. Zum Zweck der Desinfektion der Arbeitsbänke muss eine von 
außen zu bedienende Begasungsanlage vorgesehen werden. Eine Alternative zu den geschlos-
senen, gasdichten Sicherheitswerkbänken ist die Verwendung von fremdbelüfteten Vollschutzan-
zügen, die es erlauben, die unter den Sicherheitsmaßnahmen der Sicherheitsstufe 2 beschriebe-
nen Sicherheitswerkbänke zu benutzen.  
- Zentrifugen, in denen Organismen zentrifugiert werden, mit denen nur unter den Bedingungen 
der Sicherheitsstufe 4 gearbeitet werden darf, dürfen nur in vergleichbaren Sicherheitswerkbän-
ken betrieben werden oder sind entsprechend zu umbauen,  
11. im Labor darf niemals eine Person allein tätig sein, es sei denn, es besteht eine kontinuierliche Sicht-
verbindung oder Kameraüberwachung. Eine Wechselsprechanlage nach außen oder eine Telefon-
verbindung muss vorhanden sein.  
12. Vor Betreten des Arbeitsbereichs sind alle Kleidungsstücke einschließlich Uhren und Schmuck im 
Raum vor der Dusche abzulegen. Es sind eine besondere Schutzkleidung und Schutzhandschuhe zu 
tragen. Vor Verlassen des Arbeitsbereichs ist in dem Teil der Schleuse, der unmittelbar an die Ar-
beitsräume angrenzt, die Arbeitskleidung in sterilisierbare Behälter abzulegen. Die Straßenkleidung 
darf erst nach Duschen mit Abseifen angezogen werden. Die abgelegte Kleidung verbleibt in der 
Schleuse und wird beim nächsten Betreten des Arbeitsbereichs nach Sterilisierung ausgeschleust. 





B. Sicherheitsmaßnahmen für den Produktionsbereich  
Die Anforderungen der niedrigen Stufen sind von den höheren eingeschlossen. 
I. Stufe 1 
1. Die Laborsicherheitsmaßnahmen der Stufe 1 gelten für die Produktion sinngemäß.  
2. In Abhängigkeit von ihren Eigenschaften müssen lebensfähige Mikroorganismen oder Zellkulturen in 
einem System eingeschlossen sein, das den Prozess von der Umwelt trennt (Fermenter).  
3. Im Rahmen der Regeln guter mikrobiologischer Technik kommt der Vermeidung von Aerosolen be-
sondere Bedeutung zu. Um zu verhindern, dass größere Mengen an Kultursuspensionen über die Ab-
luft aus den technischen Apparaturen austreten, können z.B. folgende Maßnahmen getroffen werden: 
- Füllung der Fermenter bis max. 80 % und/oder  
- Überwachung der Schaumbildung durch Sensoren und kontinuierliche oder geregelte Zugabe von 
Antischaummitteln und/oder  
- Einbau von Wasch- und Abscheidevorrichtungen, wie z.B. Demister, Zentrifugalabscheider.  
Falls erforderlich, sind Aerosole während der Probenahme, der Zugabe von Material in einen Fermen-
ter oder der Übertragung von Material in einen anderen Fermenter zu kontrollieren.  
4. Falls erforderlich, sind spezifische Maßnahmen zur angemessenen Belüftung des Arbeitsbereichs 
anzuwenden, um die Kontamination der Luft auf ein Mindestmaß zu reduzieren.  
5. Zur Wellenabdichtung sind Stopfbuchsen ausreichend.  
6. Falls erforderlich, sind große Mengen an Kulturflüssigkeit, bevor sie aus dem Fermenter genommen 
werden, zu inaktivieren.  
7. Falls erforderlich, muss der Arbeitsbereich so ausgelegt sein, dass bei Austreten des gesamten In-
halts des Fermenters dieser aufgefangen werden kann. 
II. Stufe 2 
1. Der Arbeitsbereich ist zusätzlich mit dem Warnzeichen "Biogefährdung" zu kennzeichnen.  
2. Falls erforderlich, müssen die Fermenter innerhalb eines kontrollierten Bereichs liegen.  
3. Falls erforderlich, muss der kontrollierbare Bereich abdichtbar sein, um eine Begasung zu ermögli-
chen.  
4. Der Zutritt ist nur autorisierten Personen erlaubt.  
5. Ausreichende Sterilisationskapazität muss im Gebäude vorhanden sein.  
6. An den Waschbecken müssen Direktspender mit Händedesinfektionsmitteln zur Verfügung stehen.  
7. Die technischen Apparaturen sind konstruktionsmäßig so auszulegen, dass Aerosolbildung und Un-
dichtigkeiten vermieden werden.  
Zur Sicherstellung, dass keine Aerosole in den Arbeitsbereich gelangen, sind insbesondere folgende 
Maßnahmen geeignet:  
a) bei der Verwendung von Zentrifugen und Separatoren  
- Betreiben der Zentrifugen in Abzügen mit Abluftfilter oder Sicherheitswerkbänken,  
- Verwendung dichter Zentrifugen z. B kontinuierlich betriebene inline-Geräte)  
- Verwendung eines Rotars mit dicht schließendem Deckel, Verwendung bruchsicherer und ge-
schlossener Zentrifugeneinsätze oder -gefäße oder  
- Einstellung nicht bruchsicherer Zentrifugengefäße in geschlossene und bruchsichere Einsätze,  
b) bei der Verwendung von Homogenisatoren  
- besondere Konstruktionsmerkmale wie Abdichten des Deckels mit einem O-Ring, geeignete 
Werkstoffe für Schüssel und Deckel,  
- Betrieb und insbesondere Öffnen der Geräte in Abzügen oder Sicherheitswerkbänken oder  
- Verwendung kontinuierlich betriebener in-line-Geräte.  
Diese Maßnahmen sind beim Betrieb von Geräten, die der Erreichung eines vergleichbaren Zie-
les dienen und an die deshalb dieselben Anforderungen zu stellen sind, sinngemäß anzuwenden. 
8. Lebensfähige Mikroorganismen müssen in einem System eingeschlossen sein, das den Prozess von 
der Umwelt trennt (z. B. Fermenter). Um das Austreten von gentechnisch veränderten Organismen 
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über die Fermenterabluft auf ein Minimum zu beschränken, können verwendet werden;  
- Zentrifugalabscheider,  
- Venturi-Wäscher,  
- Demister,  
- Tiefenfilter,  
- Maßnahmen zur Schaumkontrolle (chemisch, mechanisch).  
Kontaminierte Prozessabluft, die in den Arbeitsbereich gegeben wird, muss durch geeignete Ver-
fahren wie Filterung oder thermische Nachbehandlung gereinigt werden. Dies gilt z.B. auch für 
die Abluft von Autoklaven, Pumpen oder Bioreaktoren.  
9. Werden Lösungen, die gentechnisch veränderte Organismen enthalten, verschüttet, ist der verunrei-
nigte Bereich unverzüglich zu desinfizieren.  
10. Dichtungen müssen so beschaffen sein, dass das unbeabsichtigte Entweichen von gentechnisch 
veränderten Organismen auf ein Mindestmaß reduziert wird. Für Wellendurchführungen sind z.B. fol-
gende Abdichtungen geeignet  
- einfach wirkende Gleitringdichtung,  
- Stopfbuchse mit Dampf- oder Desinfektionsmittelsperre.  
11. Arbeiten, bei denen Aerosole in den Arbeitsbereich austreten können, müssen in einer Sicherheits-
werkbank der Klasse 1 oder II oder unter einem Abzug mit Hochleistungsschwebstoff-Filter durchge-
führt werden. Die Oberfläche der Sicherheitswerkbank muss gegenüber Wasser, Säuren, Lösungs-, 
Desinfektions- und Dekontaminationsmitteln resistent und leicht zu reinigen sein.  
12. Der Arbeitsbereich ist so auszulegen, dass durch Auffangvorrichtungen, deren Volumina sich mindes-
tens am größten Einzelvolumen orientieren, ein unkontrollierter Austritt verhindert wird.  
13. Zum Beimpfen und für Überführungsvorgänge sollen geschlossene Leitungen zwischen der Anlage 
und dem Impfbehälter verwendet werden.  
14. Zur Probennahme sind Einrichtungen zu verwenden, die nach jedem Probenahmevorgang desinfiziert 
werden können. Die Probenahme ist unter Vermeidung von Aerosolen durchzuführen. Probenahme-
gefäße müssen während des Transports verschlossen sein und insbesondere gegen Bruch geschützt 
werden.  
15. Gentechnisch veränderte Organismen sind vor dem Abernten durch validierte Verfahren zu inaktivie-
ren oder in weitgehend geschlossenen Apparaturen weiter zu verarbeiten. Als Aufarbeitungsgeräte 
kommen in Frage:  
- Separatoren und Dekanter in geschlossener Ausführung,  
- Filteranlagen (geschlossen),  
- gekapselte Vakuumdrehfilter,  
- Kammerfilterpresse.  
16. Vor dem Öffnen der technischen Apparaturen, in denen mit gentechnisch veränderten Organismen 
umgegangen wurde, sind die verunreinigten Teile zu desinfizieren.  
17. Für das Arbeiten mit gentechnisch veränderten Organismen ist ein Hygieneplan zu erstellen.  
18. Schutzkleidung ist vom Betreiber bereitzustellen und vorn Beschäftigten zu tragen. Getrennte Aufbe-
wahrungsmöglichkeiten für die Schutz- und Straßenkleidung sind vorzusehen. Die Reinigung der 
Schutzkleidung ist vom Betreiber durchzuführen. Die Schutzkleidung darf nicht außerhalb der Arbeits-
räume getragen werden.  
 
III.  Stufe 3 
1. Der Arbeitsbereich muss von seiner Umgebung abgeschirmt sein. Der Zugang zum Arbeitsbereich ist 
nur autorisierten und über die Sicherheitsanforderungen belehrten Personen gestattet.  
2. Fermenter müssen innerhalb eines kontrollierten Bereichs liegen.  
3. Sofern mit pathogenen Organismen gearbeitet wird, für die eine Übertragung durch die Luft nicht aus-
geschlossen werden kann, muss der Produktionsbereich unter ständigem, durch Alarmgeber kontrol-
lierbarem Unterdruck gehalten und die Abluft über Hochleistungsschwebstoff-Filter geführt werden. 
Die Rückführung kontaminierter Abluft in den Arbeitsbereich ist unzulässig. Das Ventilationssystem 
muss eine Notstromversorgung haben.  
4. In der Regel ist eine Schleuse einzurichten, über die der Produktionsbereich zu betreten und zu ver-
lassen ist. Die Schleuse ist mit zwei selbstschließenden Türen auszustatten, die bei bestimmungsge-
mäßem Betrieb gegeneinander verriegelt sind. Sie muss eine Händedesinfektionsvorrichtung enthal-
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ten. In der Regel ist in der Schleuse ein Handwaschbecken mit Ellenbogen-, Fuß- oder Sensorbetäti-
gung einzurichten. Falls erforderlich, ist eine Dusche einzurichten. In begründeten Einzelfällen kann 
auf eine Schleuse verzichtet werden.  
5. In der Schleuse ist geeignete Schutzkleidung anzulegen. Beim Arbeiten sind Schutzhandschuhe zu 
tragen. Schutzkleidung, geschlossene Schuhe und Schutzhandschuhe sind vom Betreiber bereitzu-
stellen. Die Schutzkleidung umfasst einen an den Rumpfvorderseiten geschlossenen Schutzkittel mit 
Kennzeichnung, geschlossene Schuhe, die entsprechend der Tätigkeit anzulegen sind, sowie in Ab-
hängigkeit von der Tätigkeit Mundschutz (Berührungsschutz). Die Schutzkleidung ist vor der Reini-
gung oder der Beseitigung zu sterilisieren.  
6. Boden und die Oberfläche der Sicherheitswerkbank, soweit vorhanden, müssen gegenüber Wasser, 
Säuren, Laugen, Lösungs-, Desinfektions- und Dekontaminationsmitteln resistent und leicht zu reini-
gen sein.  
7. Der Arbeitsbereich muss mit einer technischen Lüftung ausgestattet sein, wobei die Filtration der 
Raumabluft in der Regel nicht erforderlich ist.  
8. Im Arbeitsbereich anfallende zu sterilisierende Abwässer sind grundsätzlich einer thermischen Nach-
behandlung zu unterziehen: Sammeln in Auffangbehältern und Autoklavierung oder zentralre Abwas-
sersterilisation. Alternativ können auch erprobte chemische Inaktivierungsverfahren eingesetzt wer-
den. 
Bei bestimmungsgemäßem Betrieb und unter Beachtung der organisatorischen Sicherheitsmaßnah-
men fallen aus der Schleuse keine kontaminierten Abwässer an.  
9. Die Apparaturen sind entsprechend dem Stand von Wissenschaft und Technik als geschlossene Sys-
teme auszuführen.  
10. Die Fermenterabluft muss entweder über ein geeignetes Filtersystem, z.B. mit Hochleistungsschweb-
stoff-Filter, abgeführt werden oder ist durch Erhitzen zu sterilisieren.  
11. Dichtungen müssen so beschaffen sein, dass das unbeabsichtigte Entweichen von gentechnisch 
veränderten Organismen verhindert wird. Durchführungen von Antriebswellen müssen mit doppelt wir-
kenden Dichtelementen, wie z.B. durch doppelte Gleitringdichtung, oder Doppellippendichtung, aus-
gestattet sein. Die Sperrflüssigkeit ist unter geringem Überdruck gegenüber dem Behälterinnendruck 
zu halten und zu überwachen. Der Antrieb kann auch über eine Magnetkupplung erfolgen.  
12. Vor dem Abernten sind die gentechnisch veränderten Organismen zu sterilisieren oder in geschlos-
senen Apparaturen weiterzuverarbeiten. Als Erntegeräte kommen in Frage:  
- desinfizierbare Separatoren und Dekanter in geschlossener Ausführung,  
- Membranfilteranlage (geschlossen),  




IV. Stufe 4  
1. Die Arbeitsräume des Produktionsbereichs dürfen nur durch eine dreikammerige Schleuse betreten 
werden können. Die Schleuse muss gegen den Vorraum und die Arbeitsräume mit einer Druckstaffe-
lung versehen sein, um den Austritt von Luft aus dem isolierten Produktionsbereich zu verhindern. Die 
mittlere Kammer der Schleuse muss eine Personendusche enthalten. Die Arbeitsbereiche müssen mit 
Materialschleusen mit gegenseitig verriegelbaren Türen ausgerüstet sein.  
2. Vor Betreten des Arbeitsbereichs sind alle Kleidungsstücke einschließlich Uhren und Schmuck im 
Raum vor der Dusche abzulegen. Es sind eine besondere Schutzkleidung und Schutzhandschuhe zu 
tragen. Vor Verlassen des Arbeitsbereiches ist in dem Teil der Schleuse, der unmittelbar an die Ar-
beitsräume angrenzt, die Arbeitskleidung in sterilisierbare Behälter abzulegen. Die Straßenkleidung 
darf erst nach Duschen mit Abseifen angezogen werden. Die abgelegte Kleidung verbleibt in der 
Schleuse und wird beim nächsten Betreten des Arbeitsbereichs nach Sterilisierung ausgeschleust. 
Schutzkleidung und Schutzhandschuhe sind vorn Betreiber bereitzustellen.  
3. Fenster, Wände, Decken und Fußböden müssen nach außen dicht sein. Fenster dürfen sich im 
Normalbetrieb nicht öffnen lassen.  
4. Im Arbeitsbereich muss ein Unterdruck durch geeignete Lüftungssysteme gewährleistet sein. Der 
Unterdruck ist durch ein Messgerät mit Alarmgeber laufend zu überwachen.  
5. Zu- und Abluft müssen über doppelt ausgeführte geführt werden. Der Filterwechsel muss unter asep-
tischen Bedingungen erfolgen, wie z.B. Sack-im-Sack-System oder chemische Desinfektion. Die Ab-
luft der Fermenter ist über Doppelmembranfilter zu führen.  
6. Die Anlage ist so auszulegen, dass die gesamte Abwassermenge aus Fermenter und Abflüssen auf-
gefangen und sterilisiert werden kann,  
7. Für den gesamten Arbeitsbereich sind Sicherheitsschaltungen vorzusehen, die einen Austritt von 
gentechnisch veränderten Organismen auch bei Ausfall der Netzenergien verhindern. Das können 
z.B. sein: zwangsweise Schaltungen von Ventilen in den sicheren Zustand, Rückschlagklappen an 
Versorgungsleistungen, Notstromversorgung.  
8. Zur Probenahme sind geschlossene Systeme zu verwenden. Das Probenahmegefäß muß insbeson-
dere vor mechanischer Beschädigung geschützt werden.  
9. Werden die Organismen vor dem Abernten nicht sterilisiert, müssen die folgenden Aufbauarbeitungs-
schritte, bei denen noch mit lebenden Organismen zu rechnen ist, in geschlossenen und desinfizier-
baren Apparaturen erfolgen.  
Bereiche, in denen sich Aerosole bilden können, müssen räumlich abgetrennt sein. Die Abluft der Ab-
saugungen ist über doppelt ausgeführte Hochleistungsschwebstoff-Filter zu führen, oder es muss in 
geschlossenen, gasdichten Sicherheitswerkbänken gearbeitet werden.  
10. Bei Kontaminationsgefahr, z.B. nach dem Verschütten von Kulturlösungen, sind fremdbelüftete Voll-
schutzanzüge zu benutzen.  
11. Der kontrollierte Bereich muss abdichtbar sein, um eine Begasung zu ermöglichen.  
12. Das Gebäude muss so ausgeführt werden, dass im Brandfall Dauerlöschwasser nicht in das Kanal-





Sicherheitsmaßnahmen für Gewächshäuser 
Die Sicherheitsmaßnahmen gelten sinngemäß für Klimakammern. Die Anforderungen 
der niedrigeren Stufen werden von den höheren Stufen eingeschlossen. Sofern in Ge-
wächshäusern mit gentechnisch veränderten Mikroorganismen gearbeitet wird, gelten 
sinngemäß zusätzlich die Anforderungen des Anhangs III für Laboratorien der entspre-
chenden Sicherheitsstufe. 
 
I. Stufe 1  
1. Der Gentechnik-Arbeitsbereich ist als solcher zu kennzeichnen.  
 
1a. In Abhängigkeit von der Tätigkeit ist eine ausreichende Arbeitsfläche für jeden Mitarbeiter zu ge-
währleisten. 
   
2. Der Boden des Gewächshauses kann aus Kies oder anderem gewächshaustypischen Material beste-
hen. Erdbeete sind ebenfalls geeignet. Es sollten jedoch mindestens die Gehwege befestigt (z.B. be-
toniert) sein. Sofern erforderlich, sollte ein Auffangen von kontaminiertem Ablaufwasser möglich sein.  
3. Die Fenster und sonstigen Öffnungen des Gewächshauses können zu Belüftungszwecken geöffnet 
werden und erfordern keine besondere Schutzvorrichtung, um Pollen, Mikroorganismen aber kleine 
Flugtiere (z.B. Gliederfüßer, Vögel) abzuhalten oder auszuschließen. Gegen die zuletzt Genannten 
werden jedoch Netze empfohlen.  
4. In gentechnischen Experimenten verwendete Organismen sind mit geeigneten Methoden, insbeson-
dere durch Abschneiden der Vermehrungsorgane bei Pflanzen, vermehrungsunfähig zu machen, be-
vor sie außerhalb des Gewächshauses, jedoch auf dem umgebenden Gelände des Betreibers, un-
schädlich entsorgt werden.  
5. Ein geeignetes, auf die Experimentalpflanzen abgestimmtes Programm zur erfolgreichen Bekämpfung 
von Pflanzenkrankheiten, Unkräutern, Insektenbefall und Nagetieren ist aufzustellen.  
6. Das Austreten von gentechnisch veränderten Organismen aus dem Gewächshaus ist auf das ge-
ringstmögliche Maß zu reduzieren.  
7. Verletzungen sind dem Projektleiter unverzüglich zu melden.  
8. Nahrungs- und Genussmittel sowie Kosmetika dürfen im Arbeitsbereich nicht aufbewahrt werden.  
9. In Arbeitsräumen darf nicht gegessen, getrunken, geraucht, geschnupft oder geschminkt werden. Für 
die Beschäftigten sind Bereiche einzurichten, in denen sie ohne Beeinträchtigung ihrer Gesundheit 
durch gentechnisch veränderte Organismen essen, trinken, rauchen, schnupfen oder sich schminken 
können.  
10. Die Sicherheitsmaßnahmen der Stufe 1 gelten sinngemäß auch für Klimakammern.  
 
II. Stufe 2  
1. Das Gewächshaus muss ein festes Bauwerk mit durchgehend wasserdichter Bedeckung sein; es 
sollte eben gelegen sein, so dass kein Oberflächenwasser eindringen kann, und über selbstschlie-
ßende verriegelbare Türen verfügen. Das Ablaufwasser ist auf ein Mindestmaß zu reduzieren, soweit 
eine Übertragung von GVO über dem Boden stattfinden kann. Sofern nur eine geringe Wahrschein-
lichkeit besteht, dass vermehrungsfähiges Material durch den Boden verbreitet werden kann, ist Kies 
oder anderes poröses Material unter den Pflanztischen verwendbar. Erdbeete sind ebenfalls geeig-
net, sofern nur eine geringe Wahrscheinlichkeit besteht, dass vermehrungsfähiges biologisches Mate-
rial sich durch den Boden verbreiten kann.  
2. Die Fenster und sonstigen Öffnungen des Gewächshauses können zur Belüftungszwecken geöffnet 
werden, wenn sie mit Insektenschutzgittern ausgestattet sind. 
Besondere Schutzvorrichtungen zur Abwehr von Pollen oder Mikroorganismen sind nicht erforderlich.
Wenn Ausblasventilatoren verwendet werden, ist das Eindringen von Insekten auf ein Mindestmaß zu 
beschränken. Luftklappen und Ventilatoren sind so zu konstruieren, dass sie sich nur bei Inbetrieb-
nahme des Ventilators öffnen.  
3. Abfälle, die gentechnisch veränderte Mikroorganismen enthalten, dürfen nur in geeigneten Behältern 
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innerbetrieblich transportiert werden.  
4. Werden anstelle von Gewächshäusern Klimakammern verwendet, gelten die vorstehenden Sicher-
heitsmaßnahmen sinngemäß.  
5. Sofern erforderlich, sollte der Zutritt zum Gewächshaus über einen getrennten Raum mit zwei verrie-
gelbaren Türen erfolgen. Zutritt zum Gewächshaus haben außer den in den Experimenten Beteiligten 
nur der Projektleiter oder durch ihn autorisierte Personen. Hierauf ist durch geeignete Kennzeichnung 
an den Zugängen hinzuweisen. Das Gewächshaus ist zusätzlich mit dem Warnzeichen "Biogefähr-
dung" zu kennzeichnen.  
6. Arbeitsgeräte, die in unmittelbarem Kontakt mit gentechnisch veränderten Organismen waren, müs-
sen vor einer Reinigung autoklaviert oder desinfiziert werden, wenn bei diesem Kontakt gentechnisch 
veränderte Organismen übertragen werden können.  
7. Gentechnisch veränderte Organismen dürfen nur in verschlossenen und gegen Bruch geschützten 
Behältern innerbetrieblich transportiert werden.  
8. Eine Händedesinfektionsmöglichkeit muß vorhanden sein.  
9. Schutzkleidung ist vom Betreiber bereitzustellen und vom Beschäftigten zu tragen. Getrennte Aufbe-
wahrungsmöglichkeiten für die Schutz- und Straßenkleidung sind vorzusehen. Die Reinigung der 
Schutzkleidung ist vom Betreiber durchzuführen. Die Schutzkleidung darf nicht außerhalb des Ge-
wächshauses getragen werden.  
10. Besteht ein Teil des Gewächshausbodens aus Kies oder ähnlichem Material, sind geeignete Behand-
lungen zur Beseitigung der im Kies eingefangenen Organismen durchzuführen.  
 
III. Stufe 3  
1. Der Fußboden des Gewächshauses ist aus wasserundurchlässigem Material mit Vorkehrungen zur 
Sammlung und Sterilisierung der Abwässer auszuführen. Dies ist nicht erforderlich, wenn die Experi-
mentalpflanzen in geschlossenen Systemen kultiviert werden, bei denen eine Sammlung und Sterili-
sierung des Abwassers möglich ist.  
2. Die Fenster und sonstigen Öffnungen sind zu verschließen und abzudichten. Es ist bruchsicheres 
Glas zu verwenden. 
Das Gewächshaus muss ein in sich abgeschlossenes Gebäude mit durchgehendem Dach sein, das 
von den frei zugänglichen Bereichen abgetrennt ist.  
3. Es muss eine Schleuse vorhanden sein, über die das Gewächshaus zu betreten und zu verlassen ist. 
Die Schleuse ist mit zwei selbstschließenden Türen auszustatten, von denen die Äußere abschließbar 
sein muss, und muss eine Händedesinfektionsvorrichtung enthalten. In der Regel ist in der Schleuse 
ein Handwaschbecken mit Ellbogen-, Fuß- oder Sensorbetätigung einzurichten.  
4. In der Schleuse ist eine geeignete Schutzkleidung einschließlich Schuhwerk anzulegen. Beim Arbei-
ten sind Schutzhandschuhe zu tragen. Schutzkleidung und Handschuhe sind vom Betreiber bereitzu-
stellen. Die Schutzkleidung umfasst einen an den Rumpfvorderseiten geschlossenen Schutzkittel mit 
Kennzeichnung, geschlossene Schuhe, die entsprechend der Tätigkeit anzulegen sind, sowie in Ab-
hängigkeit von der Tätigkeit Mundschutz (Berührungsschutz). Die Schutzkleidung ist vor der Reini-
gung oder der Beseitigung zu sterilisieren  
5. Die Gewächshausanlage ist mit einem Sicherheitszaun zu umgeben oder durch ein gleichwertiges 
Sicherheitssystem zu schützen.  
6. Die Innenwände, -decken und -boden müssen gegen Reinigungs- und Desinfektionsflüssigkeiten 
beständig sein. Alle Durchbrüche in den Strukturen und Flächen, wie Rohr- und Stromleitungen, sind 
abzudichten.  
7. Vakuumleitungen sind durch Hochleistungsschwebstoff-Filter oder gleichwertige Filter und Verschlüs-
se für flüssige Desinfektionsmittel zu sichern  
8. Es muss ein gesondertes Be- und Entlüftungssystem vorhanden sein. Das System hat für die Druck-
unterschiede und die Luftstromausrichtung zu sorgen, die erforderlich sind, um eine Luftzufuhr von 
außen in das Gewächshaus sicherzustellen.  
9. Die Abluft aus dem Gewächshaus ist durch Hochleistungsschwebstoff-Filter nach außen zu leiten, 
sofern mit pathogenen Organismen gearbeitet wird, für die eine Übertragung durch die Luft nicht aus-
geschlossen werden kann. Bei dem Auswechseln des Filters muss dieser entweder zuerst sterilisiert 
oder zwecks späterer Sterilisierung unmittelbar in einen luftdichten Beutel verpackt werden. Die Belüf-
tungsventilatoren sind mir Rückflußdämpfern auszustatten, die sich schließen, wenn der Belüftungs-
ventilator abgeschaltet ist. Der Zu- und Abluftstrom wird unterbrochen, um jederzeit einen nach innen 




9a. Im Arbeitsbereich anfallende zu sterilisierende Abwässer sind grundsätzlich einer thermischen 
Nachbehandlung zu unterziehen: Sammeln in Auffangbehältern und Autoklavierung oder zentrale 
Abwassersterilisation. Alternativ können auch erprobte chemische Inaktivierungsverfahren eingesetzt 
werden. Bei bestimmungsgemäßem Betrieb und unter Beachtung der organisatorischen Sicherheits-
maßnahmen fallen aus der Schleuse keine kontaminierten Abwässer an.  
10. Der Zutritt zum Gewächshaus ist auf die Personen zu beschränken, deren Anwesenheit zur Durchfüh-
rung der Versuche erforderlich ist und die zum Eintritt befugt sind. Der Projektleiter ist verantwortlich 
für die Bestimmung der zutrittsberechtigten Personen.  
11. Ein Autoklav oder eine gleichwertige Sterilisationseinheit muss im Gewächshaus vorhanden sein.  
12. An den Zugangstüren zum Gewächshaus ist das Warnzeichen "Biogefährdung" anzubringen.  
13. Gentechnisch veränderte Organismen dürfen nur in bruchsicheren, dicht verschlossenen, entspre-
chend gekennzeichneten und außen desinfizierten Behältern innerbetrieblich transportiert werden.  
IV. Stufe 4  
1. Das Gewächshaus muss entweder aus einem separaten Gebäude oder einer klar abgegrenzten und 
isolierten Zone innerhalb eines Gebäudes bestehen.  
2. Im Gewächshaus muss durch geeignete Lüftungssysteme ein Unterdruck gewährleistet sein.  
3. Die Zugangstüren zum Gewächshaus sind selbstschließend und abschließbar auszuführen. Für die 
ein- und austretenden Beschäftigten müssen durch eine Dusche getrennte äußere und innere Um-
kleideräume zur Verfügung stehen.  
4. Wände, Fußboden und Decke des Gewächshauses sind so zu konstruieren, dass sie eine gasun-
durchlässige innere Ummantelung bilden, die die Begasung ermöglicht und Sicherheit vor Anthropo-
den bietet. 
Alle Durchbrüche sind gasdicht auszuführen. Lüftungsanlagen müssen Hochleistungsschwebstoff-
Filter enthalten.  
5. Ein Durchreicheautoklav zur Sterilisierung des Materials, das die Gewächshausanlage verlässt, hat 
zur Verfügung zu stehen. Die Autoklavtür, die sieh nach außen öffnet, ist zur Außenwand abzudichten 
und automatisch zu kontrollieren, so dass die Außentür nur nach Abschluss des Sterilisationszyklus 
des Autoklaven geöffnet werden kann.  
Eine begasbare Durchreiche oder eine gleichwertige Desinfektionsmethode hat zur Verfügung zu ste-
hen, so dass das Material und die Ausrüstungsgegenstände, die nicht im Autoklaven sterilisiert wer-
den können, sicher aus der Anlage gebracht werden können.  
6. Jedes Gewächshaus muss ein eigenständiges Vakuumsystem besitzen. In-line-
Hochleistungsschwebstoff-Filter sind so nahe wie möglich an jedem Punkt oder Vakuumzweighahn 
anzubringen. Andere Flüssigkeits- oder Gaszuleitungen zur Anlage sind durch Vorrichtungen zu si-
chern, die einen Rückfluss verhindern.  
7. Der Druck ist durch ein Messgerät mit Alarmgeber laufend zu überwachen. Der Zu- und Abluftstrom 
wird unterbrochen, um jederzeit einen nach innen gerichteten (oder Null-) Luftstrom zu gewährleisten. 
Hochleistungsschwebstoff-Filter haben zur Verfügung zu stehen, um die der Anlage zugeführte Luft 
zu behandeln.  
8. Der Zutritt in durch sichere, verschlossene Türen einzuschränken. Der Zugang ist vom Projektleiter zu 
regeln. Arbeiten mehrere Projektleiter in einem Bereich, hat der Betreiber den für die Regelung des 
Zugangs verantwortlichen Projektleiter zu bestimmen. Eintretende Personen sind vor dem erstmali-
gen Betreten über die einzuhaltenden Vorsichtsmaßnahmen zur Gewährleistung der Umweltsicher-
heit zu unterrichten. Es ist eine Liste aller Personen unter Angabe des Datums und des Zeitpunktes 
zu führen, die das Gewächshaus betreten und verlassen.  
9. Bei einem Notfall sind alle angemessenen Maßnahmen zu treffen, um das Austreten vermehrungsfä-
higen biologischen Materials aus der gentechnischen Anlage zu verhindern.  
10. Über das Material, das in das oder aus dem Gewächshaus verbracht ist, ist Buch zu führen. Ver-
suchsorganismen, die in einem lebensfähigen oder intakten Zustand in das oder aus dem Gewächs-
haus verbracht werden sollen, sind in ein unzerbrechliches, versiegeltes Primärbehältnis zu geben 
und sodann in einem desinfizierten, versiegelten Transportbehältnis einzuschließen.  
11. Zubehör und andere Hilfsmittel werden mittels des Durchreicheautoklaven, der Begasungskammer 
oder der Schleuse, die bei jeder Benutzung angemessen zu desinfizieren sind, eingebracht. Nach Si-
cherung der Außentüren haben die Beschäftigten innerhalb der Anlage zur Innentür des Autoklaven, 
der Begasungskammer oder der Schleuse zu gehen. Diese Türen sind zu sichern, nachdem das Ma-
terial in die Anlage verbracht worden ist.  
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12. Kein Material, mit Ausnahme der Versuchsorganismen, die lebensfähig oder intakt bleiben sollen, darf 
ohne vorherige Sterilisierung aus dem Gewächshaus entfernt werden.  
13. Gliederfüßer und andere Makroorganismen, die im Zusammenhang mit Versuchen benutzt werden, 
die eine physikalische Einschließung dieser Sicherheitsstufe erfordern, sind in entsprechenden Behäl-
tern unterzubringen. Soweit es der Organismus erforderlich macht, sind die Versuche in den Behäl-
tern, in denen die beweglichen Organismen festgehalten werden, durchzuführen.  
14. In dem Warnhinweis vor biologischen Gefahren sind auch die benutzten Pflanzen, Mikroorganismen 
und Tiere sowie der Name des Projektleiters und anderer Verantwortlicher aufzuführen. Ferner bat er 
besondere Auflagen für das Betreten des Bereichs anzugeben.  
15. Unfälle im Gewächshaus, die eine unbeabsichtigte Freisetzung oder Streuung von Mikroorganismen 
zur Folge haben, sind unverzüglich dem Projektleiter und den jeweils zuständigen Behörden zu mel-
den. Über diese Unfälle sind schriftliche Aufzeichnungen anzufertigen und aufzubewahren.  
16. Das Gewächshaus darf nur durch die Umkleide- und Duschräume betreten und verlassen werden. 
Für die Beschäftigten, die die Anlage betreten, ist vollständige Schutzkleidung (möglicherweise Ein-
wegkleidung), einschließlich Unterwäsche, Hosen und Hemden oder Overalls, Schuhen und Kopfbe-
deckungen vom Betreiber zur Verfügung zu stellen und von den Beschäftigten zu tragen. Bei Verlas-
sen des Gewächshauses und vor Betreten des Duschbereichs haben die Beschäftigten ihre Schutz-
kleidung abzulegen und in einem Schließfach oder Wäschekorb im inneren Umkleideraum aufzube-
wahren. Die Beschäftigten haben sich bei jedem Verlassen der Anlage zu duschen. Alle Schutzklei-






Sicherheitsmaßnahmen für Tierhaltungsräume  
Die Anforderungen der niedrigen Stufen sind von den höheren eingeschlossen. Sofern in Tierhaltungs-
räumen mit gentechnisch veränderten Mikroorganismen gearbeitet wird, gelten sinngemäß zusätzlich die 
Anforderungen des Anhangs III für Laboratorien der entsprechenden Sicherheitsstufe. 
I. Stufe 1  
1. Sofern erforderlich, ist eine Abschirmung der Tieranlage (Gebäude oder abgetrennter Bereich inner-
halb eines Gebäudes mit Tierhaltungsräumen und anderen Bereichen wie Umkleideräumen, Du-
schen, Autoklaven, Futterlagerräumen usw.) vorzunehmen.  
2. Der Tierhaltungsraum (Raum oder Einrichtung, in denen normalerweise Vieh-, Zucht- oder Ver-
suchstiere gehalten werden bzw. kleinere operative Eingriffe vorgenommen werden) ist als Gentech-
nik-Arbeitsbereich zu kennzeichnen. Er muss leicht zu reinigen und zu desinfizieren sein. In Abhän-
gigkeit von der Tätigkeit ist eine ausreichende Arbeitsfläche für jeden Mitarbeiter zu gewährleisten.  
3. Der Zutritt zum Raum ist auf hierzu ermächtigte Personen zu beschränken.  
4. Es soll geeignete Schutzkleidung und geeignetes Schuhwerk getragen werden, dir bei Verlassen des 
Tierhaltungsraums zu säubern oder abzulegen sind. Schutzkleidung und Schuhwerk sind vom Betrei-
ber bereitzustellen.  
5. Die Tierhaltungsräume müssen in Abhängigkeit von der Belegungsdichte ausreichend belüftet sein.  
6. Tierhaltungsräume müssen für die beherbergten Tiere fluchtsicher und abschließbar sein.  
7. Tiere sind in Tierkäfigen oder anderen für die Tierart geeigneten Einrichtungen unterzubringen.  
8. Besteht bei transgenen Tieren keine Gefahr eines horizontalen Transfers des übertragenen Gens, 
können sie auch außerhalb in einem sicher eingefriedeten Bereich oder auf andere Weise einge-
schlossen gehalten werden. Der Möglichkeit eines Diebstahls oder Entweichens ist durch geeignete 
Maßnahmen entgegenzuwirken. Die Überwachung des Tieres hat zu gewährleisten, dass ein Entwei-
chen unverzüglich entdeckt werden kann.  
9. Ein Eindringen von Wildformen der entsprechenden Tierarten in die Tierhaltungsräume muss ausge-
schlossen sein.  
10. Mundpipettieren ist untersagt: Pipettierhilfen sind zu benutzen.  
11. Bei allen Arbeiten muß darauf geachtet werden, dass Aerosolbildung so weit wie möglich vermieden 
wird.  
12. Es sollen Maßnahmen ergriffen werden, um eine Fortpflanzung der Tiere zu verhindern, sofern nicht 
die Reproduktion Teil des Experiments ist.  
13. Alle Tiere müssen leicht und versuchsbezogen zu identifizieren sein.  
14. Die Hände sind unverzüglich zu desinfizieren oder zu waschen, wenn Verdacht auf Kantamination 
besteht, sowie nach dem Umgang mit Tieren oder Tierabfällen.  
15. Bei Verletzungen im Zusammenhang mit Tätigkeiten mit gentechnischen Arbeiten und infizierten oder 
infektionsverdächtigen Tieren sind Erste-Hilfe-Maßnahmen einzuleiten, der Projektleiter zu informie-
ren und ggf. medizinische Hilfe in Anspruch zu nehmen.  
16. Das Personal ist im Umgang mit den zu verwendenden Tieren zu schulen. Die für den Umgang mit 
Tieren verantwortliche Person muss sicherstellen, dass alle, die mit den Tieren und dem Abfallmateri-
al in Berührung kommen, mit den örtlichen Regeln vertraut sind und alle anderen möglicherweise er-
forderlichen Vorsichtsmaßnahmen und Verfahren kennen.  
17. Ungeziefer ist in geeigneter Weise zu bekämpfen.  
18. Nahrungs- und Genussmittel sowie Kosmetika dürfen im Arbeitsbereich nicht aufbewahrt werden.  
19. Im Tierhaltungsraum darf nicht gegessen, getrunken, geraucht oder geschnupft werden. Für die Be-
schäftigten sind Bereiche einzurichten, in denen sie ohne Beeinträchtigung ihrer Gesundheit durch 
gentechnisch veränderte Organismen essen, trinken, rauchen oder schnupfen kommen.  
20. Tierkäfige und andere Einrichtungen sind nach Gebrauch zu reinigen.  
21. Material, das zur Sterilisierung oder Verbrennung bestimmt ist, sowie benutzte Tierkäfige und andere 
Einrichtungen sind so zu transportieren, dass Verunreinigungen der Umgebung auf das ge-




II. Stufe 2  
1. Alle Tiere sind in umschlossenen und abschließbaren Räumlichkeiten (Tierhaltungsräume o. ä.) zu 
halten, um die Möglichkeit eines Diebstahls oder unbeabsichtigter Freisetzung auszuschalten. Die 
Räumlichkeiten sind zusätzlich mit dem Warnzeichen "Biogefährdung" zu kennzeichnen.  
2. Der Tierhaltungsraum muss ein gesondertes Gebäude oder ein eindeutig abgegrenzter und räumlich 
abgetrennter Bereich innerhalb eines Gebäudes sein.  
3. Befinden sich infizierte Tiere im Tierhaltungsraum, muss die Tür geschlossen bleiben. Sie ist mit ei-
nem Hinweis zu versehen, der auf die Art der Arbeiten hinweist.  
4.  Im Tierhaltungsraum ist eine Händedesinfektionseinrichtung bereitzustellen. Nach Abschluss der 
Arbeit sind die Hände zu desinfizieren. Es ist für eine Handwaschgelegenheit, vorzugsweise im Tier-
haltungsraum, zu sorgen. Ist dies nicht möglich, ist diese im angrenzenden Bereich zu installieren. 
Wasserarmaturen sollten handbedienungslos, z. B. mit Ellenbogen-, Fuß- oder Sensorbetätigung ein-
gerichtet sein. Es sind Handtücher zum einmaligen Gebrauch und Hautpflegemittel zur Verfügung zu 
stellen.  
5. Bei Arbeiten, bei denen Aerosole entstehen können, sind folgende Maßnahmen zu treffen:  
a) Durchführung der Arbeiten in einer Sicherheitswerkbank oder unter einem Abzug, bei denen 
ein Luftstrom vom Experimentator zur Arbeitsöffnung hin gerichtet ist,  
b) Benutzung von Geräten, bei denen keine Aerosole freigesetzt werden, oder  
c) das Tragen geeigneter Schutzausrüstung, wenn technische und organisatorische Maßnahmen 
nicht ausreichen oder nicht anwendbar sind.  
Die Abluft aus den unter den Buchstaben a und b genannten Geräten muss durch einen Hoch-
leistungsschwebstoff-Filter geführt oder durch ein anderes geprüftes Verfahren keimfrei gemacht 
werden.  
6. Es sind Maßnahmen zum Schutz vor Arthropoden und Nagetieren zu ergreifen.  
7. Gentechnisch veränderte Organismen dürfen nur in verschlossenen, gegen Bruch geschützten und 
bei Kontamination von außen desinfizierbaren, gekennzeichneten Behältern innerbetrieblich transpor-
tiert werden.  
8. Für das Arbeiten mit gentechnisch veränderten Organismen ist ein Hygieneplan zu erstellen.  
9. Der Tierhaltungsraum ist regelmäßig zu reinigen und zu desinfizieren. Sind Fußbodenabflüsse im 
Tierhaltungsraum vorhanden, muss in den Auffangbehältern immer Wasser stehen. Die Auffangbe-
hälter sind regelmäßig zu desinfizieren und zu reinigen.  
10. Arbeitsflächen sind nach Beendigung der Tätigkeit zu desinfizieren.  
11. Arbeitsgeräte, die in unmittelbarem Kontakt mit gentechnisch veränderten Organismen waren, müs-
sen vor einer Reinigung, Wartung oder Reparatur autoklaviert oder desinfiziert werden, wenn bei die-
sem Kontakt gentechnisch veränderte Organismen übertragen werden können.  
12. Tierkäfige und andere Einrichtungen sind nach Gebrauch zu desinfizieren.  
13. Abfalle, die gentechnisch veränderte Organismen enthalten, dürfen nur in geeigneten Behältern in-
nerbetrieblich transportiert werden.  
14. Schutzkleidung ist vom Betreiber bereitzustellen und vom Beschäftigten zu tragen. Getrennte Aufbe-
wahrungsmöglichkeiten für die Schutz- und Straßenkleidung sind vorzusehen. Die Reinigung der 
Schutzkleidung ist vom Betreiber durchzuführen. Die Schutzkleidung darf nicht außerhalb der Arbeits-
räume getragen werden.  
15. Sofern erforderlich, sollten Filter an Isolatoren oder isolierten Räumen vorgesehen werden.  
16. Einrichtungen zur Immobilisierung zwecks gefahrloser Handhabung infizierter oder zu infizierender 
Tiere sind bereitzuhalten. Eine Sicherheitsbeleuchtung ist für Arbeitsplätze mit besonderer Gefähr-




III. Stufe 3  
1. In den Tierhaltungsräumen müssen   
a) n der Regel eine Schleuse vorhanden sein, über die der Tierhaltungsraum zu betreten und zu 
verlassen ist. Die Schleuse ist mit zwei selbstschließenden Türen auszustatten, die bei bestim-
mungsgemäßem Betrieb gegeneinander verriegelt sind; sie muss eine Händedesinfektionsvor-
richtung enthalten. In der Regel ist in der Schleuse ein Handwaschbecken mit Ellenbogen-, Fuß- 
oder Sensorbetätigung einzurichten. In begründeten Einzelfällen ist eine Dusche einzurichten.  
b) nicht zu öffnende Fenster,  
c) übergangslose Fußleisten,  
d) Notstromversorgung für sicherheitsrelevante Einrichtungen (z.B. Lüftungsanlage, Isolator),  
e) Gasnotschalter,  
f) sofern mit pathogenen Organismen gearbeitet wird, für die eine Übertragung durch die Luft 
nicht ausgeschlossen werden kann, ständiger, durch Alarmgeber kontrollierbarer Unterdruck und 
Hochleistungsschwebstoff-Filter zur Filtration der Abluft,  
g) aufgehoben  
h) ein Autoklav oder eine gleichwertige Sterilisationseinheit,  
i) geeignete Einrichtungen zur Verhinderung des Eindringens von Insekten, Nagern und Vögeln,  
j) aufgehoben  
vorhanden sein.  
2. Der Zutritt zum Tierhaltungsraum ist auf die Personen zu beschränken, deren Anwesenheit für die 
Durchführung der Versuche erforderlich ist und die zum Eintritt befugt sind. Der Projektleiter ist ver-
antwortlich für die Bestimmung der zutrittsberechtigten Personen. Die Anwesenheit der Personen ist 
zu dokumentieren. Eine Person darf nur dann allein im Tierhaltungsraum arbeiten, wenn die Handha-
bung der Versuchstiere allein sicher beherrschbar ist und eine von innen zu betätigende Alarmanlage 
oder ein anderes geeignetes Überwachungssystem vorhanden ist.  
3. In der Schleuse ist eine geeignete Schutzkleidung einschließlich Schuhwerk anzulegen. Beim Arbei-
ten sind Schutzhandschuhe zu tragen. Schutzkleidung und Handschuhe sind vorn Betreiber bereitzu-
stellen. Die Schutzkleidung ist vor der Reinigung oder der Beseitigung zu sterilisieren. Die Schutzklei-
dung umfasst einen an den Rumpfvorderseiten geschlossenen Schutzkittel mit Kennzeichnung, ge-
schlossene Schuhe, die entsprechend der Tätigkeit anzulegen sind, sowie in Abhängigkeit von der 
Tätigkeit Mundschutz (Berührungsschutz).  
4. Gentechnisch veränderte Organismen dürfen nur in bruchsicheren, dicht verschlossenen, entspre-
chend gekennzeichneten und außen desinfizierten Behältern innerbetrieblich transportiert werden.  
5. Die Arbeitsbereiche sind nach Verschütten von kontaminiertem Material sofort zu desinfizieren.  
6. Bei der Entsorgung von Tierkadavern und Tiermaterial ist folgendes zu beachten: 
a) Tierkadaver und Tiermaterial sind vor der Entsorgung zu sterilisieren.  
b) Ist die Sterilisierung im Tierhaltungsraum nicht möglich, hat der Transport in dicht geschlosse-
nen, bruchsicheren, lecksicheren und außen desinfizierten Behältern zu erfolgen.  
c) Die Sterilisierung hat durch Verbrennen oder eine sonstige geeignete Weise zu erfolgen, wobei 
sichergestellt sein muss, dass auch die Kernschichten des Tierkadavers erfasst werden.  
7. Beim Auswechseln von Filtern, z.B. der lüftungstechnischen Anlage oder der Sicherheitswerkbank, 
müssen diese entweder am Einbauort sterilisiert oder zwecks späterer Sterilisierung durch ein geräte-
seits vorgesehenes Austauschsystem in einen luftdichten Behälter verpackt werden, so dass eine In-
fektion des Wartungspersonals und anderer Personen ausgeschlossen werden kann.  
8. Im Arbeitsbereich anfallende zu sterilisierende Abwässer sind grundsätzlich einer thermischen Nach-
behandlung zu unterziehen: Sammeln in Auffangbehältern und Autoklavierung oder zentrale Abwas-
sersterilisation. Alternativ können auch erprobte chemische Inaktivierungsverfahren eingesetzt wer-
den. 
Bei bestimmungsgemäßem Betrieb und unter Beachtung der organisatorischen Sicherheitsmaßnah-
men fallen aus der Schleuse keine kontaminierten Abwässer an. Eine Einrichtung zur Desinfektion 
der Hände muss vorhanden sein.  
9. Filter an Isolatoren oder isolierten Räumen (durchsichtige Behälter, in denen kleine Tiere innerhalb 
oder außerhalb eines Käfigs gehalten werden; für große Tiere können isolierte Räume angebracht 
sein) sind vorzusehen.  
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IV. Stufe 4  
1. Es muss entweder ein gesonderter Tierhaltungsraum oder ein eindeutig abgegrenzter und räumlich 
abgetrennter Bereich innerhalb eines Gebäudes zur Verfügung stehen. Die Zugangstüren zum Be-
reich sind selbstschließend und abschließbar auszuführen.  
2. Der Tierhaltungsraum darf nur über eine dreikammerige Schleuse mit Dusche und Möglichkeiten zum 
getrennten Ablegen und Aufbewahren von Straßen- und Schutzkleidung betreten werden. Vor dem 
Betreten des Tierhaltungsraumes sind alle Kleidungsstücke, einschließlich Uhren und Schmuck, ab-
zulegen und zu deponieren. Bei Verlassen des Raumes ist die Schutzkleidung abzulegen und zu de-
kontaminieren. Die Beschäftigten haben zu duschen.  
3. Es muss ein gesondertes Belüftungssystem vorhanden sein. Durch Unterdruck im Raum ist sicherzu-
stellen, dass die Luft von außerhalb nach innen strömt. Zu- und Abluft sind so zu koppeln, dass die 
Luft keinesfalls unkontrolliert aus dem Bereich austreten kann. Die Abluft ist über Hochleistungs-
schwebstoff-Filter so abzuleiten, dass sie nicht in andere Arbeitsbereiche oder Ansaugvorrichtungen 
von Lüftungsanlagen kommen kann.  
4. Der Zutritt ist nur Personen erlaubt, deren Anwesenheit im Tierhaltungsraum zur Durchführung der 
Versucht erforderlich ist. Der Projektleiter ist verantwortlich für die Festlegung der näheren Umstände 
und die Bestimmung, wer berechtigt ist, während der Versuche den Tierhaltungsraum zu betreten 
oder dort zu arbeiten. Der Zugang ist vom Projektleiter zu regeln. Arbeiten mehrere Projektleiter in ei-
nem Bereich, hat der Betreiber den für die Regelung des Zugangs verantwortlichen Projektleiter zu 
bestimmen. Die Anwesenheit von Stammpersonal und Betriebsfremden ist zu dokumentieren.  
5. Für die Desinfektion von Materialien, die aus dem Bereich ausgeschleust werden, muss eine desinfi-
zierbare Schleuse zur Verfügung stehen. Die Desinfektion kann z.B. durch Dampf, chemische Mittel 
oder energiereiche Strahlung erfolgen.  
6. Die im Tierhaltungsraum benötigten Materialien, Gegenstände und Tiere sind über Schleusen, Bega-
sungskammern oder Durchreicheautoklaven mit Einrichtungen zur Desinfektion einzubringen. Vor und 
nach dem Einschleusen ist die Schleuse zu desinfizieren.  
7. Gentechnisch veränderte Organismen oder damit kontaminiertes biologisches Material, das zu weite-
ren Untersuchungen im lebensfähigen oder intakten Zustand ausgeschleust werden soll, ist in einen 
unzerbrechlichen, dicht verschlossenen Behälter zu verpacken und entsprechend zu desinfizieren 
(z.B. Tauchbad mit Desinfektionsmittel, Begasung). Der Behälter ist in einen unzerbrechlichen zwei-
ten Behälter zu stellen, der auch dicht verschlossen wird.  
8. Alle übrigen Materialien müssen vor der Entfernung aus dem Tierhaltungsraum sterilisiert oder durch 
eine gleichwertige Behandlung desinfiziert werden. Ist dies nicht möglich, muss das Material in einem 
geschlossenen, bruchsicheren, lecksicheren Primärbehältnis verpackt und in einem desinfizierten, 
versiegelten Transportbehältnis zur Entsorgung verbracht werden.  
9. Arbeiten mit humanpathogenen Organismen der Sicherheitsstufe 4 haben im Tierhaltungsraum, so-
weit dies möglich ist (z.B. bei kleinen Versuchstieren), in einer Sicherheitswerkbank der Klasse III 
oder in geschlossenen Apparaturen oder mit fremdbelüfteten Vollschutzanzügen zu erfolgen.  
10. Bei einem Notfall sind alle angemessenen Maßnahmen zu treffen, um das Austreten vermehrungsfä-
higen biologischen Materials aus dem Tierhaltungsraum zu verhindern.  




H i n w e i s 
 
Die bisher veröffentlichten Forschungsberichte können auf den Homepages der  
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Instituts der Feuerwehr Sachsen-Anhalt in Heyrothsberge 
http://www.sachsen-anhalt.de/LPSA/index.php?id=25361 
 
eingesehen werden. 
 
